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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vorsitzender Göschelbauer: Ich e r ö f f n e 
die 436. Sitzung des Bundesrates. 

Das Protokoll der 435. Sitzung des Bundes­
rates vom 24. Juli 1983 ist aufgelegen, unbean­
standet geblieben und gilt daher als geneh­
migt. 

E n t  s c h u I d i g t haben sich die Bundes­
räte Ing. Eder, Berger und Dr. Danzinger. 

Antrittsansprache des Vorsitzenden 

Vorsitzender Göschelbauer: Meine Damen 
und Herren! Hoher Bundesrat! Mit 1. Juli die­
ses Jahres ist der Vorsitz im Bundesrat wie­
der auf das Bundesland Niederösterreich 
übergegangen. Als Erstgereihter kommt mir 
die besondere Auszeichnung zu, hier in die­
sem Haus den Vorsitz zu führen. Meine 
Damen und Herren! Es ist das vierte Mal, daß 
ich mit dieser Ehre ausgezeichnet werde. Nie­
derösterreich ist nun neben dem flächenmä­
ßig größten auch das bevölkerungsstärkste 
Bundesland geworden. 

Wir haben nun eine völlig neue Situation, 
denn erstmals ist es im Bundesrat so, daß 
keine Mehrheit gegeben ist, daß bei der 
gesetzlich bestimmten Ordnung der Vorsit­
zende nicht stimmberechtigt ist, daß also 
Stimmengleichheit herrscht. Das war bisher 
nicht der Fall, zumal die ungerade Zahl der 
Mitglieder dieses Hauses nie gegeben war. 

Die Presse hat geschrieben, der Bundesrat 
wäre nun in der Zwickmühle. Ich bin nicht 
dieser Meinung. Meine doch ziemlich lange 
Erfahrung hier lehrt mich, daß der Bundesrat 
in allen Situationen einen Ausweg, "der der 
Gesamtbevölkerung dienlich war, gefunden 
hat. 

Meine Damen und Herren! Seit dem 
Jahre 1964, jenem Jahr, in dem mich der 
Landtag von Niederösterreich erstmals in den 
Bundesrat entsandt hat, hat sich auch auf der 
demokratischen Ebene· des Bundesstaates 
Österreich so manches geändert, war es doch 
im Jahre 1964 noch jene Zeit, in der die Koali­
tionsregierung am Werk war, und es war viel­
leicht dann im Jahre 1970 überraschend, daß 
nach der vierjährigen ÖVP-Einparteienregie­
rung, ein erstmaliges Experiment in Öster­
reich - man hat es damals die monokolore 
Regierung genannt -, im Jahre 1970, in dem 
ich erstmalig Vorsitzender des Bundesrates 

war, es eine sozialistische Minderheitsregie­
rung gab, die ich auch hier begrüßen konnte. 

Es haben sich auch die Zeiten gewandelt. 
Heute im Jahre 1983 stehen wir wiederum vor 
einer neuen Entscheidung, in der die stim­
menstärkste Partei mit einer kleinen Partei 

'eine Koalition geschlossen hat und der Start 
- so konnten wir es in der Presse lesen -
anerkannt wurde, allerdings mit Vorbehalt. 

Meine Damen und Herren! In diesem Haus 
ist auch sehr viel über eine Änderung der 
Geschäftsordnung, über eine Änderung der 
gesetzlichen Bestimmungen des Bundesrates 
gesprochen worden. Ich habe es immer als 
ungerecht empfunden, zumal all diese Gedan­
ken, egal, ob es um das Vetorecht oder 
irgendeine andere Form gegangen ist, sofort 
unter den Begriff ,,Aufwertung des Bundesra­
tes" subsumiert wurden, wobei ich der Mei­
nung bin, es war eigentlich ja nie die Rede 
von einer Aufwertung, sondern von einer zeit­
gemäßen Anpassung der Entscheidungsmög­
lichkeit dieses Bundesrates. 

Alle Aufgaben, die uns durch die Verfas­
sung gestellt sind, sind sehr umfangreich. 
Wenn wir all diese Dinge wahrnehmen, so 
glaube ich, ist der Aufgabenbereich, die 
Arbeit, die der Bundesrat zu bewältigen hat, 
sehr, sehr groß. Wir sind die Länderkammer; 
es ist ein Modewort geworden, viel über Föde­
ralismus zu sprechen. Gestatten Sie mir, daß 
ich auch in dieser Frage heute ein offenes 
Wort sage. Für mich endet der Föderalismus 
nicht auf Länderebene, sondern er muß alle 
Gebietskörperschaften umfassen, auch die 
Gemeinden, die Städte, all die bürgernahen 
Verwaltungen, die jetzt mit großen Schwierig­
keiten zu kämpfen haben. Ich brauche nur auf 
die Spitalserhaltung, auf Versorgung der· 
Bevölkerung hinweisen, wo es jetzt sehr 
große Probleme gibt. Ich glaube, daß man bei 
diesem Gedanken auch alle Gebietskörper­
schaften mit einbeziehen müßte, denn so gibt 
es die Gewähr, daß bürgernah verwaltet wird, 
daß Verständnis bei der Bevölkerung· gefun­
den wird und daß auch in diesen kleinen 
Gemeinschaften die Bereitschaft zur Mithilfe 
gegeben ist. 

Vor einigen Tagen konnten wir auch lesen, 
daß das Parlament in einer Backofen-Tempe­
ratur, so hieß es, den "Kehraus" gefeiert 
habe, daß das Parlament in die Ferien gegan­
gen sei. Wie sehr muß es eigentlich den Bür­
ger Österreichs verwundern, wenn er heute 
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Vorsitzender Göschelbauer . 

am Parlament vorbeifährt und wieder die 
Fahne draußen wehen sieht. Es gibt also doch 
noch etwas, was nicht auf Urlaub ist - und 
das ist der Bundesrat. 

Ich meine auch, daß sich unsere Körper­
schaft .dahin gehend profilieren müßte,· daß 
man nicht nur den Nationalrat als "Parla­
ment" bezeichnet. Dabei faßt eigentlich die­
ses Forum alle Beschlüsse erst endgültig, und 
wenn ich jetzt böswillig wäre, könnte ich 
sagen, jetzt bringen wir auch keine Mehrheit 
für einen Einspruch zusammen. Man sollte 
aus dieser Sicht heraus, glaube ich, manches 
tun. Ich empfinde es auch als ungut, daß die 
neue Geschäftsordnung, über die ja sehr viel 
gesprochen wurde, eigentlich an Kleinigkei­
ten scheitert und nicht beschlossen wird. 

Des weiteren wäre, glaube ich, auch die 
Möglichkeit des echten Vetorechtes notwen­
dig. Zumal es um Länderinteressen geht, 
zumal es auch um Interessen der Gebietskör­
perschaften geht, ist es für mich nicht befrie­
digend, wenn ein Einspruch im Bundesrat 
erhoben wird und die einzige Reaktion darauf 
ein trotziges Beharren im Nationalrat ist, der 
dann dieses Gesetz Wirklichkeit werden läßt. 
Man müßte sich also schon mit den Gründen 
des Einspruches auseinandersetzen und 
einen Konnex herstellen. 

Wir haben ja einen ständigen gemeinsamen 
Ausschuß zwischen National- und Bundesrat, 
der Finanzangelegenheiten betrifft, aber ich 
glaube, das gehörte forciert, denn soviel ich 
mich erinnern kann, hat sich dieser nur kon­
stituiert nach einer Neuwahl, echte Arbeit ist 
aber nicht geschehen. Man sollte hier, zumal 
ja bei Einsprüchen des Bundesrates nicht 
sämtliche Gesetzesmaterien, auch nicht sämt­
liche Artikel eines Gesetzes beeinsprucht wer­
den, sondern nur gewisse Sachen, speziell 
was die Bürger, die Gemeinden, die Länder 
anlangt, zumindest eine Änderung in diesem 
Bereich vornehmen. 

Meine Damen und Herren! Auch die Frage 
der fraktionellen Abstimmung in dieser Län­
derkammer wird diskutiert, das ist auch eines 
Gedankens wert, denn letztendlich sollten wir 
ja nicht nur der Abklatsch des Nationalrates 
sein, sondern es sollten hier echt Länderinter­
essen vertreten werden. 

Wir wissen schon, daß wir den Landes� 
hauptleuten bei deren Konferenz nicht die 
Arbeit abnehmen können; es wird ja dort sehr 
intensiv und auch gemeinschaftlich gearbei­
tet, aber manches Mal wäre es doch auch für 
uns eine Richtschnur in. der Entscheidungs-

findung, wenn die Landeshauptleute im Falle 
eines Einspruches, im Falle eines Vetorechtes 
uns kontaktieren würden. 

Wir leben in einem Land, in dem die Bürger 
Österreichs auf Grund einer sehr modernen 
Sozialgesetzgebung mit materiellen Gütern 
voll versorgt sind. Vielleicht ist es auch Auf­
gabe dieses Hauses, uns bei allen Gesetzes­
werken genau umzusehen, wieweit der Frei­
raum des Bürgers erhalten bleibt beziehungs­
weise erweitert werden könnte. Die Proble­
matik der Finanzierbarkeit spielt da natürlich 
auch eine große Rolle. 

Wir haben auch Probleme bei der Energie­
versorgung und müssen uns darüber ernstlich 
Gedanken machen. Es gibt heute auch sehr 
viele Menschen, die von gesunder Umwelt 
reden und dabei Dinge in den Raum stellen, 
die manches Mal mit der Realität nicht ganz 
vereinbar sind. 

Meine Damen und Herren! Wir wollen auch 
eine gesunde Umwelt, wir wollen auch zurück 
zur Natur, nur glaube ich, daß mit Ausstei­
gern und ähnlichen Leuten die Zukunft nicht 
bewältigt werden kann. Es sollten hier aber 
echte Taten gesetzt werden. 

Ich erinnere mich sehr gut und deutlich an 
die Ausführungen Minister Steyrers hier im 
Bundesrat zur Frage des Umweltschutzes, des 
geringeren Beisetzens von Blei zu den 
Treibstoffen. Man muß dabei bedauern, daß 
sich der seinerzeit anzubahnen scheinende 
Weg der Alternativversorgung aus heimischer 
Produktion nicht realisieren ließ, daß wir 
heute an Stelle des Bleizusatzes Aromate bei­
setzen, wobei die Wissenschafter darüber 
streiten, ob diese giftiger als Blei sind oder 
nicht. 

Wir haben in Österreich die Möglichkeit, 
auch Produkte zu erzeugen, durch die nicht 
Bodenschätze ausgeräumt werden, sondern 
die sich auf Grund der jährlich wiederkehren­
den Ernte erneuern können. Man müßte diese 
Zusätze näher untersuchen und die Bereit­
schaft deutlicher ma.chen, auf diesem Gebiet 
etwas tun zu wollen. 

Meine Damen und Herren! Die technischen 
Voraussetzungen für die Produktion des Bio­
sprites sind gegeben. Wir haben jüngst bei 
einem Besuch in Amerika eine derartige 
Anlage gesehen und waren freudig über­
rascht, als das uns empfangende Komitee 
Wiener Dialekt sprach: Auf unsere Frage: 
wieso?, kam die Antwort: Wir sind "eh" lauter 
Österreicher, die hier die Fabrik gebaut 
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Vorsitzender Göschelbauer 

haben, die die Betreuung hier machen, das ist 
die Firma Vogelbusch, die in Amerika gegen 
eine sicherlich sehr starke Weltkonkurrenz 
Aufträge erhalten hat und die diese Betriebe 
aktiv führt. 

Unser Land ist reich an Schönheit, und es 
ist, glaube ich, wirklich wert, unseren vollen 
Einsatz für dieses Land zu leisten, daß wir 
eine bürgernahe Verwaltung haben, daß wir 
auch danach trachten, daß sich der Staatsbür­
ger vielleicht durch zuviel Staat in seiner 
Eigenentscheidung gehemmt fühlt. Jedem 
soll soviel wie möglich an Eigenständigkeit 
und persönlicher Freiheit gewährt werden. 

Betrachten wir uns als kritische Beobachter 
gegen ein Zuviel an Zentralismus! Eine große 
Aufgabe für uns alle ist es, die kleinen 
Gemeinschaften zu pflegen, zu erhalten. Für 
alle, die in diesem Haus - ob links oder 
rechts - sitzen, wären diese Gedanken und 
deren Befolgung dazu angetan, daß eine 
Debatte über die Aufwertung des Bundesra­
tes in Zukunft eigentlich nicht mehr notwen­
dig wäre. 

Meine Damen und Herren! Ich darf zum 
Abschluß meinem Amtsvorgänger , Herrn 
Bundesrat Tratter, für seine Amtsführung im 
Vorsitz des Bundesrates Dank und Anerken­
nung aussprechen und darf ihm - Ihre 
Zustimmung voraussetzend - ein Tele­
gramm mit Genesungswünschen in seinen 
Heimatort übersenden. (Allgemeiner Beifall.) 

Angelobungen 

Vorsitzender: Eingelangt ist ein Schreiben 
des Kärntner Landtagsamtes betreffend Man­
datsveränderungen im Bundesrat. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführer Leopoldine Pohl: 

Lagerverwalter, 9400 Wolfsberg, St. Johan­
ner-Straße 39. 

Über Vorschlag der ÖVP: 

2. Dkfm. Petschnig Otmar, Komm.-Rat, 
geb. 1925, Gewerbetreibender, 9020 Klagen­
furt, Rosentalerstraße 87, Ersatzmann: Kern 
Ruth, geb.1930, Hausfrau, 9201 Krumpendorf, 
Koschatweg 33. 

Ihr Mandat als Mitglied des Bundesrates 
(Ersatzmann) haben zurückgelegt: 

1. Tratter Franz, geb.1923, Angestellter, 
9122 St. Kanzian, Seelach 110, Ersatzmann: 
Simonitsch Alfred, geb. 1940, Angestellter, 
9020 Klagenfurt, Seegasse 83, und 

2. Dipl. -Ing. Gasser Hans, geb. 1937, Bauer, 
9805 Baldramsdorf, Gendorfweg 60, Ersatz­
mann: Gatterer Edeltraud, geb. 1954, Ange­
stellte, 9500 Villaeh, Teichweg 14. 

Der Direktor des Landtagsamtes: 
Dr. Putz" 

Vorsitzender: Danke. 

Die neuen Mitglieder des Bundesrates sind 
im Hause anwesend. Ich werde daher sogleich 
ihre Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch 
die Frau Schriftführer werden die neuen Bun­
desräte über Namensaufruf die Angelobung 
mit den Worten "Ich gelobe"· zu leisten haben .. 

Ich ersuche die Frau Schriftführer um die 
Verlesung der Gelöbnisformel und anschlie­
ßend um den Namensaufruf. 

Schriftführer Leopoldine Po  h I verliest 
die Gelöbnisformel. Die Bundesräte 
Dr. A m  b r o zy und Dkfm. P e t s e h n i g 
leisten die Angelobung mit den Worten "Ich 

. gelobe". 

Vorsitzender: Ich begrüße die neuen Kärnt-
,,An die Parlamentsdirektion ner Bundesräte recht herzlich in unserer 

Mitte. (Allgemeiner Beifall.) 
Es wird mitgeteilt, daß der Kärntner Land­

tag in seiner 38. Sitzung am 1. Juli 1983 als 
Mitglieder (Ersatzmänner) des Bundesrates Einlauf 
gewählt hat: 

Vorsitzender: Eingelangt sind zwei Schrei-
Über Vorschlag der SPÖ: ben des Bundeskanzleramtes betreffend 

1. Dr. Ambrozy Peter, Landesparteisekre­
tär, geb.1946, 9020 Klagenfurt, Hohlweg 2, 
Ersatzmann: Liebentritt Hans, geb. 1920, 

Ministervertretungen. 

Ich ersuche die Frau Schriftführer um Ver­
lesung dieser Schreiben. 
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Schriftführer Leopoldine Pohl: 

"An das Präsidium des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 6. Juli 
1983, Z1. 1 003-10/2, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf- Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Landesverteidigung 
Dr. Friedhelm Frischenschlager innerhalb 
des Zeitraumes vom 8. bis 14. Juli 1983 den 
Bundesminister für Justiz Dr. Harald Ofner 
sowie in der Zeit vom 15. bis 20. Juli 1983 den 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Vizekanzler Dr. Norbert Steger mit 
der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Neumayer" 

,.An das Präsidium des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 6. Juli 
1983, Zl. 1 003-13/1, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für Unterricht und Kunst 

. Dr. Helmut Zilk innerhalb des Zeitraumes 
vom 8. bis 19. Juli 1983 den Bundesminister 
für Inneres Karl Blecha mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Neumayer" 

Vorsitzender: Dient zur Kenntnisnahme. 

Eingelangt sind ferner jene Beschlüsse des 
Nationalrates, die Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind. 

Diese Vorlagen habe ich den in Betracht 
kommenden Ausschüssen zur Vorberatung 
zugewiesen. Die Ausschüsse haben die 
Beschlüsse des Nationalrates sowie den Au­
ßenpolitischen Bericht der Bundesregierung 
über das Jahr 1982 einer Vorberatung unter­
zogen. Die diesbezüglichen schriftlichen Aus­
schußberichte liegen vor. 

Entsprechend einem mir zugekommenen 
Vorschlag, von der 24stündigen Aufliegefrist 
der Ausschußberichte im Sinne des' § 30 
Abs. F der Geschäftsordnung Abstand zu neh­
men, habe ich die Beschlüsse des Nationalra­
tes sowie den Außenpolitischen Bericht der 
Bundesregierung und Ausschußergänzungs­
wahlen auf die Tagesordnung der heutigen 
Sitzung gesetzt. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
mit dem Vorschlag, von der Aufliegefrist 
Abstand zu nehmen, einverstanden sind, um 
ein Handzeichen. - Einwand wird keiner 
erhoben. 

Erhebt sich gegen die Tagesordnung ein 
Einwand? - Es ist dies nicht der Fall. 

1. Punkt: Außenpolitischer Bericht der Bun­
desregierung über das Jahr 1982 (2725 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gehen nunmehr in die 
Tagesordnung ein und gelangen zum 
1. Punkt: Außenpolitischer Bericht der Bun­
desregierung über das Jahr 1982. 

Bevor der Bericht gebracht wird, darf ich 
den im Hause erschienenen Außenminister 
Lanc herzlich begrüßen. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Ich bitte nun den Berichterstatter, Herrn 
Bundesrat Dkfm. Dr. Frauseher, um den 
Bericht. 

Berichterstatter Dkfm. Dr. Frauseher: Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Der gegenständ­
liche Bericht der Bundesregierung bietet eine 
Gesamtdarstellung der österreichischen 
Außenpolitik im Jahre 1982. 

Im Außenpolitischen Bericht 1982 wird aus­
geführt, daß trotz der ungünstigen internatio­
nalen Rahmenbedingungen - seit 1979 ist 
eine ernste Verschlechterung der Weltlage 
auf politischem, aber auch auf wirtschaftli­
chem Gebiet eingetreten - die Sicherheit, 
Unabhängigkeit und Freiheit Österreichs voll 
gewährleistet erscheinen. Die Rolle Öster­
reichs in der Welt, der "Wert seiner Neutrali­

. täts- und Friedenspolitik werden allgemein 
anerkannt. Dies kam 1982 anläßlich des offi­
ziellen Besuches des Bundespräsidenten in 
der UdSSR und des offiziellen Besuches des 
französischen Präsidenten Mitterand in Wien 
sowie. anläßlich des Besuches von Bundes­
kanzler Dr. Kreisky in Washington zum Aus-
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druck. Internationale Bestätigung fand unser 
Land nicht zuletzt auch als Mittler zwischen 
Ost und West, so etwa im Rahmen der KSZE, 
zwischen Nord und Süd beim Nord-Süd-Gipfel 
in Cancun und bei der Internationalen Kam­
bodscha-Konferenz. 

Die Kontinuität und Beständigkeit der 
österreichischen Außenpolitik wird besonders 
deutlich im Abstimmungsverhalten in den 
Vereinten Nationen, in der österreichischen 
Europapolitik und der Entwicklung der Bezie­
hungen Österreichs zu seinen Nachbarn, vor 
allem zeigt sie sich aber auch in der Rolle 
Österreichs als Flüchtlings- und Asylland, in 
seinem Beitrag zu den friedenserhaltenden 
Operationen und in der Entwicklung Wiens zu 
einem der drei Sitze der Vereinten Nationen. 

Wie in den vergangenen Jahren enthält der 
vorliegende Bericht eine Reihe von Neuerun­
gen, die auf Anregungen aus dem Bereich des 
National- und des Bundesrates und wissen­
schaftlicher Institutionen zurückgehen. 

Der vorliegende Bericht ist in die folgenden 
Abschnitte geteilt, die ihrerseits untergliedert 
sind: 

Österreich in der Welt: Außenpolitik 1982 
Bilaterale Beziehungen 
Multilaterale Zusammenarbeit 
Außenwirtschaftspolitik 
Entwicklungspolitik 
Auslandskulturpolitik 
Konsular- und Rechtsfragen 
Humanitäre Außenpolitik 
Österreich: Ort der Begegnung 
Information 
Auswärtiger Dienst. 

In einem Anhang sind Karten betreffend 
den Organisationsplan des Außenministe­
riums, die österreichischen Berufsvertretun­
gen, die österreichischen Honorarkonsulate 
und über das Thema "Österreich und die frie­
denserhaltenden UN-Operationen" abge­
druckt. 

Ferner sind dem Anhang Übersichten, 
Dokumente, Grundsatzerklärungen, Tätig­
keitsberichte, Länderbeiträge, der Bericht der 
Parlamentarischen Delegation beim Europa­
rat und schließlich ein Abkürzungsverzeich­
nis sowie ein Sachregister beigegeben, 

Der Außenpolitische Ausschuß hat den 
gegenständlichen Bericht in seiner Sitzung 
vom 11. Juli 1983 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 

Hause die Kenntnisnahme des Bet:ichtes zu 
empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Außenpolitische Ausschuß somit den 
A n t r a g, der Bundesrat wolle beschließen: 

Der Außenpolitische Bericht der Bundesre­
gierung über das Jahr 1982 (III-77-BR/83 der 
Beilagen) wird zur Kenntnis genommen. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum -Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dr. Müller. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Dr. Müller (SPÖ, Tirol): Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bundesmi­
nister! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Der Außenpolitische Bericht der Bundes­
regierung über das vergangene Jahr wurde 
vor wenigen Tagen im Nationalrat zur Kennt­
nis genommen, und gestern hat auch, Wie es 
der Herr Berichterstatter bereits festgestellt 
hat, der Außenpolitische Ausschuß des Bun­
desrates einstimmig die Kenntnisnahme 
beantragt. 

Jeder, der diesen Bericht liest, wird zur 
Meinung gelangen, daß dieses über 400 Seiten 
starke Werk eingehend diskutiert werden 
muß. Es war auch schon in den letzten Jahren 
so, daß der Außenpolitische Bericht der Bun­
desregierung immer einen der Höhepunkte in 
der Bundesratsdebatte dargestellt hat, denn 
hier ist die Gelegenheit, hier ist der Ort, um 
die Bedeutung der Außenpolitik für unser 
kleines Land und für seine Menschen darzu­
stellen und das politische Wollen in dieser 
Frage zum Ausdruck zu bringen. 

Der Außenpolitische Bericht zeigt eines, 
wenn ich einen Schwerpunkt herausgreifen 
darf, sehr deutlich, nämlich die Einbettung 
Österreichs in die internationalen Beziehun­
gen, aber auch in die internationalen Krisen. 
Er ist sicherlich zum Teil eine nüchterne Dar­
stellung von Fakten. Aber wenn man den 
Strich darunter macht, wenn man die politi­
sche Wertung vorzunehmen, den politischen 
Inhalt zu werten hat, besagt er eines sehr 
deutlich: Er bedeutet die Absage an jede 
Kirchturmpolitik, an jede selbstsüchtige 
Beschränkung nur auf sich selbst und so wei­
ter. 

Wenn man eInIge Fakten herausnimmt: 
1979 bis 1982 hat es 55 000 Menschen gegeben, 
die in unserem Land Asyl gesucht haben. Die 
Aufwendungen dafür haben allein im 
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Jahr 198� aus dem Budget 1,5 Milliarden 
Schilling betragen. 

Jeder zwölfte UN-Soldat ist ein Österrei­
cher, und Österreich ist auch einer der wich­
tigsten Konferenz- und Kommunikationsorte 
der Welt geworden. Ich erinnere nur kurz an 
die Weltversammlung über das Problem des 
Alterns und an die zweite Weltraumkonfe­
renz. 

Es wird im Bericht weiters über die welt­
weiten Auswirkungen der regionalen Krisen 
geschrieben, es werden über die Krise in den 
internationalen Beziehungen Aussagen 
getroffen, und es wird auch, und das möchte 
ich ganz zentral darstellen, an die österreichi­
sche Verpflichtung zur Solidarität mit der 
dritten Welt wieder erinnert. 

Wie bereits in der Berichterstattung ausge­
führt wurde, enthält der Bericht über die 
Außenpolitik im Jahre 1982 neben einem 
Übersichtsteil, beispielsweise: Österreich in 
den internationalen Organisationen, die Wirt­
schaft im internationalen Vergleich, Außen­
handel, Vertretungsbehörden und so weiter, 
auch eine Dokumentation grundsätzlicher 
Erklärungen und Stellungnahmen. 

Gestatten Sie, daß ich hier einige Punkte 
herausgreife, die wieder in Erinnerung geru­
fen und auch hier zur Diskussion gestellt wer­
den sollten. 

Eine der sicher aktuellsten Erklärungen 
war die Erklärung des Bundespräsidenten, 
des Bundeskanzlers Dr. Bruno Kreisky und 
des französischen Staatspräsidenten Mitte­
rand vom 17. Juni 1982 zur Libanon-Krise. 
Darin steht wörtlich der Satz: "Wir appellie­
ren, daß die legitimen Rechte des palästinen­
sischen Volkes anerkannt und respektiert 
werden." 

Von meiner Fraktion aus muß ich sagen, 
daß diese Aussage auch eine grundsätzliche 
Aussage unserer Partei geworden ist, und wir 
werden sicherlich die künftige Entwicklung 
im Libanon und in dieser Region nicht 
schweigend verfolgen. 

Es wird in diesen grundsätzlichen Aussa­
gen sehr häufig auch über die Situation Süd ti­
rols und über die Verpflichtung Österreichs 
als Schutzmacht gesprochen. 

Bundesminister Willibald Pahr hat am 
14. Dezember des vergangenen Jahres 
erklärt, daß in Südtirol bereits ein bemer­
kenswertes Ausmaß an Autonomie festzustel-

len sei, daß aber konkret noch neun Fragen 
ungelöst seien. Zu diesem Zeitpunkt hat er 
vor allem die Sprachenfrage und die Errich­
tung einer autonomen Sektion Bozen des Ver­
waltungsgerichtshofes angeführt. 

Und wiederum ein wörtliches Zitat: "Die 
Schutzfunktion" - sagt Außenminister Pahr 
- "erfordert auch in Hinkunft eine aktive 
Politik Österreichs für die Erhaltung und die 
Entwicklung der Südtiroler Volksgruppe." 

Gestatten Sie hier eine Anmerkung dazu. 
Wenn hier gesagt wird: "aktive Politik", dann 
meinen wir damit nicht allein finanzielle 
Unterstützung oder den Einsatz üblicher 
außenpolitischer Instrumente, sondern auch 
weitere Elemente, beispielsweise das aktive 
Interesse weitester Kreise oder möglichst 
weiter Kreise in Österreich an der Politik in 
Südtirol, beispielsweise an der Lage der Süd­
tiroler Arbeitnehmer, der Landwirtschaft, der 
wirtschaftlichen Situation insgesamt. Das 
brauchen wir, wenn wir uns zu Südtirol 
bekennen wollen. > 

Deshalb finde ich es bedauerlich, daß bei­
spielsweise die Arge Alp noch immer die 
Gewerkschaften in ihren Konferenzen und 
Sitzungen nicht zuläßt. 

Ein weiterer Teilbereich der Südtirolbezie­
hungen ist sicher das eine, daß die feststell­
bare Entfremdung zwischen den Menschen in 
Österreich und Südtirol wieder gestoppt wird. 
Es ist hier wirklich ein Auseinanderleben 
festzustellen. 

Und eines, glaube ich, müssen wir sagen: 
daß die finanzielle Unterstützung Südtirols 
nicht mehr das erstrangige Problem ist. Südti­
rol hat ein höheres Landesbudget als bei­
spielsweise das Bundesland Tirol, bei weniger 
Einwohnern. 

Ich bin der Meinung, daß neue Elemente in 
die Südtirolpolitik hineinmüssen, wie bei­
spielsweise das schon zitierte aktive Inter­
esse, der Stopp der Entfremdung und so wei­
ter. Das sind Dinge, die man nicht allein mit 
Finanzspritzen beziehungsweise mit Subven­
tionen von irgendwelchen Projekten lösen 
kann. 

Ein weiteres Beispiel aus dem Außenpoliti­
schen Bericht ist das sogenannte USA-Kon­
zept, nämlich der Versuch, die Gestaltung der 
österreichisch-amerikanischen Beziehungen 
von 1983 bis ·1986 zu beschreiben und auch 
entsprechende organisatorische Maßnahmen 
zu setzen. Dieses Konzept wurde von der Bun-
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desregierung auch am 14. Dezember 1982 
beschlossen. 

Wenn ich daran denke, daß der ÖVP-Abge­
ordnete Dr. Ludwig Steiner im Nationalrat 
den Vorwurf gemacht hat, daß der Außenpoli­
tische Bericht kaum wertet, dann hat er 
zumindest diesen Teil nicht gelesen, denn 
kaum wo sonst wird so viel von Werten 
gesprochen. Es wird darüber gesprochen über 
die vielen gemeinsamen Grundwerte zwi­
schen den Vereinigten Staaten und unserem 
Land in der Gesellschaftsgestaltung. 

Es wird aber auch noch über einen anderen 
Wert gesprochen, und zwar über den Wert der 
Neutralität Österreichs, dessen Interessen 
mit der Führungsmacht der westlichen 
Allianz nicht in jeder Frage übereinstimmen 
können, wenn man sich· nicht selber aufgeben 
will. Ich bin sehr froh, daß der Außenpoliti­
sche Bericht hier eine deutliche Sprache 
spricht. 

Ich habe an alle die dringende Bitte, und 
das geht weit über den Bereich des Außenmi­
nisteriums hinaus, daß dieses Thema des 
Nord-Süd-Dialogs zentral im Auge bewahrt 
wird, vor allem von allen verantwortlichen 
Institutionen. Die existentiellen Anliegen der 
dritten Welt dürften niemals von der Tages­
ordnung verschwinden, auch wenn uns viele 
andere Probleme drängen. Und ich bin davon 
überzeugt, daß Bundesminister Erwin Lanc 
den Weg des Engagements, der Initiative von 
Bundeskanzler Dr. Kreisky und seines Vor­
gängers weiter verfolgen wird. 

Ich habe schon gesagt, daß von der ÖVP­
Seite - zumindest im Nationalrat, das andere 
werden wir bei unseren Nachrednern ja noch 
sehen - der Vorwurf an den Bericht gekom­
men ist, er sei zu wenig wertend. Auf der 
anderen Seite kommt immer wieder der Vor­
wurf von derselben Partei an die österreichi­
sche Außenpolitik der letzten Jahre und 
sicher auch der Gegenwart, daß sie zu viel 
wertend sei, daß sie viel zu initiativ sei, daß 

Ich habe schon angedeutet, daß die Ent- man sich viel zuviel um internationale Bezie­
wicklungspolitik einen breiten Raum in die- - hungen kümmere und so weiter. 
sem Bericht einnimmt. Wir haben eine Rezes­
sion in den Industriestaaten und es sind zur 
gleichen Zeit neue politische Fragen aufge­
taucht, wie Arbeitsplatzsicherung, Umweltfra­
gen und so weiter. Wir haben darüber die 
Lage der dritten Welt wieder nahezu verges­
sen. Der Bericht weist uns demgegenüber auf 
unsere Verantwortung als relativ reiches 
Land für die Entwicklungspolitik hin. 

Wenn ich ganz kurz an einen Vorgang erin­
nern darf: Wir erinnern uns noch gut, daß auf 
Grund der Initiative des ehemaligen Bundes­
kanzlers Dr. Bruno Kreisky und des Außen­
ministers Dr. Pahr eine Initiative für die 
Ankurbelung des Nord-Süd-Dialogs, der zu 
diesem Zeitpunkt ja nahezu erstorben ist, 
ergriffen worden ist, daß in Cancun im Okto­
ber 1981 ein globales Gipfeltreffen durchge­
führt wurde. 

In der weiteren Entwicklung wollte die 
Gruppe der 77, in der ja die Entwicklungslän­
der vertreten sind, weiterhin globale Ver­
handlungen unter Einbezug der kritischen 
Fragen wie Währung, Finanzen und Energie. 
Die starken Industrieländer setzten dagegen 
auf die Spezialbehandlung dieser Frage durch 
Spezialorganisationen, wie durch den Interna­
tionalen Währungsfonds. Österreich hält 
dagegen wieder den globalen Lösungsversuch 
für sehr wünschenswert und hat versucht, 
aktiv zu vermitteln, daß in dieser Frage wie­
der etwas weitergeht. 

Ich möchte hier ganz leidenschaftslos als 
erster Redner sagen, daß diese Vorwürfe 
sicher ungerechtfertigt sind. Meine Damen 
und Herren! Wir wollen keine österreichische 
Außenpolitik des Schweigens, des Schweigens 
vor Aufrüstung und Unterentwicklung, vor 
Krieg und Unterdrückung und des Schwei­
gens vor Apartheid und Ausbeutung. Und wir 
werden uns zu Wort melden bei den konkre­
ten Dingen, wenn etwa Kernkraftwerke 
direkt an unseren Grenzen gebaut werden, 
wenn Raketen, was genauso der Fall ist, 
direkt auf österreichische Ziele gerichtet sind 
oder wenn umweltzerstörende Maßnahmen in 
unmittelbarer Nachbarschaft gesetzt werden. 

Die österreichische Außenpolitik war im 
letzten Jahrzehnt und ist und muß bleiben 
mehr als bloß die Verwaltung von gerade 
daherkommenden Problemen, mehr als bloß 
Krisenbewältigung. Sie muß bleiben die 
Gestaltung der bilateralen und der multilate­
ralen Beziehungen, und sie muß vor allem 
sein: eine aktive Mitsprache im Weltgesche­
hen. 

Das erkannt zu haben danken wir vor allem 
dem ehemaligen Bundeskanzler Dr. Bruno 
Kreisky und der Regierung, und ich glaube, 
der Bericht ist ein Ausdruck dafür. Denn ver­
gessen wir vielleicht eines nicht: daß Öster­
reich ein Land der Hoffnung ist nicht nur für 
Asylsuchende, sondern für viele Menschen 
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und für viele Länder, die uns als Anwalt brau­
chen. - Ich danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender: Weiters zum Wort gemeldet 
hat sich Herr Bundesrat Dr. Hoess. Ich erteile 
ihm dieses. 

Bundesrat Dr. Hoess (ÖVP, Steiermark): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Hohes Haus! Der zur Behandlung stehende 
Außenpolitische Bericht 1982, den meine 
Fraktion zustimmend zur Kenntnis nehmen 
wird, gibt Gelegenheit zum Rückblick und, 
was angesichts des Regierungswechsels noch 
wichtiger scheint, Anlaß zur Befassung mit 
den künftigen Leitlinien der österreichischen 
Außenpolitik. 

Lassen Sie mich eingangs meinen Kollegen 
im Außenamt danken für die umfassende 
Arbeitsleistung, die sie vollbracht haben. Ich 
weiß, was es heißt, einen solchen Bericht 
neben der täglich anfallenden Arbeit zu 
erstellen und noch dazu so rechtzeitig zu 
erstellen. 

Darüber hinaus wollen wir von dieser Stelle 
auch allen Mitarbeitern des Auswärtigen 
Dienstes im In- und Ausland Dank sagen für 
ihre tägliche Arbeit, die sie trotz sich häufen­
der materieller und bürokratischer Hinder­
nisse in überwiegendem Maße hervorragend 
leisten. 

Denn, �eine sehr geehrten Damen und 
Herren, in diesem Bericht steht natürlich 
nicht drinnen, was ein Insider weiß, und es 
gehört vielieicht auch nicht in diesen Bericht 
hinein, daß ein Missionschef zum Beispiel 
ungleich einem Handelsdelegierten kein Pou­
voir hat, über ein Reisebudget zu verfügen in 
seinem Amtsbereich, gegen Verrechnung 
natürlich, sondern daß er jede kleinste not­
wendige Fahrt außerhalb seines Dienstortes 
und Dienstsitzes gesondert beantragen muß. 
Es steht natürlich nicht drinnen in diesem 
Bericht, daß er über jedes Telefongespräch 
Buch führen muß, wann, mit wem, zu wel­
chem Zweck. 

Herr Bundesminister! Das war vor Ihrer 
Zeit eingeführt worden. Ich würde Sie bitten, 
vielleicht kann man da doch angesichts eines 
Spruches des Wiener Einigungsamtes in einer 
solchen Angelegenheit - zu lesen in der "AZ" 
vom 9. Juli - etwas unternehmen. Dort wird 
nämlich ausgeführt, daß die Menschenwürde 
berührt werde durch solche Kontrollrnaßnah­
men, insbesondere dadurch, daß die Kontroll­
rnaßnahmen das dauernde Gefühl einer 

potentiellen Überwachung entstehen ließen. 
Ich würde es unseren Herren der Personal­
vertretung anheimstellen, sich damit zu 
befassen. 

Umso mehr, das muß ich sagen, gebührt 
unseren Kollegen Dank, daß sie derartige Lei­
stungen vollbringen. Und. wenn, wie es jetzt 
aussieht, die KSZE- Nachfolge- Konferenz in 
Madrid doch zu einem positiven Ende gelan­
gen könnte, dann gebührt unser Dank dem 
unermüdlichen Einsatz unserer Delegation 
und deren Leiter, Botschafter Dr. Ceska, und 
gleichermaßen der Zentrale, die ihn konzeptiv 
arbeiten ließ und auf diese Weise. zum Ver­
such der Erhaltung einer sinnvollen Detente 
beitragen konnte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn in letzter Zeit auch in Anfragen an 
den Herrn Bundesminister die Frage nach 
der Zusammenarbeit der Vertretungsbehör­
den mit den Handelsdelegierten aufgeworfen 
wird, dann möchte ich als einer, der die Dinge 
aus der Praxis kennt, davor warnen, den 
bewährten Dualismus Missionschef - Han­
deisdelegierter etwa in Frage zu stellen: 

Die meisten meiner Kollegen im Außenmi­
nisterium werden mir zustimmen, daß wir 
von vielen Staaten um diese Einrichtung 
beneidet werden und daß wir bei der existie­
renden Arbeitsteilung Mission - Handelsde­
legation ein Maximum an Erfolg für Öster­
reich herausholen können. Und das allein 
zählt, meine Damen und Herren! (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Es ist jedenfalls erfreulich - und der 
Bericht bringt dies zum Ausdruck -, daß im 
Laufe der Jahre das Wirtschaftsbewußtsein 
im Außenministerium - wenn ich so sagen 
darf - bedeutend angewachsen ist. Gerade 
zum Beispiel in der Frage des Technologie­
transfers konnte sich Herr Landeshauptmann 
Dr. Krainer vor ungefähr Monatsfrist von der 
Effizienz unserer Vertretungsbehörden in den 
USA überzeugen, die es ihm ermöglichte -
nach vorherigen Interventionen von Mitglie­
dern der Bundesregierung, wofür wir uns, 
Herr Bundesminister, besonders bedanken' 
wollen - ,  in einem letzten Anlauf in dieser 
für die Steiermark so wichtigen Angelegen­
heit einen Erfolg zu erzielen. 

Überhaupt wurde die Zusammenarbeit mit 
dem Bundesministerium . für Auswärtige 
Angelegenheiten während der vergangenen 
Jahre auch hinsichtlich unserer Aktivitäten 
im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft Alpe 
Adria intensiviert, und ich habe Herrn Bun­
desminister Pahr dafür aufrichtig zu danken. 
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Ich bin sicher, daß diese Kooperation zum 
Nutzen Österreichs und im Sinne der Idee des 
kooperativen Bundesstaates auch weiterge­
führt werden wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch auf dem Gebiet der Auslandskultur 
haben wir eine enge Kooperation zwischen 
dem Land Steiermark und der zuständigen 
Sektion im Bundesministerium für Auswär­
tige Angelegenheiten entwickelt, wie es in 
einem Gastspiel des Grazer Schauspielhauses 
in Zagreb im Jahre 1982 in einer Faust-Insze­
nierung und erst jüngst bei den Gesprächen 
über ein österreichisch-französisches Kultur­
abkommen, in denen steirische Wünsche 
berücksichtigt wurden, zum Ausdruck kam. 

Ein Hinweis allerdings auf dieses Agramer 
Gastspiel scheint mir in dem Bericht zu feh­
len. Vielleicht kann man das dann nächstes 
Jahr oder irgendwie berücksichtigen. 

Ich glaube aber, - daß zur Auslandskultur 
auch noch ein kleiner Abschnitt, den ich in 
der "Presse" vom 11. 7. 1983 fand, zitierens­
wert ist. Ich glaube aber nicht, daß das vom 
Außenministerium organisiert wurde. 

Da ist "Kunst nach 1960", eine Ausstellung 
in Budapest, von der früheren Frau Bundes­
minister für Wissenschaft und dem jetzigen 
Herrn Bundesminister eröffnet worden. Da 
werden nicht nur österreichische Künstler 
nach 1960, sondern auch sowjetische Künstler 
aus der Sammlung Ludwig ausgestellt. Da 
werden sich die Ungarn aber freuen, daß sie 
endlich Werke sowjetischer Künstler zu 
sehen bekommen können. 

Auf dem Gebiet der Auslandskultur - oder 
vielleicht besser gesagt: der Public Relations 
- unterbreite ich folgenden Vorschlag zur 
Anreicherung des Amerika-Konzepts, meine 
sehr geehrten Damen und Herren: 

Es sollten so rasch wie möglich Gespräche 
mit dem ORF, mit Generalintendant Bacher 
und Hugo Portisch betreffend eine englisch­
sprachige Version der Serie Österreich II auf­
genommen werden. Die kommerziellen. TV­
Stationen der USA würden diese Serie - da 
bin ich ganz sicher - übernehmen. Die 
Bedeutung für unser Image brauche ich nicht 
zu unterstreichen. Das ist jedenfalls besser, 
als irgendwelche Werbefilme zu konzipieren, 
die kommerziell kaum untergebracht werden 
können und nur Geldmittel kosten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Dem grundsätzlichen Inhalt des Außenpoliti­
schen Berichtes 1982, vor allem dem politi-

schen Bekenntnis zur Gemeinschaft westli­
cher Demokratien und die Absage an ideologi­
sche Neutralität, wird wohl niemand seine 
Zustimmung versagen. Woran liegt es dann, 
daß über die Jahre im In- und Ausland ein 
gewisses Unbehagen über die Art spürbar 
wurde und werden konnte, in der die österrei­
chische Außenpolitik in einigen Bereichen 
agierte? 

In der Tat: Wenn man einige Aktionen, dar­
unter auch Abstimmungsverhalten in den 
Vereinten Nationen, an den im Bericht nie­
dergelegten Prinzipien mißt; kann man dieses 
Unbehagen zumindest verstehen. Wenn sich 
Österreich zum Beispiel in der Frage der 
Satelliten-TV-Übertragungen entgegen der 
Mehrheit der westlichen Staaten der Stimme 
enthielt, dann wurde Grundsatzpolitik über 
Bord geworfen. 

Der Herr Bundesminister wird ja wohl 
nicht behaupten, daß es sich hierbei gemäß 
seiner in einer Anfragebeantwortung am 
7. Juli im Nationalrat geäußerten Meinung 
um eine Abstimmung handelt, die in die real­
politische Kategorie fällt. - Wir haben -
gemäß dieser Anfragebeantwortung - jetzt 
zwei Kategorien bei Abstimmungen: grund­
satz- und realpolitische Kategorien. 

Oder zuletzt das Stimmverhalten bei eini­
gen politischen Resolutionen der UNCTAD­
Konferenz in Belgrad. Von anderen in der 
Vergangenheit liegenden Aktionen der frühe­
ren Bundesregierung ganz zu schweigen. 

Ich sage Ihnen hier auch ganz offen - viel­
leicht als Profi -: Natürlich ist es uns nicht 
verwehrt, jeden Menschen nach Österreich 
einzuladen, den wir wollen. Es hat überhaupt 
mit Neutralität nichts zu tun, ob wir einen 
Herrn Gaddafi einladen oder nicht. Aber ob es 
klug ist, einen Mann, der hinter jeder subver­
siven Tätigkeit von Tschad über Sudan bis 
weit entfernt nach Mindanao steht, ist die 
Frage, und ob es sich auszahlt. 

Ich war jetzt in Amerika und habe mit der 
außenpolitischen Abteilung des AFL-CIO 
gesprochen, also immerhin der größten 
Gewerkschaft dort. Ich bitte Sie, dies auch zu 
tun .. Sie werden sehen, daß wir da nicht sehr 
gut liegen bei der amerikanischen Gewerk­
schaftsbewegung in dieser Richtung. 

Meine Damen und Herren! Wir werden von 
der internationalen Staatengemeinschaft, vor 
allem von unseren Freunden, am Prüfstand 
der täglichen Wirklichkeit und nicht an der 
Rhetorik außenpolitischer Berichte oder 

( 
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Reden und Gesprächen bei Auslandsbesu­
chen gemessen. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Wir begrüßen die Erarbeitung des Ame­
rika-Konzepts. Ich möchte sagen: Es ist 
erfreulich, daß es in dem Bericht enthalten 
ist. Aber da hilft kein noch so gutes und schö­
nes Amerika-Konzept, wenn wir Freunde so 
oft unnötigerweise vor den Kopf stoßen. Das 
heißt ja nicht, daß wir ihnen sklavisch folgen 
sollen. Wir sind neutral. Auch wenn wir nicht 
neutral wären, müßten wir, selbst wenn wir in 
der verbündeten Gemeinschaft westlicher 
Demokratien sind, niemandem sklavisch fol­
gen. 

Aber unnötige Aktionen bitte ich doch zu 
vermeiden. Da ist es besser, eine dauernd 
berechenbare, verläßliche und prinzipien­
treue Politik zu betreiben. 

In diesem Zusammenhang möchte ich die 
Frage . stellen, Herr Bundesminister: Haben 
wir denn bisher kein Konzept in der Relation 
zu den USA gehab? Es hat ja jedes Außenamt 
der Welt Konzepte zu den verschiedenen 
Regionen. Heißt das womöglich, daß wir für 
andere Regionen auch kein Konzept haben? 
Daß wir also eher eine reaktive statt eine 
aktive Politik betreiben? Oder haben wir nur 
ein Konzept für jene multilateralen Organisa­
tionen und jene Regionen, in denen innenpoli­
tische Ideologie in eine bestimmte außenpoli­
tische Qualität umschlägt? 

In der Debatte im Plenum des Nationalra­
tes haben die Regierungsparteien den 
gemeinsamen Weg der österreichischen 
Außenpolitik beschworen. Wer von uns wäre 
nicht von der Notwendigkeit eines solchen 
Vorgehens überzeugt! 

Ich sage Ihnen offen: Die Ausführungen des 
Kollegen J ankowitsch in der Debatte im Ple­
num haben neue Aussichten und Nuancen 
aufgezeigt, die eine Linie der Gemeinsamkeit 
erkennen lassen, die Hoffnung gibt. Aber er 
ist ja nicht einmal außenpolitischer Sprecher 
der SPÖ. Ich bedaure, daß die FPÖ mangels 
entsprechender Stärke in den Landtagen -
und hieran wird sich, fürchte ich, in Zukunft 
kaum etwas ändern - hier nicht vertreten ist. 
(Bundesrat S c  h a c h n e r :  Fürchtet euch 
nicht!) Denn als derzeitige Regierungspartei 
muß ich mich auch mit ihr auseinandersetzen. 
Es entspräche meinem Gefühl der Fairneß, 
wenn sie wenigstens auf der Regierungsbank 
bei dieser Debatte vertreten wäre. 

Wenn Abgeordneter Klubobmann Peter 
meinte - mit dessen Ausführungen ich übri-

gens hinsichtlich des Europa-Parlaments kon­
form gehe und überhaupt hinsichtlich seiner 
Europapolitik -, die 1955 von Julius Raab 
vorgegebene Linie unserer Neutralitätspolitik 
sei mit Erfolg bis in die achtziger Jahre beibe­
halten worden, so muß dem entschieden 
widersprochen werden. Ich empfehle dazu die 
Lektüre der Arbeit des Grazer Universitäts­
professors Dr. Ginther über die Wandlung des 
Neutralitätsbegriffes seit 1955. 

Raab sagte, wir müssen uns ausschließlich 
von den Interessen des Landes und von der 
Rücksichtnahme auf die europäische Ord­
nung leiten lassen. Da ist wenig Platz für 
ideologische Außenpolitik, für eine Politik der 
Blockfreiheit im Frieden und der Neutralität 
im Krieg ä. la Schweden. 

Können Sie sich vorstellen, meine Damen 
und Herren, daß diese Bundesregierung bei 
den Ereignissen 1956 im Hinblick auf das 
Bundesheer - auf das damals junge Bundes­
heer - so wie Julius Raab gehandelt hätte? -
Ich nicht, meine Damen und Herren. 

Und der europäischen Ordnung ist nicht 
gedient, wenn der Klubobmann einer Regie­
rungspartei die Bemühungen der Super­
mächte in Genf in bezug auf die eurostrategi­
schen Waffen als bis zur Stunde leider nicht 
überzeugend qualifiziert. (Ruf bei der SPÖ.) 
Wenn derzeit 28 Raketenregimenter mit je 
neun Systemen 252 SS-20-Raketen auf Mitte­
leuropa gerichtet haben, die das Gleichge­
wicht der Kräfte gefährden, und die Sowjet­
union sich bisher weigert,. den westlichen 
Bedürfnissen nach Ausgleich auf möglichst 
niederer Stufe entgegenzukommen, dann ist 
eine solche Äußerung - ich bin sicher, unab­
sichtlich gemachte Äußerung - zumindest 
gewagt. 

Und hier, Herr Kollege Müller, kommen wir 
auf Ihre Raketenziele. Ja, das sind SS-
20-Raketen, die auf Mitteleuropa gerichtet 
sind, keine anderen! (Bundesrat Dr. M ü 1 -
1 e r : Raketen bei Brixen!) Ja sicherlich, aber 
die sind nicht auf uns gerichtet, bitte. (Bun­
desrat Dr. M ü 1 1  e r :  Aber auf die Tiroler!) 
Nein, auch nicht, nein, die sind nicht auf Sie 
gerichtet. 

Ich hoffe, daß Herr Genscher seinen Partei­
freund bald zu einem Privatissimum lädt -
vielleicht können Sie da mitfahren -, wozu er 
hoffentlich auch Vizekanzler Steger bittet. 
Mit diesem kann er dann auch gleichzeitig 
dessen Vorschlag besprechen, die Neutralität 
als Grundlage einer künftigen europäischen 
Ordnung anzunehmen, und ich muß sagen, 
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Herr Bundesminister: Hier möchte ich mit 
aller Deutlichkeit um Aufklärung ersuchen, 
ob die Bundesregierung beabsichtigt, diesen 
Gedankengängen des Vizekanzlers zu folgen, 
oder ob sie sich öffentlich davon distanziert. 
Die Dinge sind zu ernst, als daß man sie mit 
Schweigen übergehen könnte: Qui tacet, con­
sentire videtur. 

Sosehr wir das Bekenntnis der sozialisti­
schen Koalitionsregierung zur Europapolitik 
begrüßen, können wir doch nicht umhin, auch 
hier Taten und Worte gegeneinander abzuwä­
gen. Die Ablehnung der im Plenum des Natio­
nalrates von der ÖVP eingebrachten Resolu­
tion zur Europapolitik - im Wortlaut seit 
dem Vorjahr bekannt - durch die Regie­
rungsmehrheit war nicht gerade dazu ange­
tan, die Gemeinsamkeit in der Außenpolitik 
zu unterstreichen. Oder meint man nicht, was 
man in der Regierungserklärung hervorhob? 

Vor allem kam hier die Freiheitliche Partei 
in ein schiefes Licht. In der Resolution sind 
konkrete Aktionen zur Belebung unserer 
Europapolitik angeführt. Soll so die Gemein­
schaftlichkeit ausschauen?- Ist der FPÖ-Regie­
rungspartner nicht mehr Manns genug, zu 
etwas zu stehen, was er vor einem halben 
Jahr noch unterschrieben hat? 

Oder soll es hier so gehen wie bei der Lan­
desverteidigung, wo der freiheitliche Minister 
erklärt, es müßte Abfangjäger geben, dann 
wieder, er könne sich natürlich auch eine Ver­
teidigung ohne diese vorstellen, nur müsse 
halt die ÖVP ihre Meinung ändern der 
Gemeinsamkeit halber um dieser Dinge 
wegen. (Zwischenruf.) 

Ja bitte, so geht es nicht. Wir werden bald 
sehen, ob dies auch in Zukunft so weitergeht. 
Im Inneren wie im Äußeren. Da Abgeordneter 
Peter den weitgehenden Konsens in der 
Außenpolitik mit der sozialistischen Regie­
rung bereits seit Anfang der siebziger Jahre, 
meine Damen und Herren, feststellte, und der 
Bundesminister in einem ORF-Interview der 
Freiheitlichen Partei bescheinigte, in der Ver­
gangenheit nur in geringem Ausmaß nuan­
cierte Differenzen über die österreichische 
Außenpolitik artikuliert zu haben, fürchte ich, 
daß der Begriff sozialistische Koalitionsregie­
rung immer mehr Substanz erhalten könnte, 
nämlich eine Koalition zweier Sozialismen. 
(Ruf des Bundesrates C e  e h.) 

In den europäischen Gemeinschaften wird 
man sehr genau beobachten, ob wir nur eine 
Rhetorik pflegen, oder ob wir wirklich schritt­
weise näher an die EG herangehen, wie dies 

der Abgeordnete Jankowitsch mit Recht for­
derte. Wir müssen teilhaben an der Dynamik 
der Gemeinschaft, die trotz aller weltwirt­
schaftlicher Schwierigkeiten besteht. 

Das ist wie in einem Jet, meine Damen und 
Herren: Wenn Sie aufsteigen, dann spüren Sie 
den Schub, aber wenn Sie einmal oben mit 
einer großen Geschwindigkeit fliegen, dann 
spüren Sie es nicht, aber es tut sich was. 
Diese Dynamik ist da. An der müssen wir teil­
haben. 

Und es darf kein drittes Europa geben. Da 
stimme ich völlig mit dem Herrn Bundesmini­
ster überein. 

Gaston Thorn, der Präsident der EG-Kom­
mission, hat in einer vielbeachteten Rede hier 
als Gast von Generaldirektor Androsch vor 
dem Forum CA am 2. Mai, ermutigend Wis­
senschaft und Technik, Umweltschutz, Ver­
kehr, Wirtschafts- und Währungsfragen als 
Gebiete erklärt, die sich für eine verstärkte 
Zusammenarbeit mit Österreich anbieten. 
Genau darauf, meine Damen und Herren, hat 
unsere Resolution konkret abgezielt. 

\ 

Ja glaubt man, daß uns diese Haltung der 
sozialistischen Koalition glaubwürdiger in 
unseren Anliegen macht? 

Wir sollten auch ehestmöglich Überlegun-;. 
gen zu einer Verzahnung der Parlamentari­
schen Versammlung des Europarates mit dem 
Europäischen Parlament anstellen. Hiezu 
würden gemeinsame Fraktionssitzungen der 
Parteien: hie Europaparlament, hie Parlamen­
tarische Versammlung, eine wertvolle Vorar­
beit leisten. 

Ich bin auch dafür, daß die Freundschafts­
gruppe sich öfter trifft, öfter als bisher, und 
ich mache als ehemaliger Abteilungsleiter für 
Europaratsfragen im Außenministerium hier 
den Vorschlag, der darauf hinzielt, den Euro­
parat schlußendlich als eine Art Senat des 
Europaparlament zu installieren. Dies würde 
eine Verzahnung bringen, die uns allen nützt. 

Gerade wir können und müssen konstruk­
tive Perspektiven für die Zukunft aufzeigen. 
Der notwendige politische Wille muß von uns 
Österreichern mobilisiert werden, wie so oft 
auch in der Vergangenheit. W i r  müssen auf 
Europa zukommen. 

Wenn der Herr Bundesminister in seiner 
Intervention am 7. Juli im Plenum des Natio­
nalrates sagte, unsere gemeinsame ideologi­
sche Basis in der Außenpolitik sei die der plu-
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ralistischen parlamentarischen Demokratie, 
es gebe aber auch andere Felder der Ideolo­
gie, wo Auffassungsunterschiede bestehen, 
auf diesem Gebiet werde es wohl schwer mög­
lich sein, eine gemeinsame ideologische Basis 
- ich nehme an, in der Außenpolitik - zu fin­
den - mehr auf Teilfeldern, meinte er - ,  
dann, meine Damen und Herren, sehe ich 
hier Schwierigkeiten voraus. 

Ich habe auch in den .gestrigen "Salzburger 
Nachrichten" ein Zitat aus der mit leider 
nicht zugänglich gewesenen Zeitschrift 
"International" der Jungen Generation gefun­
den, wo der Herr Bundesminister folgender­
maßen zitiert wird: Daß es trotz unserer 
immerwährenden Neutralität eine grundsätz­
liche Parteinahme für die Demokratie gibt, ist 
selbstverständlich. 

Meine Damen und Herren! Da wird mir 
bang. Das Instrument der immerwährenden 
Neutralität ist denkunmöglich außerhalb der 
pluralistischen demokratischen Staatenwelt. 
Es gibt kein neutrales sozialistisches Land. 
Da kann man nicht sagen "trotz", sondern 
"weil"! Wahrscheinlich ist es falsch zitiert von 
der Zeitung, aber hier ist es unter Anfüh­
rungszeichen; ich werde es nachlesen, wenn 
ich in die Lage komme, die Zeitschrift "Inter­
national" in die Hand zu bekommen. 

Ich glaube eben, da wird es Schwierigkeiten 
geben, die ich voraussehe, und zwar Schwie­
rigkeiten, die in der ideologischen Anlage der 
Außenpolitik zu liegen scheinen. Mir ist ja ein 
Minister wirklich sympathisch, der beim Ein­
tritt über die Schwelle des Ballhausplatzes 
seine Überzeugung nicht einfach beim Portier 
abgibt. Das ist mir sicher sympathisch. Aber 
im Außenministerium muß man diese Über­
zeugungen, auch wenn man sie noch so stark 
hat, den Interessen Österreichs total unter­
ordnen, denn wir können uns eine ideologi­
sierte Außenpolitik nicht leisten. Dazu sind 

.wir zu klein, Herr Bundesminister. 

Eine Außenpolitik nach dem Konzept der 
Sozialistischen Internationale können wir 
nicht mittragen, wie etwa das im November 
1980 auf dem 15. Kongreß der SI beschlossene 
Engagement für den ersten kubanisch-sowje­
tischen Klientenstaat in Mittelamerika. 
Damals war der totalitäre Charakter des San­
dinistenregimes bereits in Konturen zutage 
getreten. Man fragt sich allenthalben, meine 
Damen und Herren: Warum werden antikom­
munistische europäische Sozialdemokraten 
zu Mitläufern, wenn· es um Lateinamerika 
geht? Ist für dort richtig und erstrebenswert, 
was man zu Hause ablehnt? Geht die Relativi-

tät der Werte so weit, daß die menschlichen 
Ideale mit Breitengrad, Hautfarbe oder Höhe 
des Sozialprodukts einem Wandel unterlie­
gen? 

Marxistisch-leninistische Diktaturen sind 
keine besseren Antworten auf die Nöte der 
Bevölkerung in Kuba, Nicaragua oder EI Sal­
vador als für die Österreicher, Schweden und 
Dänen, meine Damen und Herren! (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Nach der Gründung der Internationalen 
Demokratischen Union, der IDU, auf deren 
ersten Vorsitzenden Dr. Mock wir wirklich 
stolz sind - und dem wir von hier aus noch­
mals dazu gratulieren (Beifall bei der ÖVP) 
- , wäre es doch an der Zeit, daß sich die bei­
den großen internationalen Organisationen, 
die SI und die IDU, pragmatisch zusammen­
tun und gemeinsam ihre guten Dienste vor 
allem in Mittelamerika zur Verfügung stellen. 
Dies könnte nicht nur in EI Salvador wirklich 
von großem Nutzen sein. Ich bin auch über­
zeugt, daß ein derartiges Vorgehen nur posi­
tive Rückwirkungen auf die Gemeinsamkeit 
in unserer Außenpolitik haben würde. Dies 
würde auch unseren jungen Menschen zei­
gen, daß wir gemeinsame konkrete Schritte 
für den Frieden unternehmen. 

Der Herr Bundeskanzler hat für den Herbst 
ein Friedenspapier der SPÖ angekündigt. Der 
Frieden ist aber auch in unserem Vaterland 
unteilbar. Es gibt keinen echten Frieden, den 
etwa nur eine Partei vertreten könnte. Wir 
bekennen uns im Salzburger Programm zum 
Ringen um einen dauerhaften und gerechten 
Frieden. 

Ich und wir alle - ich glaube, alle hier aus­
nahmslos - erkennen und verstehen die Frie­
denssehnsucht vor allem unserer jungen 
Menschen. Unsere Dichter und Künstler sind 
hier feinfühlige Wegweiser, von Handke bis 
Andre Heller. Es gereicht unserer Friedensbe­
wegung zur Ehre, daß im Unterschied zu 
anderen Ländern die Gewalt verabscheut 
wird. 

Ich glaube, daß unsere Menschenrechtspoli­
tik, zu der ich auch die Asylpolitik rechne, den 
engagierten Menschen konkret unsere Frie­
denspolitik vor Augen führen könnte und 
auch vor Augen führt. Die Leistungen des Alt­
kanzlers auf diesem Gebiet sollen hier ohne 
Einschränkung anerkannt werden. Und auch 
Sie, Herr Bundesminister, hatten eine 
schwere Zeit in der Asylfrage durchzustehen. 

Umso unverständlicher erschien mir daher 
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im Plenum des Nationalrates die Ablehnung 
des Entschließungsantrages zugunsten des 
sowjetischen Nobelpreisträgers Andrej 
Sacharow, der in Gorki in Verbannung lebt. 
Es gibt Momente, in denen stille Diplomatie 
nichts mehr nützt, in denen wir unsere 
Stimme erheben müssen; eine Stimme, die 
mitgetragen wird durch unsere engagierte 
Jugend und ihre Friedenssehnsucht, die wir 
gerade bei solchen konkreten Beispielen nicht 
enttäuschen dürfen. 

Übrigens, was die Verbannung betrifft: 
Wenn man nachliest, wie zum Beispiel Lenin 
aus St. Petersburg in die Verbannung fuhr, 
seine Braut Krupskaja nachkommen ließ und 
sich dann mit einem Großgrundbesitzer 
anfreundete und dessen Bibliothek benützte, 
um dort Werke zu schreiben, dann ist das 
auch interessant, denn man muß auch mes­
sen, wie sich seither die Dinge in Rußland 
selbst in diesen Fragen verändert haben. 

Meine Damen und Herren! Wir wollen kei­
nen Frieden der Angst, sondern einen Frieden 
in Freiheit, Unabhängigkeit, Gerechtigkeit 
und Sicherheit unter Achtung der Menschen­
rechte. Die notwendige Vorbedingung für eine 
solche Politik ist der Friede im eigenen Haus; 
der innere Friede, der Friede des Herzens, um 
mit Peter Rosegger zu sprechen, ebenso wie 
der soziale Friede und der Bürgerfriede. Eine 
Politik, der dies gelingt, sichert und schafft 
Frieden. 

Insofern ist hier Friedens- und Außenpoli­
tik auch Innenpolitik. Wir benötigen eine 
Wirtschafts- und Sozialpolitik, die die innere 
Stabilität der Gesellschaft unseres neutralen 
Staates sichert und damit die Voraussetzung 
für die übrigen politischen Dimensionen 
schafft. Wir müssen daher auch in dieser 
Debatte auf den besorgniserregenden 
Zustand auf diesem Gebiet in Österreich ver­
weisen, der ja unmittelbar auch auf unsere 
außenpolitische Handlungsfähigkeit durch­
schlagen kann. 

Um der außenpolitischen Gemeinsamkeit 
willen möchte ich zu den bereits angeführten 
grundsätzlichen Überlegungen noch einige 
Orientierungslinien für die vor uns liegende 
Periode aufzeigen, die uns wichtig erscheinen: 

Die Solidarität der westlich-freiheitlichen 
Nationen in der Welt ist wesentlich für ihre 
materielle Potenz wie auch als moralisches 
Symbol. Weder Indifferenz noch lebender 
Pessimismus können Leitbilder unserer Poli­
tik nach außen sein. Wir müssen wissen, was 
wir tun müssen, und wir müssen wissen, was 

wir tun können, und dann entsprechend han­
deln. Wir leben in einer Welt ohne einfache 
Antworten, und unsere Partner müssen in der 
Lage sein, mit uns als Staat und als Einheit zu 
verhandeln und uns nicht aufzuspalten in 
eine Vielheit von Einzelinteressenträgern. 
Wenn unsere inneren Trennungslinien unsere 
außenpolitischen Bemühungen lähmen, dann 
wird Österreich als Ganzes leiden. 

Unsere wichtigste Aufgabe liegt daher 
darin, einen möglichst breiten Konsens und 
eine Partnerschaft unserer Bevölkerung mit 
ihrer politischen Führung - dazu zähle ich 
natürlich auch die Opposition im weitesten 
Sinne - herzustellen. Dies darf aber nicht 
dazu führen, daß wir als Opposition um der 
Forderung der Gemeinsamkeit willen einer 
Politik folgen, die da sagt, was Gemeinsam­
keit ist, bestimme die Regierung. Es wäre 
Feigheit und nicht staatsmännische Pflichter­
füllung, wenn eine Opposition deshalb den 
Mund hielte, um eine beschworene Gemein­
samkeit nicht zu gefährden. In einem solchen 
Falle müßte einfach eine Diskussion auch in 
der Öffentlichkeit geführt werden, um die 
wahren Prinzipien unserer Außenpolitik, wie 
sie 1955 niedergelegt wurden, wieder zum 
Tragen zu bringen. 

Wenn diese Diskussion nicht geführt 
würde, dann käme es zu Verfälschungen der 
Wertskala. Wenn die Diskussion aber vorbei 
ist, dann müssen wir uns wieder ganz auf 
unser nationales Interesse konzentrieren und 
die Reserven unseres Volkes für Zukunftspro­
jekte wachrütteln. 

Unsere österreichische Gegenwart verlangt 
das Wachrütteln eines neuen Geistes der Ein­
heit, um nicht in Paralyse unterzugehen. Wir 
müssen rasch handeln, denn jeder Zeitverlust 
wird die Probleme nur noch verschärfen. In 
der Außenpolitik muß die bestehende Gleich­
gültigkeit und manchmal sogar die Entfrem­
dung der Bevölkerung von der Regierungspo­
litik überwunden werden. In einem demokra­
tischen System müssen außenpolitische Ent­
scheidungen jederzeit den Test am Prüfstand 
der öffentlichen Meinung und Debatte beste­
hen können. 

Außenpolitische Führung, meine Damen 
und Herren, bedeutet auch, einen möglichst 
großen Teil der Bevölkerung auf gemeinsame 
Ziele zu verpflichten. Daher hängt auch die 
Außenpolitik von der Güte des Dialogs mit 
einer informierten öffentlichen Meinung ab. 

Gerade weil wir ein kleines Land sind, müs­
sen wir unsere Gesellschaftspolitik und 
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unsere Außenpolitik an Grundsätzen orientie­
ren. Wenn wir dies tun, dann werden wir auch 
zur Überzeugung gelangen, daß die Erforder­
nisse unserer Neutralität ernst genommen 
werden müssen. Dann und nur dann werden 
wir auch eine Landesverteidigungspolitik aus 
dem richtigen Geist heraus betreiben können! 
Die Verpflichtung gegenüber dem eigenen 
Volk und gegenüber denen, die auf die Neu­
tralität bauen, muß darin bestehen, daß unser 
Land auch überzeugend bewaffnet und wil­
lens ist, sich gegen jeden Angreifer zu vertei­
digen. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
Wer an der Nahtstelle zweier Blöcke wohnt, 
kann nur ganz ausnahmsweise völlig unge­
bunden und ohne Verbund leben, sicherlich 
aber nicht völlig unverpflichtet bleiben. Aus 
diesem Grunde nimmt sich ja auch die Politik 
der Blockfreien eher wie ein Schaukeln zwi­
schen Abhängigkeiten als wie eine echte 
Blockfreiheit aus. Die große Gefahr für ein 
Volk wie auch für den einzelnen ist die 
Untreue gegen sich selbst, das Vergessen oder 
gar Verleugnen dessen, was sein tiefstes 
Wesen ausmacht. Nach außenhin sind wir 
unabhängig, gleichzeitig aber auch abhängig 
durch die Solidarität mit anderen Völkern 
und durch unsere Übereinstimmung mit 
gleichgesinnten Ländern in den Grundwer­
ten. Wenn ein Volk in wirtschaftlichen und 
politischen Grundfragen zum Beispiel einen 
anderen Weg als den ginge, den die Mehrheit 
seiner Freunde geht, dann drohen diesem 
Staat Vereinsamung und auch Mißdeutung 
seiner Handlungen. Er wird dann auch weni­
ger kalkulierbar . 

Prinzipientreue, wie ich sie hier meine, hat 
nichts damit zu tun, daß sich bedeutende 
gleichartige Interessen zwischen uns und 
unseren östlichen Nachbarn überschneiden 
und daß wir versuchen können und sollen, auf 
Grundlage der Gleichheit und des gegenseiti­
gen Respekts die Gebiete der Zusammenar­
beit zu erweitern. 

Dies sollte umso leichter gelingen, als wir ja 
heute mit neuen außenpolitischen Prioritäten 
konfrontiert sind, die uns weit wegführen von 
eingefahrenen Geleisen. Denken Sie nur an 
die Fragen Welternährung, Energie, Rohstoff­
probleme, regionale Zusammenarbeit, des 
Nord-Süd-Dialogs und der Entwicklungshilfe. 

Unsere Politik kann daher auch nicht aus­
schließlich Industrienationen als Eckstein für 
eine globale Stabilität betrachten, sie muß 
Ausdruck eines konstruktiven Engagements 
auch in der Dritten Welt sein. Basierend aller-

dings auf einer Wertskala, über die zwischen 
uns Einvernehmen herrschen muß. 

Es bedarf darüber hinaus aber auch eines 
Bekenntnisses zu den Werten des freiheit­
lich-demokratischen Staates nicht nur in 
Worten, sondern auch in der Tat. Es nützt 
nichts, unsere Grundprinzipien rhetorisch zu 
verkünden, ohne daraus die Konsequenzen zu 
ziehen, zum Beispiel in der Wirtschaftspolitik, 
in der Europapolitik, aber auch in der Landes­
verteidigung. 

Es nützt nichts, sich zu den westlich plurali­
stischen Demokratien zu bekennen, wenn im 
Inneren die Wirtschafts- und Gesellschafts­
ordnung in Richtung mehr Kollektivismus 
verändert wird. Hier kommt die Interdepen­
denz zwischen Außen- und Innenpolitik erst 
richtig zum Vorschein. 

Ich bin fest davon überzeugt, daß wir im 
Verbund mit den großen Demokratien dieser 
Erde und durch Ausschöpfung unserer Mög­
lichkeiten die vor uns liegenden Herausforde­
rungen meistern können. Denken Sie an das 
Italien des späten 15. Jahrhunderts und seine 
Anarchie, in die hinein bereits die Wurzeln 
der Renaissance und der Reformation gelegt 
worden sind. 

Psychoanalyse ist kein Ersatz für Politik, 
Beschäftigung mit unseren Meinungsver­
schiedenheiten keine Alternative zur 
Erkenntnis der Bedrohung, vor der wir ste­
hen. Strategische Naivität, moralischer Agno­
stizismus und politische Paralyse sind ein 
Rezept für die Katastrophe. 

Wir schulden es der Zivilisation, die wir 
ererbt haben, mit der Schaffung einer friedli­
chen, freiheitlich verfaßten und rechtsstaatli­
chen demokratischen Welt fortzufahren und 
die Vision von politischer Freiheit, gesell­
schaftlicher Gerechtigkeit und Menschen­
würde in unserer Welt aufrechtzuerhalten. 

Dies sind einige Leitlinien, gemäß denen, 
meine Damen und Herren, eine größtmögli­
che Gemeinsamkeit in der Außenpolitik 
sicherlich möglich ist. - Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort 
gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr. Schwai­
ger. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Dr. Schwaiger (ÖVP, Tirol): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren des Bundesrates! Ein­
gangs möchte ich Bezug nehmen auf eine vom · 
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Kollegen Müller gemachte Bemerkung über 
die Gewerkschaften in der Alpenregion. Es 
hat den Anschein, als ob er da etwas verwech­
selt hätte: Südtirol und Alpenregion. (Bundes­
rat Dr. M ü 1 1  e r :  Nein, nein!) Zur Alpenre­
gion gehören bekanntlich die Länder Salz­
burg, Tirol, Vorarlberg, Südtirol, Trentino, 
Lombardei, Graubünden, Sankt Gallen und 
Bayern. 

Nun, wenn es da mit den Gewerkschaften 
nicht so geklappt hat, wie sich das der Bun­
desrat Dr. Müller vorgestellt hat, dann, glaube 
ich, haben sich die Regierungschefs dieser 
Länder sicherlich etwas dabei gedacht, 
warum sie da nicht weitergegangen sind. Auf 
jeden Fall nicht dasselbe, was sich Dr. Müller 
gedacht hat. 

Ich könnte mir aber vorstellen, daß sie sich 
gedacht haben, daß der Unterschied in der 
Konstruktion der Gewerkschaften in Italien 
(Bundesrat Dr. M ü 1 1  e r :  Südtirol!) gegen­
über den Gewerkschaften in der Schweiz, in 
. Österreich oder in der Bundesrepublik 
Deutschland so groß ist, so daß ein gewisses 
Risiko damit verbunden ist, wenn man das 
gleich mit einbeschließt. Es ist ein offenes 
Geheimnis, daß weder in der Schweiz noch in 
Österreich noch in der Bundesrepublik 
Deutschland in dieser Sache gestreikt wird, 
sondern in Italien. Das, so vermute ich, ist der 
Hauptgrund, warum man sich in dieser Frage 
noch nicht weiter herbeilassen wollte. (Bun­
desrat Dr. M ü 1 1  e r :  Tun sollte man es 
schon!) 

Nun möchte ich allerdings nicht zur Alpen­
region Stellung nehmen, sondern etwas zu 
Südtirol sagen; zur Alpenregion, Herr Bun­
desminister, werde ich mich ein anderes Mal 
zu Wort melden. 

Ich möchte die Südtirol-Politik auch nicht 
in der Weise aufwärmen und kritisieren, wie 
es Ihr Amtsvorgänger gemacht hat, sondern 
ich möchte nur auf etwas hinweisen, was für 
Sie vielleicht als Verständnis für die Zukunft 
von Wert sein mag. 

Bekanntlich hat es am 24. April 1915 die 
Londoner Protokolle gegeben, wo damals die 
Westalliierten der italienischen Regierung die 
Brennergrenze zugestanden haben unter der 
Voraussetzung, daß Italien innerhalb Monats­
frist in den Krieg gegen die Mittelmeer­
mächte eintritt, was Italien bekanntlich am 
23. Mai auch getan hat. Und im Friedensver­
trag von Saint Germain ist dann gegen die 
14 Punkte Wilsons Südtirol an Italien abgetre­
ten worden. 

Nun schwelt dieses Problem seit 1919 bis 
zum heutigen Tag herauf. Man hat im 
Jahre 1946 versucht, mit dem Pariser Abkom­
men, dem sogenannten Gruber-De Gasperi­
Abkommen, eine Milderung der nachbar­
schaftlichen Beziehungen und einen Schutz 
der deutschsprachigen Volksgruppe in Südti­
rol zu erreichen. 

Seitdem schreiten die Verhandlungen mit 
großer Zähigkeit fort. Es ist ja bekannt, daß in 
Italien eine Regierung niemals lange besteht, 
und durch die Regierungswechsel sind immer 
wieder Verzögerungen entstanden. Daher 
sind im letzten großen Abkommen, im soge­
nannten "Paket", noch immer einige Fragen 
offen. Die wesentlichsten Fragen sind der 
ethnische Proporz, der Verwaltungsgerichts­
hof und die deutsche Sprache als Amtsspra­
che. Diese drei wesentlichen Punkte wurden 
immer wieder zugesagt - auch von italieni­
scher Seite. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht 
verschweigen, daß einige italienische Politi­
ker sehr entgegenkommend waren, zumin- . 
dest soweit es in ihrer Macht stand. Dabei 
möchte ich beispielsweise den Ministerpräsi­
denten Saragat oder Rumor und AIdo Moro 
erwähnen. Auch möchte ich den Außenmini­
ster Colombo erwähnen, der vor rund zwei 
Jahren anläßlich seines Besuches in Öster­
reich hier im Parlament bei einer Aussprache 
mit österreichischen Parlamentariern jede 
Unterstützung betreffend Südtirol zugesagt 
hat; diese Aussprache hat sich ausschließlich 
um dieses Problem gedreht. 

Nun gibt es ja bekanntlich zurzeit wieder 
einmal keine Regierung in Italien, und daher 
müssen wir wieder zuwarten. 

ErWähnen möchte ich auch noch den leider 
zu früh verstorbenen Präsidenten des Senats 
Morlino, der uns bei unserem Besuch in Rom 
diesbezüglich auch Zusagen gemacht hat. 

Das, Herr Bundesminister, wollte ich Ihnen 
auch - Sie sind ja ohnehin schon inzwischen 
aus erster Quelle ausführlich informiert wor­
den . - vor diesem Kreis des Bundesrates 
noch sagen und sozusagen mitgeben auf 
Ihren Weg als Außenminister. Und wir wer­
den in dieser Sache Ihre Tätigkeit von Tirol 
aus natürlich mit Aufmerksamkeit verfolgen. 

Ich habe mir aber vorgenommen, in diesem 
Kreis einmal etwas im Zusammenhang mit 
dem Al.:!-ßenpolitischen Bericht zu erzählen, 
was den Europarat anbelangt. Dazu folgen­
des: Das 20. Jahrhundert ist gekennzeichnet 
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durch die größte Katastrophe, die die Mensch­
heit erlebt hat, und zwar durch die beiden 
Weltkriege, die man ja als einen sehen muß. 

Leider hat es im Jahre 1914 in keiner Groß­
macht Europas einen Politiker von Format 
gegeben, der in der Lage gewesen wäre, die­
sen ganz und gar überflüssigen Krieg zu ver­
hindern. Die Staaten sind eigentlich so halb 
wollend, halb nicht wollend in dieses Unglück 
hineingestolpert, und seitdem ist bis zum heu­
tigen Tag kein Frieden mehr entstanden. 
Manche sagen die beiden Weltkriege seien 
der 30jährige Krieg des 20. Jahrhunderts 
gewesen, und ein indischer Historiker hat ein­
mal gesagt, die beiden Weltkriege seien große 
europäische Bürgerkriege gewesen. Vielleicht 
stimmt die zweite Feststellung noch eher als 
die erste. 

Nun, in der Verzweiflung der Nachkriegs­
zeit hat man den Gedanken wieder aufgegrif­
fen, wie ihn ja schon der Graf Codenhove­
Kalergi im Jahre 1923 mit der Gründung der 
Paneuropäischen Union publik gemacht hat. 
Es wurden ' die westlichen Staaten unter 
Druck gesetzt nach dem Unglück der Teilung 
Europas und der Teilung Deutschlands. Nicht 
mIT die Teilung Europas in Ost und West, son­
dern auch das Auseinanderleben der westli­
chen Staaten hat die Gefahr an die Wand 
gemalt: Ist das nun wirklich die Endstation 
für das freie Europa, und ist der Niedergang 
nach dieser Jahrhunderte langen triumphalen 
Epoche, in der Europa alle Kontinente kufti­
viert und zivilisiert hat, wirklich das Ende die­
ses Europas? 

Fünf Staaten haben schon eine Europäische 
Union gegründet, und bald schlossen zwölf 
Staaten zum Europarat zusammen. 

Leider hat der ursprüngliche Gedanke der 
politischen Union nicht dieses Ausmaß 
erreicht, wie es im Sinne der Gründer war. Da 
sind von England natürlich sofort Quer­
schüsse gekommen, und die verschiedenen 
Staaten haben bis zum heutigen Tag immer 
wieder mit größter Peinlichkeit aufgepaßt, ja 
nicht das geringste Souveränitätsrecht zugun­
sten einer europäischen Union aufzugeben. 

In dieser Situation sind wir heute immer 
noch. Aber wenn sonst nichts erreicht worden 
wäre, die Tatsache, daß heute Vertreter von 
21 Staaten miteinander reden müssen, das 
allein würde schon die Existenz rechtfertigen. 
Dazu ist beim Europarat noch ein anderes 
Positivum gegenüber dem Europaparlament: 
daß im Europarat Parlamentarier vertreten 
sind, sodaß von den nationalen Parlamenten 

zum Europarat hin und zurück ein ununter­
brochener Meinungsaustausch und Mei­
nungsfluß sein sollte. Alle, die wir hier bei­
sammen sitzen, haben schon in den Gemein­
den oder im Land oder sonstwo öffentliche 
Aufgaben erfüllt. Wir wissen, wie schwierig es 
oft ist, in einer kritis�hen Situation einen Mei­
nungsbildungsprozeß zustande zu bringen, 
eine einheitliche Meinung bereits auf 
Gemeindeebene . Schwieriger ist es noch auf 
Landesebene, und wir wissen, wie schwierig 
es hier auf Bundesebene ist, weil wir neun 
Bundesländer haben. 

Noch viel schwieriger ist es natürlich, wenn 
Vertreter von 21 Staaten beisammensitzen. 
Ich bitte um Verständnis, daß oft die Wunder, 
die man von solchen Organisationen erwartet, 
nicht eintreten. Ich bin jetzt zwei Jahre in die­
sem Gremium, und man braucht mindestens 
zwei, drei Jahre, bis man fix verankert ist. 
Man kann ja nicht gleich voll hineinspringen, 
sondern es bedarf eines gewissen Einfüh­
lungs- und Lernprozesses. 

Betonen möchte ich aber auch das Gute, 
das da geschehen ist, vor allem auf dem Sek­
tor der Menschenrechte. Da sind ganz große 
Leistungen vollbracht und Erfolge erzielt wor­
den. Es war früher undenkbar, daß sich ein 
Staatsbürger bei einem europäischen Gericht 
über seinen Staat beschwert. Das war ja 
undenkbar! Heute ist das an der Tagesord­
nung. 

Weiters erfolgten viele große Initiativen in 
Richtung Kultur, Erziehung und Jugendar­
beit. Die Schwierigkeit ist, wie gesagt, in der 
politischen Konstellation. Aber wenn jetzt 
seit 1914 auf der Welt die Kriege nicht ausge­
gangen sind - immer wieder ist wo Krieg - ,  
so glaube ich doch, daß auch die Existenz des 
Europarates zur Befriedung Westeuropas bei­
getragen hat. In dem Sinn, glaube ich, sollten 
wir diese Gedanken und diese Zielsetzungen 
respektieren und fördern. 

Es wird auch natürlich auf hoher Ebene so 
sein, daß man, wie man es im kleinen Rah­
men tun sollte, das Gemeinsame mehr hervor­
kehren und das Trennende in den Hinter­
grund schieben müßte. Gerade auf dieser 
Ebene wird das besonders notwendig sein. 
Wie einst Präsident Czernetz und in ähnli­
chen Worten kürzlich unser Herr Bundesprä­
sident" gesagt haben, wird es notwendig sein, 
daß wir alle das europäische Bewußtsein 
besonders bei der Jugend hervorkehren und 
fördern. 

Damit, Herr Bundesminister, wäre ich am 
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Ende meiner Ausführungen, und ich möchte 
meine Kolleginnen und Kollegen auffordern, 
auch in ihrem Bereich im Sinne des Europa­
gedankens ab und zu tätig zu sein. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister 
Lanc. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Lane: Herr Vorsitzender! Hoher Bun­
desrat! Meine Damen und Herren! Ich danke 
für die anerkennenden Worte, die der Herr 
Bundesrat Dr. Hoess für die Arbeit der öster­
reichischen Delegatio� bei der Nachfolgekon­
ferenz der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa gefunden hat. 
Gleiches gilt wohl auch für die österreichi­
schen Delegationen der anderen wichtigen 
internationalen Konferenzen, zuletzt der in 
Belgrad abgehaltenen 6. Welthandelskonfe­
renz. Hier schleicht sich leider schon in die 
österreichische Berichterstattung über Arbeit 
und Verhalten Österreichs auf dieser Konfe­
renz etwas ein, das ich bei dieser Gelegenheit 
klarstellen und für die, die damals transpor-

. tieren wollten, was nicht den Tatsachen ent­
spricht, richtigstelIen will. 

Wir haben uns dort, wie jetzt schon in Zei­
tungsartikeln behauptet wird und auch heute 
in einem Satz von Herrn Bundesrat Hoess 
angeklungen ist, nicht etwa außer halb der 
Gemeinschaft der Demokratien gestellt, son­
dern wir haben einer Schlußerklärung zuge­
stimmt, die von allen Staaten angenommen 
worden ist - mit Ausnahme der Vereinigten 
Staaten -, und wir haben uns auch zu drei 
am Rande dieser Konferenz abgestimmten 
Resolutionen so verhalten, wie wir uns zu den 
darin angeschnittenen Fragen immer und 
überall und seit Jahren kontinuierlich verhal­
ten haben, nämlich das verurteilt, was zu ver­
urteilen ist, und darauf geachtet, daß nicht 
einseitige Urteile Eingang finden. Dort, wo 
etwa eine einseitige Verurteilung von Han­
deIsbeschränkungen der Industriestaaten in 
einer Resolution aufschien und wir der Mei­
nung waren, daß das für alle Staaten, nicht 
nur für die Industriestaaten, gelten sollte, und 
wir nicht in der Lage waren, die Einbringer 
dieser Resolution von ihrem unserer Meinung 
nach diskriminierenden Text abzuhalten, dort 
haben wir auch nicht für eine solche Resolu­
tion gestimmt. 

Mit einem Wort, an diesem Beispiel sei es 
für viele andere gesagt: Unsere Haltung ist 
sowohl prinzipientreu als auch der Kontinui­
tät der österreichischen Außenpolitik entspre� 

chend, und so soll es auch bleiben. Und so 
wird es auch bleiben, solange ich in diesem 
Ressort die Verantwortung zu tragen habe. 

Ich danke dafür, daß in der Debatte breiter 
Raum unseren' Beziehungen zu den anderen 
westeuropäischen Staaten - welcher Katego­
rie immer - gewidmet worden ist. Ich habe 
in meinen ersten Äußerungen nach Amtsan­
tritt auf die Bedeutung der Europapolitik der 
Republik Österreich hingewiesen, und dieser 
Hinweis hat auch nicht durch Zufall, sondern 
ganz bewußt in einer Ausformung Aufnahme 
in die österreichische Regierungserklärung 
gefunden, die über das hinausgeht, was auf . 
diesem Sektor in vorangegangenen Regie­
rungserklärungen enthalten war. 

Ich glaube nur nicht, daß man mit Europa­
gymnastik Europa fiter macht, ich glaube viel­
mehr, daß wir ganz konkrete Berührungs­
punkte zu suchen und zu entwickeln haben 
dort, wo die Kontakte meiner Auffassung 
nach etwas abhanden gekommen sind, und 
durchaus nicht auf Grund einer mangelnden 
Europagesinnung oder gar Europapolitik der 
Republik Österreich, sondern auf Grund eines 
gewissen Zentrifugal effektes, den die Euro­
päische Gemeinschaft im Zuge ihres durch­
aus positiv zu wertenden Integrationsprozes­
ses als Eigendynamik entwickelt. Da hat es 
auch keinen Sinn, über die Gemeinschaft und 
ihre Eigendynamik zu klagen, die der 
Gemeinschaft selbst zu gering ist und in ihren 
Auswirkungen uns manchmal zu drückend 
erscheint, sondern man hat dann konkret mit 
dem Partner die Punkte zu besprechen, um 
die es geht, wo man meint, es bestünde die 
Gefahr, daß man an die Wand gedrückt wird, 
daß es zu einem dritten Europa - wie ich es 
formuliert habe - kommen könnte und unse­
rer Meinung nach absolut nicht kommen 
sollte. Sine ira sollte man sich dann den Part­
nern nähern und mit ihnen die konkreten 
Fragen besprechen, also beispielsweise, wenn 
man eine große Freihandelszone mit der EG 
geschaffen hat und gewisse technische 
Nomenklaturen für Importe in den gemeinsa­
men Markt geschaffen werden, aber dann ein 
vereinfachtes Erfüllungsverfahren für die 
EG-Mitglieder gegenüber den anderen einge­
führt werden soll, da muß man sich auf die 
Beine stellen und schauen, daß es zu einer 
harmonischen und nicht zu einer auseinan­
derlaufenden Entwicklung kommt. 

Wenn auch beispielsweise das Europäische 
Parlament, noch so gut gemeint vom Stand­
punkt der Gemeinschaft selbst her, die Grenz­
kontrollen innerhalb der Gemeinschaftsstaa­
ten erleichtern will, aber um den Preis des 
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Aufbaues schärferer Kontrollen an den 
Gemeinschaftsgrenzen, dann muß das etwas 
sein, was Österreich und noch mehr - glaube 
ich - die Schweiz, die hat ja mehr Grenzen 
mit den Staaten der europäischen Gemein­
schaften, nicht nur interessieren, sondern 
dazu anregen muß, mit der Gemeinschaft 
über solche Entwicklungen zu sprechen zum 
Zwecke, sie hintanzuhalten, damit hier die 
Sprache nicht zu blumig wird und klar her­
auskommt, was gemeint ist. 

Ich bin dem Herrn Bundesrat Dr. Schwai­
ger sehr dankbar dafür, daß er die aktuellen 
Probleme Südtirols zur Sprache gebracht hat. 
Ich darf nur sagen, so fern, wie mancher Tiro­
ler glauben mag, stehen auch manche Wiener 
den Internas und der historischen Entwick­
lung der Politik in Tirol keineswegs. Ich habe 
mich auch schon früher sozusagen ohne Man­
dat um diese Fragen gekümmert und weiß 
auch aus eigener Anschauung in Südtirol eini­
ges. Sie können versichert sein, daß ich hier 
die Politik einer möglichst einvernehmlichen 
Vorgangsweise mit der Tiroler Landesregie­
rung und den Südtirolern weiter pflegen 
werde im Interesse Südtirols, im Interesse 
aber auch der Entwicklung immer besserer 
Beziehungen zu unserem Nachbarland Ita­
lien, denn es steht zweifelsfrei fest, daß lange 
Zeit dieses bilaterale Verhältnis - obwohl es 
auch im wirtschaftlichen und kulturellen Ver­
kehr beider Länder tief verwurzelt ist -
unter der Südtirolfrage gelitten hat, und das 
tut niemandem gut, weder Österreich noch 
Italien, noch viel weniger den Südtirolern. 
Diese Erkenntnis hat sich auf allen Seiten 
mittlerweile durchgesetzt, und ich glaube, mit 
vereinten Kräften wird uns Schritt für Schritt 
das gelingen, was vereinbart ist und was not 
tut. 

Vielleicht noch ein Wort zu den immerwäh­
renden Bemühungen mancher Redner der 
Opposition, die Mittelamerikapolitik der Bun­
desregierung anders zu beleuchten, als sie tat­
sächlich ist. Wenn hier beispielsweise im Bei­
trag vom Herrn Bundesrat Dr. Hoess davon 
gesprochen worden ist, daß 1980 oder 1981 
hier irgendeine prosandinistische Erklärung 
unserer Gesinnungsfreunde erfolgt ist -
unerhört, skandalös, so ungefähr unter die­
sem Titel - ,  möchte ich sagen, zu dem Zeit­
punkt hat die Administration Carter mit Dut­
zenden Millionen Dollar Nicaragua unter­
stützt und sehr große Hoffnungen in die 
demokratische Entwicklung des sandinisti­
schen Regimes gesetzt. 

Es kam dann zu einer Änderung in der 
Administration, in der amerikanischen Poli-

tik, und es wird erst eine künftige Diskussion 
sozusagen im geschichtlichen Rückblick zei­
gen, ob man nicht die Probleme, die man jetzt 
dort kritisiert, zum Teil durch diesen politi­
schen Schwenk selber gefördert hat, nämlich 
- und so ist der heutige Stand - die absolute 
Abhängigkeit und Überlebensfähigkeit dieses 
sandinistischen Regimes in Nicaragua von 
zugegebenermaßen östlicher Unterstützung, 
wenn auch über das Relais Kubas. Aber 
machen Sie einmal etwas anderes in einem 
Land, wenn sie keinen Zucker mehr exportie­
ren können und ihre Waren nicht mehr 
anbringen können, woher nehmen Sie denn 
das, was Sie zum Überleben brauchen? Das 
führt natürlich dann auch zu einer negativen 
innenpolitischen Dynamik, und das muß man 
auch sehen, wenn man solche Dinge beurteilt. 

Ich möchte zu der meiner Auffassung nach 
nicht sehr geglückten Art, im letzten Moment 
in Menschenrechtsfällen Entschließungsan­
träge im Parlament einzubringen, nicht mehr 
sagen, als einem von der Regierungsbarik aus ' 
zukommt. Mir kommt hier doch zu zu sagen, 
daß das alles andere als ein glücklicher 
Schritt war und daß das vor allem meiner Auf­
fassung nach kein nützlicher Schritt für den . 
war, der davon betroffen ist. Allerdings, bei 
der nicht allzu hoch anzusetzenden Bedeu­
tung von solchen Entschließungsanträgen im 
internationalen Konzert hat er vielleicht nicht 
so viel Schaden angerichtet, als man vielleicht 
ursprünglich erwarten konnte. Aber eine sol­
che Feststellung ist j a  an sich auch nichts 
Positives. 

Ich möchte nur sagen, das sollten wir uns 
wirklich gut überlegen, in Zukunft einzelne 
Personen zum Gegenstand parlamentarischer 
Entschließungsanträge zu machen, ohne daß 
vorher der Versuch eines Konsens über diese 
Materie mit den Parlamentsparteien und vor 
allem mit den Regierungsparteien gesucht 
wird. Wenn man Konsenspolitik in der Außen­
politik will, dann soll man sie doch in erster 
Linie dort demonstrieren, wo man auch -
und gerade als Oppositionspartei - die beste 
Gelegenheit dazu hat, nämlich bei entspre­
chenden Aktivitäten und Schritten im Natio­
nalrat. Da bedarf es keiner Zustimmung von 
außen her, da sind die Parlamentsparteien 
unter sich, da hat die Opposition eine ganz 
besonders bedeutende Rolle und die sollte 
eben meiner Auffassung nach im Interesse 
der Betroffenen anders gespielt werden, als 
sie da gespielt worden ist. 

Zum Schluß noch eine Bemerkung, Herr 
Bundesrat Dr. Hoess: Ich kann nur hoffen, 
daß Sie hier vom M�nuskript abgekommen 
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sind und daher die Formulierung nicht so, wie 
ich es sonst von Ihnen aus unserer früheren 
Zeit des Kennenlernens gewohnt bin, 
zustande gekommen ist, was jedem passieren 
kann. 

Aber zu sagen - zumindest sinngemäß - ,  
man könne sich von dieser Bundesregierung, 
käme es zu Ereignissen wie 1956, hinsichtlich 
des Auftrages an das Bundesheer nicht die 
Vorgangsweise erwarten wie unter der Regie­
rung Raab, ist doch wohl ein arges Stück -
das ist die mildeste Formulierung, die mir 
dazu einfällt - ,  abgesehen von der Frage, daß 
ja nach unserer Verfassung der Oberbefehls­
haber des Bundesheeres der Bundespräsident 
ist und daß man wohl dem gegenwärtigen 
keine andere Haltung als dem zubilligen 
kann, der 1956 Bundespräsident gewesen ist, 
nämlich General Körner. Wie gesagt, ich 
hoffe, es ist nur so herausgerutscht, aber es 
war doch etwas, was ich einfach nicht überge­
hen konnte in Anbetracht der Schwere des 
Inhaltes. (Beifall bei der sm.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Zu 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Michlmayr. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Dr. Michlmayr (SPÖ, Oberöster­
reich): Herr Vorsitzender! Herr Minister! 
Meine geschätzten Damen und Herren! Ich 
möchte eingangs Herrn Dr. Hoess doch eine 
Aufklärung zu seiner unterschwelligen Kritik 
des Besuches Gaddafis in Österreich geben. 

Herr Dr. Hoess, es dürfte Ihrer Aufmerk­
samkeit entgangen sein, daß augenblicklich 
eines der größten Industrieproj ekte, die auf 
der ganzen Welt realisiert werden, in Libyen, 
und zwar in Misurata, läuft, daß Österreich 
einen wesentlichen Anteil daran hat, j a  in vie­
len Bereichen dieses Monstersprojektesl 
federführend ist und daß dieses Projekt für 
die österreichische Wirtschaft ganz besondere 
Bedeutung hat. 

Die Anfangsphase dieses Projektes war mit 
derartigen Schwierigkeiten verbunden, 
sowohl was Einfuhrlizenzen betrifft, was 
Arbeitsgenehmigungen unserer Spezialisten 
betrifft, was Zahlungsmodalitäten betrifft, 
daß dieses Gespräch . . .  (Zwischenruf des 
Bundesrates Dr. Pi s e c.) 

Herr Dr. Pisec, ersparen Sie mir einen 
Kommentar zu Ihren Wirtschaftsausführun­
gen. Ich muß Ihnen jetzt wirklich einmal 
sagen: Hut ab vor Ihrer Gläubigkeit. Aber es 
ist halt doch zuwenig, immer wieder etwas zu 

sagen, aber den Inhalt dem . lieben Gott zu 
überlassen. 

Wenn wir mit Gaddafi auf höchster politi­
scher Ebene ein Gespräch gesucht haben, 
dann war das im Interesse der Wirtschaft, 
und dieses Gespräch hat doch letztlich sehr, 
sehr viel gebracht. (Beifall bei der SPÖ.) Herr 
Dr. Hoess, das dürfte Ihnen entgangen sein. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir die 
Außenpolitik besprechen, wenn wir über die­
sen Bericht diskutieren, dann kann ich die 
weltweite Politik nur im Spannungsfeld einer­
seits Ost-West-, andererseits Nord-Süd-Dialog 
sehen. Leider Gottes spielen diese beiden Pro­
bleme fast wie in einer Matrix-Organisation 
auch weiter, weil ja der ganze Ost-West-Kom­
plex auch im Nord-Süd-Dialog spürbar wird, 
weil die politischen und wirtschaftlichen Ein­
flüsse des Ostblocks auch in den Entwick­
lungsländern zu spüren sind. 

In diesem Spannungsfeld müssen wir das 
Wettrüsten sehen, müssen wir die Friedensbe­
mühungen sehen, müssen wir agieren und 
interpretieren und Wege suchen, um aus der 
Wirtschaftskrise herauszukommen. Wir müs­
sen auch entsprechende Aktionen setzen, die 
den Welthunger in irgendeiner Weise eindäm­
men können. 

Ich darf in Erinnerung rufen, daß die Kon­
ferenzen von Teheran, J alta und Potsdam 
letztlich heute im Ost-West-Konflikt ihre Aus­
wirkungen finden, daß man damals jene 
Schritte toleriert hat, die schließlich zum 
Sowjetimperialismus geführt haben. 

Es muß uns auch völlig klar sein, und wir ' 
haben das erlebt, daß augenblicklich die 
Sowjetunion kaum von ihrem Machtstand­
punkt abgehen wird. Wir sehen das in den 
Fragen der Abrüstung, wir sehen das auch in 
der Entspannungspolitik, und vor allem hat 
man ja in der Vergangenheit gesehen, was 
war: DDR, Ungarn, Tschechoslowakei und 
letztlich Polen. 

Die damalige Philosophie des amerikani­
schen Außenministers Dulles, der die Mei­
nung vertreten hat, der Kommunismus würde 
sich selbst zurückziehen, der das Schlagwort 
vom Roll back gebracht hat, hat sich leider 
Gottes als falsch erwiesen. 

Ich habe eingangs gesagt, wir müssen die­
sen Ost-West-Konflikt auch im Nord-Süd-Dia­
log sehen. Ich möchte diesen Nord-Süd-Dialog 
aus zwei Gründen Aufmerksamkeit widmen. 
Auf der einen Seite, weil in diesen Regionen, 
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die wir als die Entwicklungsländer bezeich­
nen, nicht nur wesentliche Wirtschafts- und 
Handelspartner für die Industrieländer wach­
sen müssen, sondern weil in diesen Ländern 
auch der Welthunger zu einer Weltkatastro­
phe führen kann. 

Meine Damen und Herren! Immer wieder 
wird die Frage gestellt: Warum sind denn die 
Entwicklungsländer arm? Die Antworten, die 
darauf Psychologen, Ökonomen, Politologen 
geben, sind sehr unterschiedlich. Ich möchte 
mich selbst nur auf ökonomische Theorien 
beschränken und sagen: Wir haben in diesen 
Ländern eine Spaltung der Volkswirtschaft 
grundsätzlich in einen traditionellen Sektor 
mit überwiegend arbeitsintensiven Techniken 
und in einen modernen Sektor mit sehr kapi­
talintensiven Techniken. Dieses Spannungs­
feld können diese Länder nicht verkraften. 

Auf der anderen Seite gibt es keine Kom­
munikation. In diesen Ländern sind Ballungs­
zentren meistens in Küstennähe, und alles, 
was weiter dahinter ist, ist totes Land. 

Die große Bevölkerungszahl in diesen 
Regionen trotz des Hungers läßt keine 
wesentliche Steigerung des Pro-Kopf-Einkom­
mens zu. 

Eines muß uns auch noch klar sein. Wenn 
wir diesen Regionen Wirtschafts hilfe geben, 
wenn wir Technologie - transferieren wollen, 
dann müssen wir davon ausgehen, daß diese 
Leute 200 Jahre technische Entwicklung über­
springen müssen und besonders, daß für viele 
Menschen in diesen Regionen eine manuelle 
Arbeit fast mit Schmerz verbunden ist, weil 
die Voraussetzungen nicht gegeben sind, vor 
allem weil die Menschen dort harte Arbeit nie 
gewöhnt waren. 

Wir müssen diesen Ländern erhöhte Auf-
. merksamkeit widmen. Leider Gottes ist in 

letzter Zeit festzustellen gewesen, daß die 
erhöhte Aufmerksamkeit für diese Länder 
eigentlich deswegen kam, weil wir in diesen 
Ländern akute Finanzkrisen hatten, aber im 
eigentlichen Nord-SUd-Dialog keine wesentli­
chen Fortschritte erzielt worden sind. 

Wenn ich an die Belgrader Konferenz 
denke, die die großen Bereiche Rohstoffe, 
Handel, Währung und Finanzen behandeln 
sollte, dann muß man der Gruppe der 77 wohl 
zugestehen, daß sie sehr enttäuscht ist, 
obwohl vorher schon klipp und klar gesagt 
wurde, daß in Anbetracht der Weltwirtschafts­
krise nicht sehr viel zu erwarten sein wird. 

Aber die Kritik ist nicht von der Hand zu 
weisen, die Kritik zum Teil auch an der Hal­
tung der USA, die einerseits keine Änderung 
des Weltwährungssystems zugelassen haben, 
zusätzlich weiter für eine sehr harte freie 
Marktwirtschaft eingetreten sind ohne Schutz 
für die schwachen Wirtschaften in diesen Ent­
wicklungsländern. 

Der Dialog, den wir als Industrieländer mit 
den Entwicklungsländern zu führen haben, 
wird intensiver sein müssen, intensiver in bei­
derlei Interesse. Vor allem sämtliche Maßnah­
men, die letztlich Wirtschaftsprotektionismus 
bedeuten, sämtliche derartige Maßnahmen 
schaden diesen Regionen viel, viel mehr, als 
wir annehmen. 

Für uns Österreicher scheint es mir wich­
tig, und wir können das mit einem gewissen 
Stolz feststellen, daß Österreich an sämtli­
chen Nord-Süd-Gesprächen im Rahmen der 
UNO teilgenommen hat, und ZWar aktiv teil­
genommen hat, und daß der österreichische 
Name in diesen Ländern sehr, sehr viel zählt. 

Unsere Hilfe für diese Länder kann nicht 
nur das sein, was die Wirtschaft hin und wie­
d�r fordert, daß man flankierende Maßnah­
men in Form von Ausbildungskonzepten, von 
einfachen Technologietransfers setzt, sondern 
für uns wird sicherlich auch der humanitäre 
Bereich im Vordergrund stehen müssen. I;>as 
heißt, wir müssen diesen Ländern medizini­
sche Versorgung anbieten, wir müssen ihnen 
Lehrer, Ausbildungsspezialisten und derglei­
chen zur Verfügung stellen. 

� 
Die österreichischen Bemühungen, durch 

Vermittlungsvorschläge einen Konsens zu 
ermöglichen, fanden vor allem in der von der 
37. Generalversammlung angenommenen 
Resolution über die Finanzierung von Wissen­
schaft und Technik ihren Niederschlag. 

Meine Damen und Herren! Auch wenn 
international gesehen die Rahmenbedingun­
gen sich eher wesentlich verschlechtert 
haben, eher ungünstiger geworden sind, kön­
nen wir nicht umhin, unsere Aktivitäten, 
unseren Blick in jene Regionen, die Krisenre­
gionen sind, hinzuwenden. 

Daß wir Außenpolitik nur betreiben kön­
nen, wenn wir im Inneren die notwendige 
Kraft und Stärke haben, ist heute schon 
erwähnt worden. Wenn Österreich heute, 
international gesehen, ein sehr hohes Anse­
hen genießt, dann, glaube ich, ist das mit ein 
wesentliches Verdienst unseres Altkanzlers 
Dr. Bruno Kreisky. (Beifall bei der SPÖ.) Ich 
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glaube, daß Österreich, international gesehen, 
noch nie so hohes Ansehen genossen hat, 
noch nie so viel um Rat mehr oder minder 
gefragt worden ist als in dieser Zeit. 

Zum guten internationalen Ansehen gehört 
natürlich auch die Arbeit unserer Missions­
chefs, die eine gute Politik betrieben haben 
und in den internationalen Gremien - ich 
möchte hier nur die Vereinten Nationen zitie­
ren - den österreichischen Standpunkt 
immer entsprechend vertreten haben. 

Ich bin überzeugt, daß Österreich auch 
unter der neuen Bundesregierung seine 
aktive Außen- und Neutralitätspolitik fortset­
zen wird. Zu dieser Politik gehört das unein­
geschränkte Bekenntnis zur Entspannung 
und auch das Bekenntnis zur Zugehörigkeit 
zur demokratisch-pluralistischen Staaten­
gruppe. 

Es ist hier gesagt worden, daß die Außenpo­
litik gemeinsam gemacht werden ' solL Ich 
glaube, es ist nicht unbedingt sehr förderlich 
für unser Ansehen, wenn von verschiedenen 
Gruppen im internationalen Weltbild Span­
nungen erzeugt werden, die nicht vorhanden 
sind. Ich denke hier an die Kritik von seiten 
der ÖVP, als man künstlich - und für mich 
war es künstlich - eine Spannung zwischen 
den USA und Österreich herstellen oder nach­
weisen wollte. Oder wie international unange­
nehm war die Berichterstattung über den 
Besuch Mock und den Besuch Kreisky in den 
USA! 

Die weltpolitische Lage, meine Damen und 
Herren, ist nicht rosig. Das Machtverhältnis 
zwischen den USA und der UdSSR, letztlich 
das Dreiecksverhältnis mit China, wird 
immer schwieriger, wobei ja heute festzustel­
len ist, daß China immer mehr auf Distanz zu 
beiden Großmächten geht. 

Allgemein ist festzustellen, daß es eine 
gewisse Orientierungslosigkeit gibt, daß sogar 
in weiten Bereichen international ein gewis­
ser Pessimismus zu spüren ist. 

ÖsterreIch ist aufgerufen als neutraler 
Staat Vorschläge zu bringen, Österreich, 
unser Land selbst, als einen Ort der Begeg­
nung und der Gespräche anzubieten. In die­
sem Zusammenhang, glaube ich, ist wohl ,die 
Errichtung der UNO-City, der komplette Aus­
bau in Wien, dringend erforderlich, wenn wir 
als dritter UNO-Ort Anerkennung finden wol­
len. 

Unsere Außenpolitik muß eine aktive 

Außenpolitik sein, die sowohl reagiert als 
auch agiert. Warum? Weil wir sonst in eine 
Isolation gedrängt würden und diese Isolation 
wir auch letztlich . wirtschaftlich spüren wür­
den. Und das, glaube ich, wollen wir alle ver­
meiden. 

Der Außenpolitik wird in nächster Zeit 
auch mehr denn je - und davon bin ich über­
zeugt - Hilfestellung für die Wirtschaft 
zukommen. Ich denke weniger oder nicht nur 
an Staatsbesuche im Ausland, die j a  viele 
wirtschaftliche Aufträge gebracht haben. 
Denken Sie allein an die Staatsbesuche unse­
res Bundeskanzlers Kreisky im Vorderen Ori­
ent, die große Projekte, die von der österrei­
chischen Wirtschaft realisiert wurden, 
'beschleunigt haben, wo man dann von seiten 
dieser Länder entsprechende Hilfen bekom­
men hat. 

Die Außenpolitik wird uns auch in vielen 
Bereichen helfen müssen, an die wir augen­
blicklich noch gar nicht denken. Wenn Sie 
heute einen großen Auftrag im EG-Raum 
übernehmen, dann werden Sie sehr bald fest­
stellen, mit welchen Schwierigkeiten Sie zu 
kämpfen haben, nicht nur, um den Auftrag zu 
bekommen. Die Schwierigkeiten beginnen 
dann, wenn Sie den Auftrag realisieren wol­
len. Wenn Sie heute in Deutschland, in Italien 
oder in Frankreich für zwölf Spezialisten eine 
Arbeitsgenehmigung brauchen und , Sie müs­
sen diese Arbeitsgenehmigung einholen, dann 
werden Sie sehr schnell sehen, was es bedeu­
ten würde, wenn man die Wirtschaft nicht von 
höchster außenpolitischer Ebene entspre­
chend unterstützen würde. 

Das Außenamt hat gerade im außenwirt­
schaftlichen Bereich in letzter Zeit sehr viel 
Positives geleistet, sehr viel Neues entwickelt. 
Ich persönlich schätze die Außenwirtschafts­
politik als einen ganz wesentlichen Teil unse­
res Außenamtes, und ich möchte von dieser 
Stelle aus allen Beamten, vor allem aber dem 
Minister für dieses Engagement danken. 

Meine Damen und Herren! Der Außenpoliti­
sche Bericht ist für Leute, die sich beruflich 
mit dem Ausland beschäftigen müssen, ein 
ganz wesentlicher, positiver Beitrag, und ich 
möchte auch den Beamten, die ihn erstellt 
haben, meinen aufrichtigen Dank dafür 
sagen. 

Auf der Grundlage des Staatsvertrages; 
meine Damen und Herren, und der immer­
währenden Neutralität wird es nur eine 
aktive Neutralitätspolitik fortzusetzen geben, 
die den Menschen eine Existenz in Frieden 
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gewährleistet und die ihnen die Vorteile der 
internationalen Zusammenarbeit sichert. In 
diesem Sinne danke ich dem Außenamt für 
die Bemühungen der letzten Jahre. (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Als 
nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Pumpernig. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Pumpemig (ÖVP, Steiermark) : 
Herr Vorsitzender! Herr Minister! Meine 
Damen und Herren! Ich werde mich, ohne daß 
ich das mit meinem Herrn Vorredner abge­
sprochen habe, gleichfalls mit der Entwick­
lungshilfe beschäftigen, nachdem der Außen­
politische Bericht ja darüber auch Auskunft 
gibt, und zwar einerseits im allgemeinen und' 
andererseits im konkreten hinsichtlich jener 
Projekte, die vom Bundesland Steiermark aus 
entsprechend unterstützt werden und auch 
immer wieder initiiert werden. 

Meine Damen und Herren! Es ist üblich, 
daß man bei einer Wortmeldung über die Ent­
wicklungspolitik und zur Entwicklungshilfe 
meistens mit Horrorzahlen beginnt, wie viele 
Millionen Menschen unterernährt sind oder 
wie viele Kinder in der Dritten Welt täglich an 
Hunger sterben. Aber diese Zahlen, so furcht­
bar sie sind - und das möchte ich ausdrück­
lich festhalten: so furchtbar sie sind - ,  sagen 
an sich noch nichts über die Ursachen der 
ungleichen Verteilung der Güter dieser Erde 
aus. Deshalb möchte ich zwei andere Zahlen 
nennen, nämlich: 98 Prozent aller For­
schungsausgaben werden von den Industrie­
nationen getätigt und ebenso 91 Prozent der 
Exporte. 

Was besagen nun diese Zahlen? Ist es wirk­
lich mangelnde Investition in dem wissen­
schaftlich-technischen Bereich, die die Ent­
wicklungsländer ihre Probleme nicht lösen 
läßt? Was ist dann mit Indien, meine Damen 
und Herren, das einerseits etwa auf dem 
Gebiet der friedlichen Atomforschung viel 
weiter ist als Österreich, wo aber andererseits 
jährlich Millionen Menschen verhungern? 
Wenn es mangelnde Exportfähigkeit der Ent­
wicklungsländer ist, wodurch deren Bevölke­
rung außerhalb des Wohlstandes lebt, wie 
erklärt man sich dann die ökonomische 
Sozialstruktur Brasiliens, wo sich einerseits 
die Situation der Kleinbauern und Arbeiter 
zusehends jährlich verschlechtert, anderer­
seits das Land aber in den vergangenen Jah­
ren auf Wirtschaftswachstumsraten von 10 
bis 15 Prozent zurückblicken kann, jetzt 
jedoch vor dem Trümmerhaufen dieser Poli­
tik steht und täglich, meine Damen und Her-

ren, 540 Millionen Schilling an Schulden­
dienst zurückzuzahlen hätte? 

Die Verschuldung, meine Damen und Her­
ren, der Dritten Welt ist auf die gigantische 
Summe von 10 800 Milliarden Schilling ange­
wachsen. Allein an Schuldentilgung müßten 
von den Entwicklungsländern jährlich 
2 340 Milliarden Schilling aufgewendet wer­
den. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es 
muß gesagt werden, daß alle bisherigen Stra­
tegien, die Situation der Menschen in den 
Entwicklungsländern zu verbessern, letztlich 
doch gescheitert sind. Die Strategie etwa der 
schnellen Industrialisierung konnte ' der Ver"": 
elendung weiter Bevölkerungsschichten, vor 
allem der Landbevölkerung, keinen Einhalt 
gebieten. Diese Strategie hat auch zu kaum 
mehr bewältigbaren Verschuldungen geführt 
und sieht sich zusehends mit protektionisti­
schen Maßnahmen jener Länder konfrontiert, 
in die man Güter zu exportieren wünscht. 
Auch ist kein planwirtschaftliches Moden in 
der Dritten Welt existent, welches substantiell 
Probleme gelöst hat oder hätte, die durch 
marktwirtschaftlieh orientierte Modelle nicht 
gelöst werden konnten. Das hoffnungsvorbe­
lastete Modell einer eigenständigen Entwick­
lung, wie es, zumindest verbal, von Tansania 
versucht wurde, ist leider gleichfalls geschei­
tert. Programme der Produktionsmaximie­
rung im landwirtschaftlichen Bereich, besser 
bekannt unter dem Titel "Grüne Revolution", 
haben zur Nahrungsmittelinlandsversorgung 
so gut wie nichts beigetragen. 

Es ist außerordentlich bedeutsam zu bemer­
ken, daß das ökonomische Problem der Ent­
wicklungsländer nicht auf der Ebene der Ent­
wicklungshilfe lösbar ist oder war und voraus­
sichtlich auch nicht sein wird. Ein kleines 
Rechenexempel möge das entsprechend veri-
fizieren. 

. . 

Meine Damen und Herren! Wie allgemein 
bekannt ist, verfolgen die USA seit einiger 
Zeit eine Politik des knappen Geldes, was in 
der Folge die Kredite erheblich verteuert hat. 
Durch diese Kreditverteuerung wächst natür­
lich für die Entwicklungsländer der Anteil der 
zurückzuzahlenden Zinsen für aufgenom­
mene Kredite. Setzt man nun jene Summe, 
die. von den Industrienationen an offizieller 
Entwicklungshilfe etwa im Jahre 1981 gelei­
stet wurde, in Relation zur Verteuerung der 
Kredite, dann hätten 60 Prozent der offiziel­
len Entwicklungshilfe gerade ausgereicht, um 
die Wirkungen dieses Zinsanstieges über­
haupt abdecken zu können. Man sieht also, 
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daß weltweit gesehen eine Erhöhung der Ent­
wicklungshilfe strukturell das Problem der 
Entwicklungsländer nicht zu lösen vermag. 

Die österreichische Entwicklungshilfe hat 
sich zwar qualitativ zweifellos verbessert, 
dennoch ist der sogenannte Geschenkanteil 
von 55 Prozent· der geringste aller Industrie­
länder . Der empfohlene Wert beträgt 86 Pro­
zent. 

Von der uns selbst seinerzeit auferlegten 
Verpflichtung, 0,7 Prozent des Bruttoinlands­
produktes als Entwicklungshilfe zur Verfü­
gung zu stellen, ist Österreich noch sehr weit 
entfernt, und wenn es richtig ist, was der Herr 
Finanzminister zum Ausdruck gebracht hat, 
werden wir voraussichtlich erst Ende des J ah­
res 1990 dort angelangt sein. Im Jahre 1981 
hat Österreich 0,48 Prozent seines Bruttoin­
landsproduktes für Entwicklungshilfe bereit­
gestellt, was gegenüber 1 979, wo nur 0,19 Pro­
zent als Entwicklungshilfe budgetiert waren, 
zweifellos einen Fortschritt bedeutet. 

Die dramatische Rezession in den Entwick­
lungsländern selbst hat selbstverständlich 
deutliche Rückwirkungen auf die wirtschaftli­
che Situation vieler Industrieländer . Eines 
der Hauptcharakteristika der rezessiven Ent­
wicklung in vielen Industrieländern ist, daß 
die Produktionskapazität nicht durch eine 
entsprechende Nachfrage absorbiert werden 
kann. Durch die dramatische Verschlechte­
rung der wirtschaftlichen Situation in den 
Entwicklungsländern vermindert sich natür­
lich auch die Kaufkraft dieser Länder und for­
ciert so auch die Rezession in den Industrie­
nationen. 

Auf der Basis dieser angenommenen globa­
len Verflechtung der Interessen der Industrie­
nationen mit jenen der Entwicklungsländer 
muß der sogenannte Marshall-Plan für Ent­
wicklungsländer des seinerzeitigen Bundes­
kanzlers verstanden werden, der auch davon 
ausgeht, daß Entwicklungshilfe ein Instru­
ment zur Rezessionsbekämpfung in den Indu­
strienationen sein kann - übrigens, meine 
Damen und Herren, eine Auffassung, die 
auch der Bundesparteiobmann der Österrei­
chischen Volkspartei, Dr. Alois Mock, vertritt. 

Was nun die Entwicklungshilfeleistungen 
der Steiermark betrifft, so könnte man natür­
lich sagen, daß sie nicht viel zu einer allgemei­
nen Lösung beitragen können, ebenso wie 
eine Betriebsansiedlung in einem Grenzbe­
zirk kaum etwas in bezug auf die Wirtschafts­
situation in ganz Österreich bewirken kann. 

Aber, meine Damen und Herren, ich 
glaube, wir sind uns doch über eines einig: 
Die Hände in den Schoß zu legen und zu 
sagen, weil man nicht alles lösen kann, 
braucht man auch das Wenige nicht zu tun, 
das zu leisten man imstande ist, muß als bil­
lige Ausrede qualifiziert werden. Und einige 
soziale Gruppen von den Auswirkungen öko­
nomischer Depression bewahrt zu haben, das 
ist doch etwas, meine Damen und Herren, 
dessen Stellenwert man nicht herabqualifizie­
ren sollte. 

Von der Steiermark wurden unter anderem 
folgende Entwicklungsrnaßnahmen gesetzt: 

Mit den Kapverdischen Inseln besteht 
schon seit 'längerer Zeit ein Kontakt. Ich bin 
sehr glücklich, heute im Bundesrat feststellen 
zu können, daß gestern die Stadt Leibnitz mit 
einer Stadt auf den Kapverden eine Städte­
partnerschaft eingegangen ist, was wir beson­
ders vom Bundesland Steiermark aus sehr 
begrüßen dürfen. 

Seit 1981 ist die Steiermärkische Landesre­
gierung weiters bemüht, durch die Errichtung 
einer Biogasanlage einen Beitrag zur Lösung 
der Energieprobleme auf dieser Inselgruppe 
zu leisten. Um nun den Weiterverbleib einer 
Biogasgroßanlage und die Herstellung vieler 
Biogaskleinanlagen sicherzustellen, hat die 
Steiermärkische Landesregierung zum 
Ankauf diverser Sachmittel und Meßgeräte 
einen Betrag von mehr als 100 000 S zur Ver­
fügung gestellt. Es ist zu erwarten, daß das 
Gelingen dieses Vorhabens eine gewaltige 
multiplikatorische Wirkung haben wird, da 
die Energiekonferenz in Nairobi seinerzeit 
beschlossen hat, auf den Kapverden das For­
schungsinstitut für diese Art der Energiege­
winnung zu errichten. 

Die evangelische Kirche der Steiermark 
betreibt seit 1968 in Kamerun ein Lepraspital 
mit 50 Betten. Inzwischen ist man von der 
ursprünglichen zentralen Organisation abge­
kommen und hat in ländlichen Gebieten sehr 
viele dezentrale Ambulatorien errichtet, um 
einerseits diese furchtbare Krankheit wirksa­
mer bekämpfen zu können, andererseits aber 
diese Kranken nicht aus ihrer gewohnten 
sozialen Umgebung herauszureißen. Auch 
dafür hat die Steiermärkische Landesregie­
rung Gelder zur Verfügung gestellt. 

In Simbabwe wurde für ein landwirtschaft­
liches Zentrum, in welchem nach einem aus­
gewogenen Theorie- und Praxisverhältnis bis­
lang Arbeitslose in Techniken landwirtschaft­
licher Produktionen unterrichtet werden, 
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ebenfalls ein Betrag von 100 000 S zur Verfü­
gung gestellt. 

In Nicaragua sind nach dem Sturz Somozas 
mehr als 20 österreichische Entwicklungshel­
fer, darunter zahlreiche Steirer, erfolgreich 
tätig. Allerdings gebe ich zu, daß die Qualität 
ihrer Arbeit natürlich wesentlich davon 
abhängt, inwieweit ihre Vorhaben durch 
Spenden aus der Heimat, also aus Österreich, 
realisiert werden können. Auch hiefür hat die 
Steiermärkische Landesregierung wiederholt 
Beträge zur Verfügung gestellt. 

Im Norden Kolumbiens, meine Damen und 
Herren, leben im Urwald noch verschiedene 
Gruppen von Indianern in insgesamt 
127 Gemeinschaften. Durch einen Fluß ' war 
eine der Indianergruppen völlig von ihrem 
natürlichen Lebens- und Wirtschaftsraum 
abgeschnitten. Die Steiermärkische Landes­
regierung und private Institutionen haben es 
ermöglicht, so viele Gelder aufzutreiben, daß 
eine Brücke geschlagen werden konnte, eine 
Brücke errichtet werden konnte, sodaß diese 
abgetrennte Indianergemeinschaft wieder an 
die übrigen 126 angeschlossen werden konnte 
und nicht dauernd von ihrem natürlichen 
Lebensraum getrennt leben muß. 

In Indien wurde den dortigen Bauern durch 
die Steiermärkische Landesregierung ein 
Betrag von 100 000 S zur Verfügung gestellt, 
damit sie durch den Ankauf von Haustieren 
über eine zusätzliche Einnahmequelle verfü­
gen. 

Meine Damen und Herren! Das Spezifische 
an den steirischen Entwickl�ngsmaßnahmen 
ist der Versuch, die Projektfinanzierung mit 
einer Partnerschaft zu koppeln. Verschiedene 
soziale Einheiten, wie etwa die Hauptschule 
in Seckau in der Obersteiermark, die Jugend­
organisationen der Österreichischen Volks­
partei, die Jugendorganisationen der Soziali­
stischen Partei, insbesondere die Stadt Mürz­
zuschlag, das Bundesrealgymnasium Graz­
Hasne:r:platz, die evangelische Kirche und die 
Arbeitsgemeinschaft südliches Afrika, haben 
Partnerschaften von solchen Projekten über­
nommen. Ich möchte aber in diesem Zusam­
menhang ausdrücklich feststellen: Ich erhebe 
keinen Anspruch auf eine vollständige Auf­
zählung all dieser Institutionen und Privator­
ganisationen, die eine solche Partnerschaft 
initiiert haben oder eingegangen sind. Aber 
im Versuch 4ieser partnerschaftlichen Orga­
nisation ist der eigentliche Wert der durch die 
Steiermark gesetzten Entwicklungsmaßnah­
men 'zu sehen. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Nun möchte ich Ihnen noch von einem 
Gespräch mit einem Zivilingenieur und 
Geschäftsmann aus Simbabwe, welches die­
ser mit dem Beauftragten für die Entwick­
lungshilfe des Landes Steiermark geführt hat, 
erzählen. Dieser Zivilingenieur führte folgen­
des - meines Erachtens sehr Bemerkenswer­
tes - aus: "Ich habe in Österreich so viel 
gesehen, was wir bei uns brauchen könnten. 
Aber bei uns zu Hause in Simbabwe, da gibt 
es hauptsächlich nur amerikanische und rus­
sische Firmen, und die begnügen sich nicht 
damit, mit uns Geschäfte zu machen, sondern 
wollen ihren Einfluß immer auf unsere inne­
ren Verhältnisse ausdehnen. 

Warum engagiert sich nicht ein kleines neu­
trales Land wie Österreich, vor dem wir diese 
Ängste nicht zu haben brauchen, stärker im 
Geschäft mit den Entwicklungsländern, wo 
ihr doch so viel habt, was für uns zum Vorteil 
ist?" - Soweit dieser Geschäftsmann aus 
Simbabwe. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir, wie 
ich versucht habe darzulegen, erkannt haben, 
daß es nicht nur die Entwicklungshilfe ist, auf 
deren Basis sich die wirklich relevanten 
Beziehungen zwischen uns und der Dritten 
Welt abspielen, sondern auch die ganz norma­
len Handels- und Geschäftsbeziehungen, 
dann müssen wir die Frage erheben, ob von 
uns aus wirklich alle Maßnahmen ergriffen 
wurden, um auf normaler Geschäftsbasis mit­
einander in Kooperation zu kommen, die zu 
g.egenseitigem Nutzen führte. 

Man hört jetzt viel vom Standortvorteil. Ein 
kleines neutrales Land wie Österreich hat 
international in den Entwicklungsländern 
einen Standortvorteil deshalb, weil es eben 
klein ist, weil es von keiner kolonialen Ver­
gangenheit belastet ist und weil es ein neutra­
les Land ist. 

Es gibt einzelne Firmen, die das längst 
erkannt haben und international durch ange­
botene Technologie eine ganz hohe Reputa­
tion haben, wie etwa die Firma Pumpen­
Bauer aus Voitsberg in der Weststeiermark. 
Eine österreichische Assoziation in Tunesien 
etwa ist die Firma Pumpen-Bauer aus der 
Weststeiermark. (Ruf bei der ÖVP: Bravo! -
Ruf bei der SPÖ: Eine genaue Adresse!) 
Jedem, der sich für Geschäfte interessiert, 
insbesondere in der Steiermark, dürfte die 
Firma Pumpen-Bauer ein Begriff sein, so wie 
sie das auch in Tunesien ist. 

Meine Damen und Herren! Da gibt es aber 
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noch eine ganze Reihe von anderen Firmen, 
die ebenfalls kompetent für Technologien 
sind, die es aber aus irgendwelchen Gründen 
nicht geschafft haben, eigenständig Kontakte 
zu Ländern der Dritten Welt aufzunehmen. 
Hier muß überlegt werden, wie man diesen 
Transmissionsriemen von Bedürfnis in der 
Dritten Welt einerseits zur Kompetenz in 
Österreich andererseits herstellen kann. 

Wenn wir bewirken könnten, daß durch die 
Beschäftigung mit der Situation und mit den 
Bedürfnissen der Dritten Welt befriedigende 
Handelsbeziehungen gestaltet werden könn­
ten, sodaß die Partner hier in den Industrie­
bundesländern und irgendwo in der Dritten 
Welt normale Geschäftsbeziehungen aufneh­
men könnten, dann wären wir sicherlich auf 
dem richtigen Weg in Richtung auf eine trag­
fähige Basis der Beziehungen zwischen Indu­
strienationen und den Entwicklungsländern. 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum 
Schluß meiner Ausführungen. Diese Bezie­
hungen werden - ich glaube, darin sind wir 
uns alle einig, dessen sind wir uns alle bewußt 
- langfristig nur dann tragfähig sein, wenn 
sie von gegenseitigem reellem Nutzen, ohne 
Hintergedanken und von gegenseitigem Ver­
trauen bestimmt sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Zum Wort hat sich weiters gemeldet Herr 
Bundesrat Dr. Pisec. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dkfm. Dr. Pisec (ÖVP, Wien): 
Herr Vorsitzender! Herr Bundesminister! 
Hoher Bundesrat! Die Äußerungen des Kolle­
gen Michlmayr veranlassen mich verständli­
cherweise zu einer Richtigstellung. Zuerst 
möchte ich die Richtigstellung durch eine vor­
angehende Zustimmung besonders stark 
erhärten. 

, 

Was Sie über die Aktivitäten des Außenam­
tes in bezug auf Unterstützung der österrei­
chischen Exporthandelspolitik sagen, kann 
ich nur bestens bekräftigen. Auch die Not­
wendigkeit, daß sich die Außenpolitik von der 
geistigen Größe dann herunterbegibt in die 
Niederungen der praktischen Wirtschaftsför­
derung, kann ich auch nur bestens unter­
schreiben. Ich werde mir dann erlauben, dem 
Herrn Bundesminister noch zwei Fragen 
dazu zu stellen. 

Was Sie aber über den Gaddafi-Besuch aus­
geführt haben, kann aus zwei Gründen nicht 
unwidersprochen bleiben. Sie zitieren die 
ÖVP, daß wir erklärt hätten, in dem Berichts­
jahr wäre das Verhältnis zu Amerika gestört 

gewesen, was doch gar nicht stimme, siehe 
Berichte über Besuch Kreiskys. 

Gerade die Einladung Gaddafis nach Öster­
reich und der zweite Blitzbesuch am Flugha­
fen, hat gerade das zur Folge gehabt, was wir 
damals kritisiert haben, nämlich eine 
schwere Belastung unseres Verhältnisses mit 
den Vereinigten Staaten. (Bundesrat 
S c  h a c h n e r :  Und außerdem hat es keine 
Parteispende gegeben für den Wirtschafts­
bund, habe ich gehört!) Die Wirtschaft kommt 
gleich. (Bundesrat S c  h a c h n e r :  Den Wirt­
schaftsbund, meinte ich!) Ich werde Ihnen 
gleich sagen, was da noch weiter war, welche 
Hilfe die Wirtschaft der Außenpolitik der 
Regierung angedeihen lass,en mußte. 

Wir hatten auch Gelegenheit, hier im Haus 
im Lokal IV, wenn ich mich recht erinnere, 
oder im Lokal V mit dem Führer Libyens 
zusammenzutreffen. Die einstündige Diskus­
sion war mehr oder minder ein Monolog. Ich 
kann nur hoffen, daß die bilateralen Vierau­
gengespräche anderes zum Gegenstand hat­
ten. 

Vor einem Jahr habe ich mir erlaubt, in die­
ser Frage Kritik zu üben.' Ich darf sie in Erin­
nerung rufen. 

"Und wie zum Hohn für den umstrittenen 
Besuch" - so steht im Protokoll des Bundes­
rates vom 6. Juli 1982 - "des großen Führers 
der Revolution, Gadaffi, steht dann in der 
,Kronen-Zeitung' " - damals war nämlich 
Krieg im Libanon, darf ich erinnern -: "Gad­
dafi fordert Arafat zum Selbstmord auf." Wei­
ter unten steht - noch einmal zitiert -: 
"Libyens Staatschef Gaddafi, vor kurzem zu 
Besuch in Österreich, hatte für Arafat nur 
eine ,Empfehlung' parat: ,Bring dich lieber 
um, bevor du die Schmach erleidest, in israeli­
sche Hände zu fallen!' " 

Und später wird eine Äußerung Arafats 
zitiert. Seinen Bruder Muammar Gaddafi 
erinnert Arafat an dessen Treueschwüre für 
den gemeinsamen Kampf gegen Israel. Nur 
ein bißehen Zitieren über die Art dieses Man­
nes, und unser mangelndes Verständnis, ohne 
daß ein Konsens in den notwendigen Gremien 
der Außenpolitik herbeigeführt wurde, ihn 
sozusagen überfallsartig in Österreich zu 
empfangen, wird klar. 

Die Notwendigkeit eines Projektes, wie Sie 
sagten - soweit ich das beurteilen kann, war 
es das damals strittige VOEST-Projekt, das 
unter Zahlungsnot gelitten hat - ,  hat damit 
geendet, daß die österreichischen Kritiker, 
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die mit dem Besuch Gaddafis beschäftigt 
waren - die offiziellen Mitglieder der Regie­
rung - ,  staunend zur Kenntnis nehmen muß­
ten, daß er zahlun,gsunfähig ist und statt des­
sen wir sein im Preis erhöhtes Öl abzuneh­
men haben. Das hat dann zu einer Reihe von 
Aktivitäten geführt. Soweit die klare Tatsa­
che. 

Daher, bitte, phantasieren Sie nicht in uns 
hinein, daß wir diese Kritik ohne Basis 
gemacht hätten. Es gab damals nicht die Not­
wendigkeit, es so spektakulär zu machen. 

In diesem Zusammenhang, Herr Bundesmi­
nister, freue ich mich, daß heute, am heutigen 
Tag, in der "Presse" ein Interview des Herrn 
Bundeskanzler Sinowatz in der Zeitung 
"Newsweek" zitiert wird. Da steht drinnen, 
wörtlich zitiert in der "Presse" von heute: 

" ,Wir haben überhaupt keinen Grund, mit 
der Kontinuität der österreichischen Außen­
politik zu brechen.' Dies erklärte Bundes­
kanzler Sinowatz in einem Interview mit dem 
US-Nachrichtenmagazin ,Newsweek' . Konti­
nuität werde es demnach auch in der Nahost­
politik seiner Regierung geben, betonte er." 

Bitte, ein gewisser Widerspruch. Ich würde 
mich freuen, wenn gesagt würde, worauf sich 
das Wort "Kontinuität" bezieht: Auf das 
damals gestörte Verhältnis mit den Vereinig­
ten Staaten, auf den großen Revolutionsfüh­
rer Gaddafi oder auf den Freund des Hauses, 
Arafat. Und das, glaube ich, sollten wir doch 
eindeutig herausarbeiten. 

Wir verstehen, da wir einer neuen Regie­
rung, insbesondere einem neuen Ressortchef, 
positiv gegenüberstehen, unter Kontinuität 
die Fortführung jener Grundlinie der österrei­
chischen Außenpolitik, die der Botschafter 
Hoess sehr exakt skizziert hat, jener Form 
von Außenpolitik, die uns glaubwürdig in Ost 
und West und bei den Signatarstaaten des 
Staatsvertrages macht, die unsere Jugend 
anspricht und ihre Wehrbereitschaft aufrecht­
erhält, verstehen. 

Herr Bundesminister! Wenn Sie den viel­
leicht anders aufzufassenden Äußerungen 
meines Kollegen Hoess eine zu große Bedeu­
tung beimessen, gestatten Sie mir, daß ich 
Ihren Äußerungen betreffend Kuba und Nica­
ragua, auf den Zucker bezogen, nicht eine so 
große Bedeutung beimesse� Vielleicht sind wir 
dann in beiden Äußerungen gleichgestellt -
gestatten Sie mir, das hier vom Rednerpult zu 
sagen. Denn sehr oft ist die Interpretation aus 
der Diskussion entstanden, nicht die von 

Michlmayr, wenn er sagt, der Ausbau der 
UNO-City ist notwendig. 

Aber, Herr Kollege Michlmayr, gerade die 
UNIDO-Sache, gerade der Konferenzpalast, 
das ist doch eine Frage, die man bei der Dis­
kussion des Außenpolitischen Berichtes lieber 
nicht zitiert. Das ist d{)ch eine tagespolitische 
Sache. Ich wundere mich ja, wie die Freiheit­
liche Partei diese Hürde nehmen wird. Denn 
ich habe mir erlaubt, bei der Regierungserklä­
rung hier in der Diskussion vor nicht einmal 
zwei Wochen sehr exakte Äußerungen Ste­
gers im Wahlkampf und unmittelbar nach 
dem Wahlkampf bei der Regierungsbildung 
zu zitieren, die davon sprachen, daß man die­
ses Bauwerk vermeiden müsse. So damals 
gehört, von mir zitiert. 

Heute hört man es anders. Wir sind nicht 
der Ansicht, daß dieses Bauwerk bei der jetzi­
gen Budgetsituation, wo nota bene das groß­
artig von Ihnen versprochene berühmte arabi­
sche Geld sich nie mehr wieder fand . . .  Ich 
weiß nicht, wo die Schecks alle hingekommen 
sind. Es ging j a  so weit, daß der Finanzmini­
ster im Auftrag des Bundeskanzlers sogar im 
Hohen Haus zitiert hat, wir haben die Finan­
zierungsquellen, wir verhandeln nur mehr um 
die Zinssätze, wir reden nur mehr um die 
Konditionen. 

Es ging ja so weit, daß wir uns schon damit 
beschäftigt haben, da wird eine Neugründung 
gemacht mit Steuerfreiheit. Wir ' haben das 
sogar ausgerechnet. Man hört plötzlich nichts 
mehr davon. (Bundesrat Ing. Ni g 1 :  Ich 
würde eine Anfrage nach Mallorca empfeh­
len!) 

Ich glaube, das wäre richtig. Nur ist er 
heute nicht mehr dafür zuständig. Aber da ich 
höre, daß der jetzige Abgeordnete Dr. Kreisky 
auch Mitglied des ,Außenpolitischen Aus­
schusses des Parlamentes sein wird, wird sich 
ja Gelegenheit ergeben, dort auf parlamenta­
rischem Boden darüb�r zu sprechen. 

Wir sind also nicht der Ansicht, daß für 
unsere außenpolitische Aktivität dieses Bau­
werk so unabdingbar notwendig ist. Wir 
haben Ihnen Beweise geliefert, wie viele Kon­
gresse in der Diskussionszeit der drei Jahre 
in Österreich stattgefunden haben mit bis zu 
6 000 Menschen, ohne daß wir den Konferenz­
palast gebraucht haben, den Prunkbau, der 
nicht einmal genug Arbeitskräfte binden 
kann. 

Frage Außenpolitik Österreich USA 
nicht in die Tagespolemik zu nehmen. Ich 
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danke für den Zwischenruf, die Aktion des 
Bundeskammerpräsidenten Sallinger kam 
gerade zum richtigen Zeitpunkt. Manchmal 
ist der weiße Botschafter, nämlich der Lipiz­
zaner, die Lipizzaner, auch ein Mittel, um 
anzuknüpfen. (Bundesrat S c  h a c h n e r :  
Hoffentlich war er nicht krank!) Und ich 
glaube, daß dieser Besuch von einer großen 
Bedeutung war für das Verhältnis zu Öster­
reich. 

Nicht zufällig ist die Botschafterin, die 
geborene Österreicherin Helene von Damm, 
zu einem Zeitpunkt akkreditiert worden in 
Österreich, als es den damaligen Träger der 
Außenpolitik nicht mehr in verantwortlicher 
Position gab, nicht zufällig. Bitte, das zu über­
legen. 

Also haben wir gestört? Wir haben Ihnen 
nur gesagt, was Sie schlecht gemacht haben. 
Wir haben zum Beispiel nie darüber gespro­
chen, daß wir bei einem anderen großen Land 
nicht so sehr mehr aktiv sind, nämlich bei den 
Gesprächen mit der Sowjetunion, da sind wir 
auch schon nicht mehr so aktiv, hat nachge­
lassen. Denn unsere Außenpolitik hat sich ja 
jahrelang nur immer mit einem beschäftigt, 
das war der Bruder vom großen Bruder, der 
Herr Gaddafi. Mit einem nur immer. Das war 
die Zielrichtung. 

Wenn Sie sagen, Herr Michlmayr, die 
Staatsbesuche des Dr. Kreisky, des damali­
gen Bundeskanzlers, waren von so tragender 
Bedeutung für unsere Geschäfte. Für welche 
Geschäfte? Für welche Firma? Und damit 
komme ich auf das (Bundesrat 
Dr. Mi e h  1 m a y r : Der österreichischen 
Wirtschaft!) Sind wir doch eine Wirtschaft auf 
einmal! Ich höre das gerne. Bis jetzt . hat es 
immer zwei gegeben, die verstaatlichte und 
eine private. (Bundesrat G a r  g i t t e  r :  Sie 
bringen das auf!) AbQr wieso denn? Die Lehr­
lingsförderung in der Verstaatlichten ist 
7 000 S. Und bei uns lassen sie nicht einmal 
2 500 raus. Und da tut ihr euch noch rühmen. 
Sind das nicht zweieinhalb Paar Schuhe? Wer 
bei uns als privater Unternehmer eine Pleite­
bilanz hat, muß sich vor das Handelsgericht 
begeben. Und wir haben uns alle damit zu 
beschäftigen, daß die dortigen Pleitebilanzen 
staatsnotwendig sind und wir sie durch neue 
Opfer - steht in der Zeitung - finanzieren 
müssen. Also sind es doch zweierlei Paar 
Schuhe. (Bundesrat S c  h a  c h n e r :  In der 
"Wochenpresse", da steht "Opfer"!) "Wochen­
presse" , sehr gut. Wunderbare Artikel da. Ich 
freue mich immer, wenn ich sie lese. Nach 
dem Motto: Je mehr drinnensteht, umsomehr 
freuen sich alle Leute. 

Zur Frage dieser gemeinsamen Außenpoli­
tik auf dem Wirtschafts sektor eine Bitte, Herr 
Bundesminister, am Beginn Ihrer Periode, fur 
die ich Ihnen viel Glück wünsche, im Sinne 
unserer gemeinsamen Intensionen der Ver­
tretung Österreichs überall auf der Welt. Es 
war bisher Usus gewesen, daß bei Reisen, 
Delegationsreisen des Herrn Bundesmini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten fall­
weise Wirtschaftsvertreter eingeladen wur­
den. Es gibt auch eine Kritik von mir vor 
einem Jahr. Obwohl wir die Bestrebungen 
natürlich begrüßt haben und sie auch entspre­
chend gewürdigt haben, habe ich mir vor 
einem Jahr schon erlaubt, bel der Diskussion 
des Außenpolitischen Berichtes zu sagen: 
Zweifelsohne geht der Wunsch der Wirtschaft 
aber nun dahin, die Parität in den Delegatio­
nen zwischen den unsinkbaren Schiffen der 
Verstaatlichten, denen die Sturzfluten der 
Krisis manches Mal das Steuerrad zerschla­
gen, und den seefesten Flotillen der Privat­
wirtschaft zugunsten dieser Privatwirtschaft 
zu verändern. Denn deren Exporterfolge 
kosten dem Steuerzahler unterm Strich 
sicher nichts, sondern bringen einen Steuer­
ertrag. 

Das war damals mein Ersuchen, die Rela­
tion zu ändern. 

Meine Frage heute geht an Sie: Werden Sie 
die alte Praxis fortführen, daß überhaupt 
Wirtschaftsvertreter bei kommenden mögli­
chen Reisen eingeladen werden? Dazu gehört 
auch die Fortführung der guten Zusammenar­
beit mit der Außenhandelsorganisation der 
Bundeswirtschaftskammer, die wirklich, wie 
Hoess ausgeführt hat, ein Unikat darstellt auf 
der ganzen Welt, auf die wir alle sehr stolz 
sind, da sie sich ganz anders bewegen kann 
selbstverständlich wie die diplomatischen 
Missionschefs. Es wurden auch die Gründe 
vom Botschafter Hoess aus dem internen 
Geschäfts�bwicklungsbereich zitiert. 

Ich bin der Ansicht, daß wir diese Kontinui­
tät fortzusetzen haben, einfach darum, weil 
ein Großteil unserer Exporterfolge auf der 
Arbeit dieser tüchtigen Männer und Frauen, 
die überall auf der Welt, insgesamt sind es 
heute schon über 90, tätig sind, beruht. 

Meine Frage und meine Bitte an Sie, in die­
ser Frage fortzufahren als praktischen 
Beweis der Zusammenarbeit einer gemeinsa­
men Außenpolitik zum Wohle der österreichi­
schen Exportwirtschaft. 

) 
Erlauben Sie mir noch ein paar Anmerkun­

gen zu machen aus dem Bericht selber, den 
1354 
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ich samt und sonders als sehr positiv beur­
teile, für dessen Erstellung ich auch meinen 
Dank aussprechen möchte, sowie ich mich 
auch bedanken möchte für die immer aufge­
schlossene Tätigkeit aller unserer diplomati­
schen Missionen, aber auch der Mitarbeiter 
im Außenamt. 

Auf Seite 399 ist auch jenes Land zitiert, 
das ich die Ehre habe zu vertreten. Dankens­
werterweise steht drinnen, daß wir Entwick­
lungshilfe gegeben haben für ein Ausbil­
dungsprogramm eines österreichischen 
Experten für eine neu zu errichtende poly­
technische Schule. Die haben wir denen lang 
versprochen, aber nie realisiert. Ich weiß, daß 
das Außenamt nicht die alleinzuständige 
Stelle, sondern nur empfehlen kann. Ich 
würde Sie aber bitten als Mitglied der Bun­
desregierung, ein Auge darauf zu werfen, da 
die Bereitschaft der Entwicklungshilfeabtei­
lung . des Bundeskanzleramtes nun besser 
gegeben ist als früher. 

Auf der gleichen Seite steht unten ein 
Bericht über Zimbabwe, den mein Kollege 
Pumpernig zitiert hat mit Rücksicht auf dort 
vorhandene internationale Aktivitäten aus 
seiner subjektiven Berichterstattung. 

, Ich darf dazu sagen und vielleicht sehr 
ernst auf etwas hinweisen: Zimbabwe befin­
det sich in einer Umänderungsphase. Und Sie 
haben sicher durch unseren Vertreter oder 
Botschafter Otto die entsprechenden Berichte 
vorliegen. Aus Anlaß der letzten Messe in 
Bulawayo , die Österreich als einer der älte­
sten Aussteller beschickt, eine der Aktivitäten 
der Bundeswirtschaftskammer, wurden wir 
besucht von einer Anzahl von Herren der 
Regierung, auch von Premierminister 
Mugabe. Er hat bei diesem Anlaß ein Verspre­
chen abgegeben gegenüber den Handelsde­
legierten und mir gegenüber, den er kennt 
längere Zeit, daß er beabsichtigt, Österreich 
zu besuchen, und eine Einladung ' erwartet. 
Ich darf Sie bitten, diese Möglichkeit aufzu­
greifen. Einfache Begründung: Die Einladun­
gen an den Ministerpräsidenten Mugabe, des­
sen außenpolitische Linie sich beginnt lang­
s,am zu ändern, langsam zu ändern, liegen vor 
aus den Nachbarstaaten Österreichs, sodaß 
eine Kombination der Reise notwendig zu 
machen wäre. Die Auswirkungen zum Wohle 
der Wirtschaft würden sicher besser sein als 
die des Gaddafi-Besuches. 

Darf ich mir erlauben, das bitte anzuregen. 

Dann habe ich noch ein paar Punkte in 
aller Geschwindigkeit. Wenn ich mich recht 

erinnere, 25. Juni, gab es auch eine Diskus­
sion über' das Eintreten der EWG-Vertreter 
auf der Lome-II-Konferenz, die im gleichen 
Jahr stattfand in Harara in Zimbabwe. Und 
ich habe angefragt, wie sie denn dazu kämen, 
Entwicklungshilfe effektiv bilateral so zu 
gestalten, daß deren Produkte des Hilfe­
gebenden praktisch als Konkurrenz auftritt 
für unsere eigenen Exporte. Was eine Realität 
ist, denn wir hatten bereits zwei Aufträge in 
großer Größenordnung verloren aus der Indu­
strie. Er sagte wörtlich - und diese Äußerung 
wurde von Mitgliedern des Europäischen Par­
laments wiederholt, als unsere parlamentari­
sche Kontaktgruppe Anfang Jänner, am 10.,  
1 1 ., 12.  Jänner, in Straßburg weilte -: "Es 
steht Ihnen frei, beizutreten unserer Vereini­
gung." 

Nun haben wir sicher kein großes Interesse 
aus verschiedenen Gründen, Lome 11 beizu­
treten, weil es eine EWG-Gründung ist. Aber 
ich sehe eine Möglichkeit, daß wir assoziieren 
und solcherart nicht nur in die Information 
gelangen, Und die Organisation der EWG hier 
in der Frage der Zusammenarbeit mit 
Schwarzafrika, mit den gesamten afrikani­
schen Ländern ist enorm gut organisiert, wie 
ich es selber sehen konnte, enorm gut organi­
siert. Das beginnt mit der Anreise mit einer 
Chartermaschine, mit der Mitnahme des 
gesamten Staffs aus Brüssel, mit einer 
Unzahl von Dokumentationen und mit dem 
Erscheinen aller führenden Wirtschafts- und 
politischen Leute dieses Kontinents. 

Ich glaube, es wäre günstig, wenn wir hier 
aufgrund der Einladung Gaston Thorns ent­
sprechende Schritte auf diplomatischer 
Ebene setzen könnten. 

Zweites Thema: Die Pyhrn Autobahn ist 
noch immer offen. Sie wurde uns mehrfach 
vom Vorsitzenden des Verkehrsausschusses 
des Europäischen Parlaments fast schon ver­
sprochen. Die Hintergrundinformation hat 
sich noch immer nicht geändert. Sie liegt ein­
fach darin, daß die EWG in anderen Maßstä­
ben denkt. 

Ich glaube, daß wir durch ein mühsames 
Kleinkleindiskutieren, nämlich daß sie mit 
deren Autos unsere Straßen benutzen, daß sie 
sich aufregen, wenn ein föderatives Interesse 
zum Beispiel eine Straßenmaut verlangt und 
ein lokales · Interesse ein Nichtdurchfahren 
der Schwerstfahrzeuge durch Kleinortschaf­
ten, , was sie alle als Behinderung ihrer 
äußerst wichtigen Transporttätigkeit betrach­
ten, daß wir, wenn wir ihnen das sagen, daß 
dieses letztlich föderative Momente sind, wir 
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sind j a  eine Bundesländerkammer, wo die 
Bundesländer eigene gesetzliche oder verwal­
tungstechnische Regelungen durchführen 
können, die dann prohibitiv wirken können, 
ohne daß die Bundesregierung überhaupt son­
derlich etwas tun kann. Hier liegt ja bereits 
Außenpolitik auf Länderebene vor, was zwei­
felsohne dem gelernten Diplomaten am Ball­
hausplatz Unbehagen verursachen könnte. 
Aber bitte, ich warne ausdrücklich, da liegen 
also effektiv Dinge des Verwaltungsrechtes 
vor und der Realität, daß in der Bezirkshaupt­
mannschaft das Ende ist, nicht einmal in der 
Landesregierung, und dann entsteht daraus, 
daß die große EWG sich aufregt, daß ihre 
Fahrzeuge nicht fahren dürfen. 

Oder wenn die Zollbeamten die Benzinkon­
trolle machen. Bitte, es liegt heute eine 
Anfrage meines Kollegen Schwaiger vor, die 
sich damit beschäftigt, die Benzinkontrolle an 
den Grenzen zu vereinfachen. Auch das 
wurde uns in der Diskussion als Diskriminie­
rung der EWG-Autotransporte genannt. Nur 
vom Geld haben sie nichts geredet, daß sie bei 
der Pyhrn Autobahn mittun wollen. 

Ich weiß, daß die Budgethoheit des Europäi­
schen Parlaments die Pressionsfähigkeit der 
Abgeordneten limitiert. Sie arbeiten alle 
daran, das eines Tages zu ändern. Und so 
gesehen betrachte icn das Gehen über die 
Parlamentarier in den Fraktionen oder 
gemeinsam als einen möglichen Weg der Mei­
nungsbildung für den Ministerrat, der ja letzt­
lich die Entscheidung zu treffen hätte. 

Es ist ein Grundanliegen, das zweifelsohne 
nicht nur Oberösterreich interessiert, sondern 
ganz Österreich. 

So wie ich es auch begrüßen würde - ich 
habe das auch gestern im Ausschuß gesagt, 
ich möchte es heute wiederholen -, wenn das 
Kontaktkomitee des österreichischen Parla­
ments, das allparteienmäßig zusammenge­
setzt war und sehr gut aufgenommen wurde 
von den Vertretern des Europäischen Parla­
ments, wenn dieses Kontaktkomitee fortge­
setzt wird. Die Einladung ging von Österreich 
aus, die Fortsetzung sollte im Juni in Wien 
sein, es kam noch nicht dazu. Ich erachte hier 
unsere Schritte für äußerst wichtig, daß wir 
auf parlamentarischer Ebene etwas schneller 
weiterkommen, als es sonst auf Ebene des 
Ministerrates möglich wäre. Und ich glaube, 
daß die Betonung von mir, daß das so große 
Bedeutung hat, fachlich gerechtfertigt ist. 

Ich habe noch eine Bitte für Wien selber, 
eine Aktivität des Außenamtes vielleicht 

damit verknüpft, vielleicht nur des Verkehrs­
ministeriums oder beider Ministerien. Wien 
ist als Luftkreuz Süd - Ost eines Tages in 
den Luftverkehr eingetreten. Davon ist schon 
lange nicht mehr die Rede. Wien liegt heute in 
den internationalen Flugverbindungen, wie 
jeder weiß, auf der Basis des Zubringers. Wir 
sind lediglich in bezug auf die Oststaaten sel­
ber Zubringer für die anderen. Aber in bezug 
auf 'Weiterreisende in den Überseeraum sind 
wir sehr arg benachteiligt worden. Ich glaube, 
daß wir hier eine große Funktion zu erfüllen 
hätten. 

Denken Sie daran, daß wir uns mit Recht 
und mit Stolz als dritte UNO-Stadt bezeich­
nen. Denken Sie daran, wie viele tausend 
Besucher zu uns kommen. Sehr viele betreten 
diese Stadt bereits, ohne die österreichische 
Regierung direkt zu berühren. Das geht j a  
über die UNO-Organisationen hinaus. Verges­
sen Sie nicht, daß in Wien eine der mächtig­
sten Organisationen der Erde ihren Sitz hat, 
nämlich die OPEC, und von denen wieder 
jene Organisation, die .so ganz interessant für 
die Dritte Welt ist, der OPEC-Entwicklungs­
fonds. Ich selbst weiß, daß sie jedes Jahr 
große Summen an die Entwicklungsländer 
geben. 

Also aller dieser Besucherstrom kommt 
nach Österreich, etwas, was uns freut und 
was Wien aufwertet, was Wien dem Charakter 
der Weltstadt schon sehr nahegebracht hat, 
was Österreich dem Charakter einer überna­
tionalen UNO-zentralen Begegnungsstätte 
sehr nahegebracht hat. Nur mit dem Flugver­
kehr sind wir ein bißchen zurückgeblieben. 
Ich glaube, daß wir das ändern müssen. 

Daß das auch ein Hauptanliegen der Wirt­
schaft ist, die viel reisen muß, versteht sich 
von selbst. Ich habe mir nur erlaubt, es zu ver­
brämen unter den anderen Gesichtspunkten. 

Ich danke noch einmal dem Außenamt und 
wünsche Ihnen allen viel Glück für die kom­
menden schwierigen Zeiten. - Danke. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist ebenfalls nicht der 
Fall. 
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Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. 

Bei der A b s t i m  m u n g wird der Bericht 
der Bundesregierung e i n  s t i m  m i g zur 
K e n n  t n i s  genommen. 

2. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 7. Juli 1983 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem sozialversicherungsreehtliche Vor­
schriften geändert werden (2726 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Wir gelangen nun zum 2. Punkt der Tagesord­
nung: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem sozial­
versicherungsrechtliche Vorschriften geän­
dert werden. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Ricky 
Veichtlbauer. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Ricky Veichtlbauer: Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Herr Minister! 
Meine Damen und Herren! Durch den vorlie­
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
sollen im Zusammenhang mit der Hauptfest­
stellung des Einheitswertes zum 1. Jänner 
1979 aufgetretene Härten beseitigt werden. 
Diese Entschärfung soll dadurch erreicht wer­
den, daß der herabgesetzte Hundertsatz 
(21,6 vom Hundert) des Dauerrechtes auch 
auf bestimmte Fälle des durch die 38. ASVG­
Novelle, die 6. BSVG-Novelle sowie die 
7. GSVG-Novelle geschaffenen Übergangs­
rechtes Anwendung finden soll. Dies aller­
dings nur bezüglich jener Flächen, für die der 
Pensionsberechtigte einen Einheitswertbe­
scheid nach den Grundsätzen des Bewer­
tungsänderungsgesetzes 1979 erhalten hat. 
Die Anwendung des begünstigten Hundert­
satzes soll in jenen schon derzeit im Über­
gangsrecht geregelten Fällen erhalten blei­
ben, in denen eine Hinterbliebenenpension 
auf eine Direktpension folgt. 

Der Sozialausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 .  Juli 1983 in 
Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfeh­
len, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Sozialausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 7 .  Juli 1983 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem sozialversicherungsrechtliche 
Vorschriften geändert werden, wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Ich begrüße den im Haus erschienenen Herrn 
Bundesminister für soziale Verwaltung Dal­
linger. (Allgemeiner Beifall.) 

Wir gehen nun in die Debatte ein. Zum 
Wort hat sich gemeldet Herr Bundesrat Leng­
auer. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Lengauer (ÖVP, Oberösterreich): 
Herr Vorsitzender! Herr Minister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Zu Beginn der 
Sommerpause wurde vom Nationalrat ein 
grundsätzlich positiver Beitrag zur Aufhe­
bung einer sozialen Ungerechtigkeit für 
18 000 Bauernpensionsbezieher gesetzt. Ich 
begrüsse diesen von allen drei Parteien 
gemeinsam gefaßten Beschluß, obwohl ein 
Wermutstropfen bleibt, weil es 

'
immer noch 

Fälle gibt, die durch diese Novellierung nicht 
saniert werden. Die ÖVP wird diese Fälle wei­
terhin im Auge behalten. 

18 000 Bauernpensionisten wurden durch 
die zweimalige Erhöhung der landwirtschaft­
lichen und forstwirtschaftlichen Einheits­
werte um durchschnittlich 15,75 Prozent auf 
Grund der Hauptfeststellung zum 1 .  Jänner 
1979 und der 5prozentigen Erhöhung nach 
dem Bewertungsänderungsgesetz ab 1. Jän­
ner 1983 geschädigt. 

Die ÖVP hatte bereits am 10. Dezember 
1982 im Nationalrat einen entsprechenden 
Antrag eingebracht. Diesen Antrag hat die 
sozialistische Bundesregierung jedoch abge­
lehnt. Anfang 1983 wurde von der Österreichi­
sehen Volkspartei neuerlich ein Initiativan­
trag zur Behebung dieses sozialen Unrechtes 
im Parlament gestellt und an den Herrn 
Sozialminister Dallinger eine dringliche 
Anfrage gerichtet. 

Durch die Kürzungen der Ausgleichszula­
gen auf Grund der Einheitswerterhöhungen 
ab 1. Jänner 1983 wurden bäuerliche Pensioni­
sten Opfer einer unverständlichen Sozialpoli­
tik. Die Kürzung von 18 000 bäuerlichen Pen­
sionen war ein grobes Unrecht. Alle übrigen 
Pensionisten bekamen nämlich auf Grund der 
gesetzlichen Bestimmungen, und zwar nach 
dem Pensionsanpassungsgesetz, ab Jänner 
1983 eine 51/2prozentige Erhöhung ihrer Pen­
Si0l1.. Rund 18 000 Bauernpensionisten hat 
man zum 1 .  Jänner 1983 hingegen den Aus­
zahlungsbetrag gekürzt. Die Kürzung betrug 
bis zu 900 S monatlich. 

Angesichts solcher Pensionskürzungen 
muß die Frage gestellt werden, ob die soziali­
stische Regierung jedes Einfühlungsvermö-
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gen in die Situation der ärmeren Menschen 
verloren hat, da sie offensichtlich nicht in der 
Lage und willens war, einer solchen Entwick­
lung rechtzeitig entgegenzutreten. Wie festge­
stellt, liegt die Ursache der ungerechten Pen­
sionskürzungen ausschließlich darin, daß den 
Ausgleichszulagenbeziehern die Erhöhung 
der Einheitswerte ab 1. Jänner 1983 voll ange­
rechnet wurde, obwohl in den tatsächlichen 
wirtschaftlichen und einkommensmäßigen 
Verhältnissen keine Änderung eingetreten 
ist. 

Im übrigen wurden die land- und forstwirt­
schaftlichen Einheitswerte erhöht, obwohl die 
Einkommen und die Reinerträge aus der 
Landwirtschaft ständig zurückgehen. Diese 
Belastungspolitik, die im Bereich der Land­
wirtschaft betrieben · wird, trifft gerade die 
kleinen Landwirte und Pensionisten. 

Diese 18 000 Pensionskürzungen teilen sich 
vor allem in zwei Gruppen: Die eine Gruppe 
erhielt im Jänner 1983 überhaupt weniger 
ausbezahlt als im Dezember 1982. Wie schon 
gesagt: bis zu 900 S monatlich. Die andere 
Gruppe erhielt nicht die volle Erhöhung auf 
Grund der Pensionsanpassung ausbezahlt, je 
nachdem, wie hoch eben der Einheitswert 
zum 1. Jänner 1983 war. 

Insgesamt wurden eben diese 18 000 bäuer­
lichen Pensionsbezieher geschädigt. Ich 
möchte dazu zwei Beispiele anführen. 

Das eine Beispiel: Ein bäuerlicher Kleinbe­
trieb mit 51 000 S altem Einheitswert hat ab 
1. Jänner 1983 auf Grund der Erhöhung einen 
Einheitswert von 67 000 S. Der Betrieb ist ver­
pachtet. Diesem Pensionisten wurde im 
Dezember 1982 für den Einheitswert von 
51 000 S ein Betrag von monatlich 2 051 S 
angerechnet, ab Jänner 1983 für den erhöhten 
Einheitswert von 67 000 S ein Betrag von 
2 693 S. Dadurch kam es zu einer Reduzie­
rung des Auszahlungsbetrages von monatlich 
320,10 S ab Jänner 1983. 

Das zweite Beispiel: Der frühere Einheits­
wert des verpachteten Betriebes betrug 
59 000 S. Seit Jänner 1983 hat der Betrieb 
einen Einheitswert von 78 000 S. Diesem Pen­
sionisten wurden als Einkommen aus dem 
verpachteten Betrieb - im Dezember 1982 -
ein Betrag von 2 37 1 S angerechnet, ab Jänner 
1983 auf Grund der Einheitswerterhöhung 
jedoch 3 135 S. Das bedeutet, daß dieser Pen­
sionist ab Jänner 1983 monatlich um 438,40 S 
weniger ausbezahlt erhält als im Dezember 
1982. 

Die sozialistische Bundesregierung hat am 
10. Dezember 1982 den Antrag der Österrei­
chischen Volkspartei auf Sanierung der Fälle 
abgelehnt. Ich darf darauf hinweisen, daß es 
eine derartige Situation schon einmal gege­
ben hat: Im Jahr 1977 wurden auf Grund des 
sogenannten Abgabenänderungsesetzes 1976 
die landwirtschaftlichen Einheitswerte gene­
rell um 10 Prozent erhöht. Auch diese 10pro­
zentige Erhöhung der Einheitswerte mußte ab 
1977 im Bereich der Sozialversicherung 
berücksichtigt werden. Dadurch kam es in der 
bäuerlichen Sozialversicherung zu einer Kür­
zung beziehungsweise zu einem Wegfall der 
Ausgleichszulage in rund 14 000 Fällen. 

Auf Grund der Judikatur und der Forde­
rung der Österreichischen Volkspartei mußte 
dieses Unrecht wieder zurückgenommen wer­
den, was durch das Bundesgesetz vom 
17. April 1980 geschah. Leider hat die Soziali­
stische Partei aus dieser Erfahrung nichts 
gelernt! 

In der vergangenen Woche wurde über In­
itiative der ÖVP durch Parlamentsbeschluß 
das soziale Unrecht an den 18 000 bäuerlichen 
Pensionisten zum Großteil wieder gutge­
macht. Damit wurde auch ein Wahlverspre­
chen der Österreichischen Volkspartei erfüllt. 
Für Pächter von landwirtschaftlichen Betrie­
ben, deren Pensionsstichtag vor dem 1. Jän­
ner 1983 liegt, waren auf Grund der bisheri­
gen Rechtslage 25 Prozent des neuen Ein­
heitswertes anzurechnen, nach der neuen 
Regelung sind nun noch 21,6 Prozent des 
zuletzt festgestellten Einheitswertes als soge­
nanntes fiktives Ausgedinge zu berücksichti­
gen. 

Leider aber gibt es noch Fälle, in denen 
Pensionskürzungen weiterhin bestehen. 
Bekanntlich ist eine Bauernpension auch 
möglich, wenn der Einheitswert des weiterge­
führten Betriebes den Betrag von 33 000 S 
nicht übersteigt. Eine solche Betriebsfortfüh­
rung ist in vielen Fällen notwendig, weil kein 
Besitznachfolger vorhanden ist oder die Kin­
der noch zu jung sind, um den Betrieb zu 
übernehmen. 

Auch in solchen Fällen hat sich die Ein­
heitswerterhöhung ab Jänner 1983 auf den 
Leistungsbezug negativ ausgewirkt. Durch 
die Erhöhung der Einheitswerte kam es in 
vielen Fällen zu wesentlichen Kürzungen des 
Auszahlungsbetrages. Diese Kürzungen wer­
den leider durch die vorgesehene Novellie­
rung nicht beseitigt. Ich möchte dazu ein Bei­
spiel anführen: 
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Ein Klein-Landwirt betreibt noch eine 
kleine Landwirtschaft mit einem Einheits­
wert von derzeit 27 000 S. Vor der Einheits­
werterhöhung hatte dieser Betrieb einen Ein­
heitswert von 19 000 S. Das ist ein so kleiner 
Betrieb . Im Mühlviertel können bei dieser 
Betriebsgröße nur drei bis vier Rinder gehal­
ten werden. Dieser Kleinbauer bleibt durch 
die Einheitswerterhöhung weiterhin einkom­
mensmäßig geschädigt: Während ihm beim 
alten Einheitswert - von 19 000 S - 1 272 S 
monatlich als Einkommen angerechnet wur­
den, sind es ab ,Jänner 1983 auf Grund der 
Einheitswerterhöhung auf 27 000 S monatlich 
1 267 S. Dies alles bei gleichbleibenden wirt­
schaftlichen Verhältnissen. 

Für den Pensionisten bedeutet die erhöhte 
Anrechnung, daß er ab Jänner 1983 um 
157,10 S monatlich weniger ausbezahlt erhält 
als im Dezember 1982. 

Um alle Mißverständnisse von vornherein 
aus dem Weg zu räumen, möchte ich feststel­
len, daß in solchen Fällen den Pensionisten 
auch die Erhöhung der Pension durch das 
Pensionsanpassungsgesetz letztlich nichts 
bringt, weil für den Pensionisten der Auszah­
lungsbetrag entscheidend ist, und dieser ver­
mindert sich eben in dem gebrachten Beispiel 
um 1 57,10 S monatlich. Man muß bedenken, 
daß in solchen Fällen trotz eingehender Bera­
tung vor allem durch die Sozialversicherungs­
anstalt der Bauern eine Übergabe aus den 
bereits erwähnten Gründen nicht möglich 
war. 

Schließlich möchte ich darauf hinweisen, 
daß eine Sanierung der Ungerechtigkeiten in 
der bäuerlichen Pensionsversicherung so 
dringend ist, weil die bäuerlichen Pensionen 
ohnehin die geringsten gegenüber Pensionen 
anderer Berufsgruppen sind. (Bundesrat 
Dr. M ü l l  e r :  Ihr habt euch ja lange genug 
dagegen gewehrt!) Laut Handbuch der öster­
reichischen Sozialversicherung, ausgegeben 
vom Hauptverband der Sozialversicherungs­
träger für das Jahr 1982, beträgt die monatli­
che Pension eines Angestellten durchschnitt­
lich 6 563 S, die monatliche Durchschnittspen­
sion eines Gewerbetreibenden 4 776 S, die 
monatliche Durchschnittspension eines 
Arbeiters 4 3 13 S, die monatliche Durch­
schnittspension eines Landwirtes jedoch nur 
3 308 S. (Bundesrat M o  h n 1 :  Ganz schön für 
das, was sie Beiträge zahlen! - Weitere Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) Wir zahlen nach dem 
Einheitswert Beiträge ein. Wenn es bei dieser 
geringen Durchschnittspension noch immer 
Kürzungen gibt, ist das sozial umso bedenkli­
cher. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Eine Härte für bäuerliche Pensionsbezieher 
bedeutet nach wie vor die relativ hohe 
Anrechnung der Auszugsleistungen (lebhafte 
Zustimmung bei der ÖVP), insbesondere in 
den Einheitswertbereichen zwischen 60 000 
und 80 000 S. Hier sollte der in der 6. Novelle 
begonnene Weg einer Milderung der Härten 
meiner Meinung nach weiterverfolgt werden 
und zumindest auch für das Jahr 1984 von 
einer Dynamisierung der pauschalierten Aus­
zugs beträge Abstand genommen werden. 
Grundsätzlich müßte eine generelle Lösung 
dieses Problems angestrebt werden. Diese 
Pauschalwerte entsprechen gerade bei den 
Kleinbetrieben nicht der Leistungsfähigkeit 
des übergebenen Betriebes . 

Ein Problem in der Landwirtschaft sind 
weiterhin die geringen Unfallrenten, bedingt 
durch die niedrige Bemessungsgrundlage, die 
derzeit für die Landwirtschaft für das Jahr 
1 983 41 037 S beträgt. Es handelt sich hiebei 
um einen fixen Jahresbetrag. 

Bei den Gewerbetreibenden ist die Bemes­
sungsgrundlage doppelt so hoch, bei einem 
unselbständig Erwerbstätigen ist die Bemes­
sungsgrundlage vom jeweiligen J ahresver­
dienst abhängig. 

Ein Gebot der Gerechtigkeit wäre zumin­
dest die Anhebung der Bemessungsgrundlage 
beziehungsweise der Versichertenrente für 
die Schwerst- und Schwerversehrten in der 
Landwirtschaft, das sind also Personen, die in 
ihrer Erwerbsfähigkeit um mindestens 
50 Prozent herabgesetzt sind. Ein Landwirt 
mit einer solchen Erwerbsminderung 
bekommt derzeit nur eine Gesamtleistung -
also Rente samt Zusatzrente - von monatlich 
nur 1 172,50 S. 

Darüber hinaus, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, möchte ich noch ein Pro­
blem aufzeigen, das sich im Zusammenhang 
mit der Erhöhung der landwirtschaftlichen 
Einheitswerte ergibt. 

Wenn ein Nebenerwerbslandwirt arbeitslos 
wird - das sind derzeit leider sehr viele - ,  
hat dieser grundsätzlich Anspruch auf 
Arbeitslosengeld, doch ergeben sich finan­
zielle Nachteile hinsichtlich des Bezuges der 
Notstandsunterstützung. Eine Notstandsun­
terstützung wird bekanntlich erst nach Aus­
schöpfung des Arbeitslosengeldbezuges, also 
längstens nach 30 Wochen, gewährt. Wenn 
nun zum Beispiel ein ' Nebenerwerbslandwirt 
mit einem Einheitswert von 40 000 S in die 
Notstandsunterstützung kommt, weil er kei-
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nen Arbeitsplatz mehr findet, wird ihm vom 
Notstandsgeld, das sich von der Höhe des 
Arbeitslosengeldes ableitet und ohnedies nur 
bescheiden ist, ein Betrag von 2 448 S abgezo­
gen. Aus diesem Grund wird durch die Ein­
heitswerterhöhung eben auch der Nebener­
werbslandwirt zusätzlich finanziell belastet. 

Ein ungelöstes Problem ist weiterhin die 
doppelte Krankenversicherungspflicht für 
bäuerliche Grenzgänger, also für jene Neben­
erwerbsbauern, die ihren Arbeitsplatz in der 
benachbarten Bundesrepublik haben und in 
Österreich eine Landwirtschaft führen. Ich 
habe auf dieses Problem schon einmal in die­
sem Hohen Hal,lse hingewiesen. Diese Neben­
erwerbsbauern müssen nämlich sowohl als 
Landwirt in Österreich als auch als Arbeit­
nehmer in der Bundesrepublik Krankenkas­
senbeiträge leisten, also doppelte Beiträge 
zahlen. (Bundesrat M o  h n 1 :  Das ist ja auch 
völlig richtig!) Diese Ungerechtigkeit ist bis 
heute nicht beseitigt. - Das ist nicht richtig, 
das ist eine Ungerechtigkeit. 

Ich appelliere daher abermals an die Bun­
desregierung, im neuen Sozialversicherungs­
abkommen die Nebenerwerbsbauern von der 
Versicherungspflicht nach dem Bauern-Kran­
kenversicherungsgesetz in Österreich zu 
befreien. Dieser bäuerliche Grenzgänger hat 
ohnedies für sich und seine Angehörigen den 
Krankenschutz nach dem ASVG und 
bekommt den sogenannten Betreuungsschein 
ausgestellt. 

Anschließend, sehr geehrte Damen und 
Herren, weise ich darauf hin, daß vor genau 
25 Jahren - 1 .  Juli 1958 - das Landwirt­
schaftliche Zuschußrentenversicherungsge­
setz beschlossen worden ist. Die damalige 
Koalitionsregierung setzte über Initiative der 
Österreichischen Volkspartei damit den 
ersten bedeutsamen Schritt zur Einführung 
der Altersvorsorge für die Bauern. (Beifall bei 
der OVP. - Widerspruch bei der SPO. - Bun­
desrat S c  h a c h n e r :  Der freie Bauer ist 
kein Staatspensionär, hat es damals gehei­
ßen! - Weitere Zwischenrufe.) Es war der 
erste Schritt. 

Wir haben lange um diese Einführung 
gekämpft. Es gab bis dahin für die Selbständi­
gen in der Landwirtschaft keine gesetzliche 
Altersversorgung. Altbäuerin, Altbauer waren 
auf die im Übergabsvertrag ausbedungenen 
Naturalien, allenfalls auf ein kleines Taschen­
geld, angewiesen. 

Im Dezember 1969 beschloß die damalige 
ÖVP-Alleinregierung das Bauern-Pensions-

versicherungsgesetz, wodurch für die Bauern 
erstmals eine echte Pensionsversicherung 
eingeführt worden ist. Die Einführung der 
bäuerlichen Sozialversicherung und der Fort­
schritt auf diesem Gebiet ist also der Initia­
tive der Österreichischen Volkspartei zuzu­
schreiben. (Beifall bei der OVP. - Zwischen­
rufe bei der sm.) 

Die Beseitigung des sozialen Unrechtes an 
den 1 8 000 bäuerlichen Pensionisten geht auf 
die Initiative der ÖVP zurück. (Bundesrat 
Dr. M ü 1 1  e r :  Zahlen Sie die 19 Millionen 
zurück! Die habt ihr kassiert, zahlt sie 
zurück!) Die müssen sie auch anderweitig 
zurückzahlen. - Ohne die ständigen Hin­
weise der ÖVP auf dieses Unrecht wäre wohl 
auch die nunmehrige Gesetzesnovellierung 
nicht zustande gekommen. 

Daß es, wie bereits gesagt, noch immer 
Fälle gibt, die durch die Novellierung nicht 
saniert worden sind, ist für die ÖVP Anlaß, in 
diesem Bereich weiter zu handeln. Trotz die­
ser verbliebenen Härten gibt die ÖVP diesem 
Gesetz gerne die Zustimmung. (Beifall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender: Weiter zu Wort gemeldet ist 
Herr Bundesrat Gargitter. Ich erteile ihm die­
ses. 

Bundesrat Gargitter (SPÖ, Oberösterreich): 
Sehr geehrtes Präsidium! Verehrter Herr 
Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Die österreichische soziale Gesetzgebung ist 
vorbildlich, und wir haben eine fast hundert­
prozentige Absicherung für die soziale Sicher­
heit unserer Bevölkerung für den Krankheits­
fall, für den Unfall, für das Alter. 

Als im Jahre 1956 das Allgemeine Sozialver­
sicherungsgesetz auch den Arbeitern ein Pen­
sionsrecht gebracht hat, konnte man wahrlich 
behaupten, daß knapp nach dem Staatsver­
trag, durch den uns die Freiheit wiedergege­
ben wurde, ein Gesetz für die soziale Sicher­
heit auch im Alter, im Falle einer Invalidität 
für die im Arbeitsverhältnis unselbständig 
Tätigen geschaffen wurde. 

Darf ich hier die Worte bei der damaligen 
Diskussion zitieren, die Präsident Böhm an 
der Spitze seiner Ausführungen ausgespro­
chen hat. Das war am 9. September 1955. 
Noch immer waren Besatzungssoldaten in 
Österreich, aber wir hatten schon den Staats­
vertrag. 

"Was wir begehren von der Zukunft Fer­
nen: 
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daß Brot und Arbeit uns gerüstet stehen, 

daß unsere Kinder in der Schule lernen 

und unsere Greise nicht _ mehr betteln 
gehen." 

Bei den Diskussionen in der Öffentlichkeit 
und im Parlament über dieses Gesetz tauchte 
die Frage auf, auch für die Bauern eine 
Altersversicherung einzuführen; dies wurde 
insbesondere von den SPÖ-Bauern vorge­
schlagen. (Bundesrat M o l  t e  r e r :  Das ist 
aber eine Minderheit!) 

In einer Stellungnahme der steirischen 
Landwirtschaftskammer zur Einführung 
einer bäuerlichen Pensionsversicherung 
wurde damals folgendes ausgesagt: "Wir hal­
ten es überhaupt für wichtiger, nicht das 
gesetzliche Rentnertum ins Bauernhaus zu 
tragen." 

Damals hat ein Abgeordneter des Arbeit­
nehmerflügels der ÖVP die Zeichen der Zeit 
erkannt; es war der Abgeordnete Vollmann 
aus der Steiermark. Er hat damals gesagt: 
"Ich persönlich muß allerdings sagen, daß ich 
hierin eine gewisse Gefahr vor allem für die 
Bauernkinder sehe, weil gerade die Bauern­
kinder oft erst in einem vorgerückten Alter in 
ein fremdes Dienstverhältnis treten und dann 
nicht mehr die erforderliche Versicherungs­
zeit zusammenbringen, um eine entspre­
chende Rente zu erreichen. 

Ich wünsche daher, daß es der Bauern­
schaft bald gelingen möge, die geplante 
Altersversicherung für die Bauern und ihre 
Angehörigen zu schaffen, damit nicht eine auf 
die Dauer untragbare Lücke in der sozialen 
Sicherheit der in der Landwirtschaft Beschäf­
tigten entsteht." 

Damals hat man gesagt, der freie Bauer soll 
frei entscheiden können. Erst in den siebziger 
Jahren konnten unter einer sozialistischen 
Regierung die bäuerlichen Zuschußrenten in 
Pensionen umgewandelt werden. (Bundesrat 
M o  1 t  e r e r :  Das ist eine Geschichtsfäl­
schung!) 

Die Schwierigkeiten bei der Umstellung der 
Zuschußrente in eine echte Bauernpension 
lagen in der Finanzierung. Dabei hat das fik­
tive Ausgedinge sehr oft zu Härten geführt, . 
vor deren Mitverantwortung die ÖVP-Bauern­
bündler - sie .allein sind in der Präsidenten­
konferenz vertreten und bestimmen, was in 
der bäuerlichen Sozialversicherungsanstalt 
geschieht - sich immer gedrückt haben. Sie 

haben sich immer gedrückt, eine Verände­
rung herbeizuführen. 

Die Schwierigkeiten bei der Umstellung 
sind gegeben, weil das Verhältnis der aktiven 
Bauern zu der Zahl der Pensionisten extrem 
ungünstig ist, weil bei den historisch entstan­
denen Finanzierungsmodellen der unselb­
ständig Erwerbstätigen auch die Unterneh­
mer, Dienstgeber, einen Beitrag leisten. Als 
Dienstgeber tritt der Staat auf und zahlt in 

, die bäuerliche Pensionsversicherung genau­
soviel wie die Bauern selbst, eine Partnerlei­
stung. Weil diese Mittel nicht ausreichen, 
übernimmt der Bund eine Ausfallshaftung. 

Des weiteren beteiligt sich der Bund auch 
noch bei der Finanzierung der Ausgleichszu­
lagen. In der Krankenversicherung bezahlt 
der Staat in gleicher Höhe wie die Bauern, in 
der Unfallversicherung ist sein Beitrag niedri­
ger. 

Der Bundesbeitrag am Gesamtaufwand für 
die Pensionsversicherung der Bauern von 
8,344 Millionen Schilling beträgt für 1983 
6,297 Millionen Schilling, das sind 75,5 Pro-

. zent. (Bundesrat L e n g  a u e  r :  Da sind auch 
die 200 Prozent Zuschlag zum Grundsteuer­
meßbetrag drinnen, die der Bauer selber 
zahlt!) 

Im Bericht und Antrag des Ausschusses für 
soziale Verwaltung über ein Bundesgesetz, 
mit dem sozialversicherungsrechtliche Vor­
schriften geändert werden, heißt es: "Die 
Ergebnisse der Hauptfeststellung des land­
und forstwirtschaftlichen Vermögens zum 
1. Januar 1979 sind im Abgabenrecht bereits 
mit 1. Januar 1980 wirksam geworden, ihre 
Geltung aber für das Sozi alversicherung s­
recht wurde durch die Novellengesetzgebung 
der Jahre 1919 bis 1981 jeweils um ein Jahr, 
zuletzt für die Zeit bis 31.  Dezember 1982, hin­
ausgeschoben. 

Wie schon der Regierungsvorlage zur 
34. Novelle zum ASVG entnommen werden 
kann, bestand kein Zweifel darüber, daß die 
Ergebnisse der Hauptfeststellung zum 
1 .  Januar 1979 auch in das Sozialversiche­
rungsrecht Eingang zu finden hätten, weil auf 
Dauer nicht vertretbar wäre, in der Sozialver­
sicherung mit anderen Einheitswerten zu 
arbeiten, als sie auf Grund tatsächlicher Ein­
schätzung festgestellt werden. 

In den im Dezember des Vorjahres 
beschlossenen Novellen zu den Sozialversi­
cherungsgesetzen fand der Grundsatz 
Berücksichtigung, daß ab 1. Januar 1983 den 
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neuen Einheitswerten, soweit es die Sozial­
versicherung der Bauern betrifft, im Bereich 
des Beitragsrechtes, des Leistungsrechtes, 
Anwendung der Rechenbestimmungen sowie 
im Ausgleichszulagenrecht der gesamten 
Sozialversicherung volle Geltung zukommt, 
sofern der Versicherte beziehungsweise Pen­
sionsberechtigte nach dem 31. Dezember 1982 
Eigentümer eines land- und forstwirtschafli­
chen Betriebes beziehungsweise solcher Flä­
chen ist." 

Die Funktionäre der Bauernversicherung 
haben sich bereit erklärt, eine Aufklärungs­
kampagne zu beginneri und es steht auch im 
vergangenen Jahr - ich zitiere - im Proto­
koll der 40. Vorstands sitzung der Sozialversi­
cherungsanstalt der Bauern vom 7. Septem­
ber 1982: "Generaldirektor Dr. Hofrat Grab­
ner berichtet weiter, daß die erste Phase der 
Beratungs- und Informationstätigkeit in der 
Pensionsversicherung bezüglich der Auswir­
kung der Veränderungen der Einheitswerte 
auf Grund der Einheitswerthauptfeststel­
lung 1979/83 auf die Leistungen abgeschlos­
sen ist. In Gesamtösterreich wurden rund 
13 000 Pensionisten zur Beratung eingeladen, 
davon haben 10 544 - 81 Prozent - Pensioni­
sten dieser Einladung Folge geleistet. Als 
Ergebnis ist folgendes festzuhalten:· Rund 
70 Prozent der Personen möchten an ihren 
Eigentums- beziehungsweise Bewirtschaf­
tungsverhältnissen nichts ändern. Diesen 
Pensionisten ist das Eigentum lieber als eine 
Erhöhung der Ausgleichszulage. 4 Prozent der 
Pensionisten haben sich entschlossen, einen 
Teil ihres Besitzes zu verpachten, und 28 Pro­
zent der Pensionisten werden ihr Eigentum 
übergeben, damit die Ausgleichszulage höher 
wird. Der Trend ist in einzelnen Bundeslän­
dern unterschiedlich." 

Und es gibt noch ein Protokoll darüber, das 
dasselbe besagt. 

Wir werden heute einer Regelung zustim­
men für die Bauernpensionisten, die Aus­
gleichszulagebezieher sind, um Härten zu ver­
meiden, weil zum Beispiel eine vollständige 
Übergabe noch nicht möglich ist, der Pen­
sionsstichtag vor dem 1. Jänner 1983 liegt, 
sodaß der Einkommensermittlung nicht die 
vollen 25. v. H., sondern ein verringerter Pro­
zentsatz von 21,6 v. H. zugrunde gelegt wird. 
Diese Regelung wird rückwirkend ab Beginn 
des Jahres 1983 gelten. Sozialminister Dallin­
ger hat ausdrücklich vor der Nationalratswahl 
die Zusicherung gegeben, dieses Gesetz in sei­
nen sozialversicherungsrechtlichen Vorschrif­
ten zu ändern. Dem Sozialminister war es 
bewußt, daß das Hauptproblem, die inzwi-

schen wirksam gewordenen Neufestsetzun­
gen der Einheitswerte für den Bereich der 
bäuerlichen Sozialversicherung so in Geltung 
zu setzen, daß daraus für die Bauernschaft 
keine finanziellen Mehrbelastungen erwach­
sen, sehr schwierig zu lösen sein wird und hat 
auch für die Härtefälle eine Veränderung in 
einer sachlichen Atmosphäre nach den Wah­
len versprochen, über die wir heute beraten. 

Zum Abschluß gestatten Sie mir noch eine 
Bemerkung. Die Bevölkerung wird von der 
ÖVP nicht auf die Dauer hinters Licht geführt 
werden können durch populistische Aussa­
gen. Sie weiß, was sie den Sozialisten in bezug 
auf soziale Gesetzgebung zu verdanken hat. 
Auch die Bauern wissen, daß ihnen erst die 
Sozialisten die volle Einbindung in das eng 
und stark geknüpfte Netz der sozialen Sicher­
heit gebracht haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Bedauerlich ist es, daß - obwohl die 
Zusage des Sozialministers vor der Wahl 
bestanden hat, eine Veränderung für Härte­
fälle herbeizuführen - immer wieder von sei­
ten der ÖVP mit der Angst im Menschen 
gespielt wurde. Horrorzahlen von 18 000 Men­
schen wurden genannt, wobei 11 500 Personen 
zu den 7 500 wirklichen Härtefällen einfach 
hinzugezählt wurden, wo die höheren Erträge 
für Einnahmen aus der Verpachtung zur Ver­
ringerung der Ausgleichszulage geführt 
haben. Daß hier wahltaktische Überlegungen 
dahinterstecken, hat inzwischen der Wähler 
sicherlich festgestellt. 

Die sozialen Rechte der Bauern sind wei­
testgehend die gleichen wie bei den unselb­
ständig tätigen Österreichern. Im Jahre'1982 
wurde die Betriebshilfe für Bäuerinnen, die 
ein Kind erwarten, eingeführt und eine Rege­
lung gefunden, daß auch die Bauern ohne 
Geld zum Arzt gehen können. 

Die Sicherung unserer sozialen Rechte 
bedarf einer nationalen Anstrengung. Da 
wäre die ÖVP gut beraten, nicht immer mit 
Angstparolen die Bevölkerung zu verunsi­
chern. Dies führt nicht zu einer Versächli­
chung der Problembetrachtung und zum bes­
seren Image der Politiker beziehungsweise 
zum besseren Demokratieverständnis in 
unserer Bevölkerung. 

Versachlichen wir unsere Bestrebungen, 
dann wird auch die Politik an Stellenwert 
gewinnen. Dazu fordere ich Sie auf vor den 
Ferien, damit im Herbst eine Parlamentsar­
beit beginnen möge durch eine nationale 
Anstrengung, um die wirtschaftlichen, die 
Arbeitsmarkt- und die sozialen Probleme zum 
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Wohle der österreichischen Bevölkerung mög­
lichst bewältigen zu können. - Meine Damen 
und Herren! Ich danke für Ihre Aufmerksam­
keit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. Wünscht noch jemand das 
Wort? - Es ist dies nicht der Fall. Die Debatte 
ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu 
erheben. 

3. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 6. Juli 1983 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Ausschreibung leitender Funktionen 
bei den österreichischen Bundesbahnen 
(ÖBB-Ausschreibungsgesetz) (2727 der Beila-

gen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
3 .  Punkt der Tagesordnung: ÖBB-Ausschrei­
bungsgesetz. 

Ich darf den im Haus erschienenen Herrn 
Bundesminister für Verkehr Lausecker herz­
lich begrüßen. (Allgemeiner Beifall.) 

Berichterstatter zu diesem Tagesordnungs­
punkt ist Herr Bundesrat Mayer. Ich bitte um 
den Bericht. 

Berichterstatter Mayer: Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bundesmi­
nister! Verehrte Damen und Herren des Bun­
desrates! Der gegenständliche Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates sieht vor, daß fol­
gende Funktionen bei den Österreichischen 
Bundesbahnen im Falle ihrer Vakanz auszu­
schreiben sind: 

1. Generaldirektor, 
2. Generaldirektor-Stellvertreter, 
3. Vorstandsdirektoren, 
4. Leiter der Fachdienste, 
5. Leiter der Stabsstellen, 
6. Präsidenten der Bundesbahndirektionen. 

Die Ausschreibung der Funktionen des 
Generaldirektors, des Generaldirektor-Stell­
vertreters und der Vorstandsdirektoren soll 
vom Bundesminister für Verkehr, die der 
Funktionen der Leiter der Fachdienste und 

der Stabsstellen sowie der Präsidenten der 
Bundesbahndirektionen vom Vorstand der 
Österreichischen Bundesbahnen veranlaßt 
werden. Die Ausschreibung hat möglichst 
drei Monate vor, spätestens jedoch innerhalb 
eines Monats nach Freiwerden der Funktion 
im , ,Amtsblatt Wiener Zeitung" zu erfolgen; 
sie kann daneben auch auf andere geeignete 
Weise verlautbart werden. Für jede Aus­
schreibung ist beim Bundesministerium für 
Verkehr oder beim Vorstand der Österreichi­
schen Bundesbahnen ad hoc eine Kommis­
sion einzusetzen, die dem ausschreibenden 
Organ ein Gutachten über die Eignung der 
Bewerber zu erstatten hat. Im Falle der Aus­
schreibung der Funktionen des Generaldirek­
tors, des Generaldirektor-Stellvertreters und 
der Vorstandsdirektoren hat der Bundesmini­
ster für Verkehr nach Einlangen dieses Gut­
achtens überdies auch den Verwaltungsrat zu 
befassen. Eine wesentliche Neuregelung trifft 
§ 9 dahin gehend, daß die unter 1. bis 6. 
erwähnten Funktionen nur für die Dauer von 
höchstens fünf Jahren besetzt werden dürfen, 
wobei allerdings eine Wiederbestellung mög­
lich ist. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
1 1 .  Juli 1983 in Verhandlung genommen und 
einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der. 
Wirtschaftsausschuß somit den A n  t r a g ,  
d�r Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 6. Juli 1983 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Ausschreibung leitender 
Funktionen bei den Österreichischen Bundes­
bahnen (ÖBB-Ausschreibungsgesetz) wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wir gehen in die Debatte ein. 

'Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Schmölz. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Schmölz (SPÖ, Wien): Herr Vor­
sitzender! Herr Bundesminister! Geschätzte 
Damen und Herren! Es freut mich, daß bereits 
im Nationalrat alle drei Fraktionen diesem 
Bundesgesetz ihre Zustimmung erteilten und 
nun auch im Bundesrat die ÖVP ihre Zustim­
mung erteilen wird. 

Vielleicht tritt nun nach jahrelangen Dis­
kussionen um die Österreichischen Bundes­
bahnen eine Versachlichung dieses Themas 
ein. Das wäre zumindest für die Österreichi-

436. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 70

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 436. Sitzung - 12. Juli 1983 16949 

Schmölz 

sehen Bundesbahnen, für die 70 000 Bedien­
steten und sicherlich für die gesamte Volks­
wirtschaft von großem Nutzen. 

Mit diesem Ausschreibungsgesetz wird bei 
den Österreichischen Bundesbahnen ein wei-

. terer Schritt eines größeren Reformwerkes 
eingeleitet, obwohl ich hier schon betonen 
möchte, daß bei den Österreichischen Bundes­
bahnen schon seit 1945 viele, viele Posten aus­
geschrieben wurden. Allerdings erfolgte auf 
Grund der erforderlichen eisenbahntechni­
schen und eisenbahnwissenschaftlichen 
Kenntnisse die Ausschreibung bisher eisen­
bahnintern. 

Mit, diesem Gesetz werden nun nicht nur 
wie bisher die vier Vorstandsposten ausge­
schrieben, sondern nun müssen auch die Lei­
ter der Fachdienste, die Leiter der Stabstellen 
und die Präsidenten der Bundesbahndirektio­
nen öffentlich ausgeschrieben werden. Der 
Unterschied zur Ausschreibung im öffentli­
chen Dienst liegt darin, daß neben dem Vor­
stand nun auch die übrigen 18 Funktionen auf 
fünf Jahre befristet werden. Das ist sicherlich 
ein sehr bedeutungsvoller Schritt. Gewiß wird 
diese Veränderung nicht nur gesetzlicher Art 
sein, sondern selbstverständlich auch betrieb­
liche Auswirkungen haben und für die ganze 
Belegschaft von Bedeutung sein. 

Trotzdem - und das möchte ich hier ganz 
deutlich betonen - stand die Gewerkschaft 
und Personalvertretung diesem Gesetz von 
Beginn an positiv gegenüber. Die Haltung der 
Gewerkschaft und Personalvertretung 
beweist die fortschrittliche und verantwor­
tungsbewußte Einstellung, wenn es um Fra­
gen geht, die dem Gesamtbetrieb nützen oder 
zumindest auf Sicht nützen werden. Damit 
wird bei der Vergabe dieser 22 Leitungsfunk­
tionen mehr Transparenz, eine Objektivie­
rung der Vergabe und ein Element des Mana­
gementdenkens verwirklicht werden. 

Darüber hinaus ist durch die paritätische 
Zusammensetzung der Kommissionen die 
Mitwirkung der Personalvertretung garan­
tiert. 

So richtig nun dieser Schritt ist, so notwen­
dig ist es, bereits heute darauf hinzuweisen, 
daß mit einer Ausschreibung und Neubestel­
lung von Leitungsfunktionen allein der 
Zuschuß für die Österreichischen Bundesbah­
nen oder der Reinverlust kaum verringert 
werden können. 

Der beste Beweis dafür wird zur Stunde in 
der Bundesrepublik Deutschland erbracht. 

Man hat vor einigen Monaten den Vorstand 
der Deutschen Bundesbahnen erneuert, 
durch private Manager ergänzt, und trotzdem 
wird das Defizit immer höher und die Ver­
schuldung immer größer. Deshalb ist es not­
wendig, bereits heute darauf hinzuweisen, 
daß eine Reihe weiterer Maßnahmen neben 
diesem Ausschreibungsgesetz notwendig 
sind, Maßnahmen im inneren Bereich, ab.er 
auch im politischen Bereich. 

Man muß der Bahn jene Rangordnung ein­
räumen, die ihr auf Grund ihrer volkswirt­
schaftlichen Bedeutung zukommt. Man for­
dert sehr oft eine Sanierung der Bahn, um 
den Zuschuß 'für die Bahn zu verringern, ohne 
zu wissen, was das bedeuten würde. Es 
stimmt, daß der Zuschuß in den letzten J ah­
ren sicherlich gestiegen ist. 

Geschätzte Damen und Herren! Gestatten 
Sie mir, daß ich einige Vergleiche bringe, weil 
ich überzeugt bin, daß es gar nicht lange dau­
ern wird, und es wird wieder eine Bundes­
bahn-Diskussion geben. Daher ist es notwen­
dig zu wissen, um was es hier geht. 

Wenn man den Vergleich anstellt, den der 
Rechnungshof selbst gebracht hat, dann kann 
man feststellen, daß der Gesamtaufwand für 
den Verkehr von 1970 bis 1981 um 404 Prozent 
gestiegen ist, allerdings für die Österreichi­
schen Bundesbahnen nur um 140 Prozent. 

Man müßte noch weitere Vergleiche mit 
anderen Bereichen anstellen, denn die Aus­
gangsbasis aller Sanierungsvorstellungen, 
aller ' Sanierungswünsche ist der Zuschuß 
oder eben der Reinverlust. Vergleichen wir, 
wie hoch der Zuschuß in anderen Bereichen 
ist: Zum Beispiel sind die Ausgaben für öffent­
liche Dienstleistungen im gleichen Zeitraum 
um 205 Prozent, die direkte Wirtschaftsförde­
rung des Bundes um 306 Prozent, die Ausga-' 
ben für Energieimporte um 505 Prozent 
gestiegen. Das ist also der beste Beweis dafür, 
daß es keinen einzigen Bereich gab, wo die 
Zuschüsse nicht gestiegen sind; sie lägen 
sogar beträchtlich darüber. 

Darüber hinaus muß man auch einmal beto­
nen, wie sich denn der Zuschuß überhaupt 
zusammensetzt. Zu welchem Zweck wird der 
Zuschuß erbracht? 

Erstens: Bei den Bruttoinvestitionen kann 
man wieder Vergleiche anstellen. 1971 haben ' 
die Österreichischen Bundesbahnen 1,5 Mil­
liarden für Investitionen bekommen, 1983 
bereits 10,3 Milliarden. Also um das Mehr, das 
die Bundesbahnen bekamen, ist doch die 
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Bahn moderner geworden! Und hier wäre 
auch zu entscheiden: Sanierung oder Kürzung 
der Zuschüsse heißt j a  nichts anderes als 
weniger Investitionen. Weniger Investitionen 
würde bedeuten, weniger Arbeitsplätze für 
die Privatwirtschaft. 

Zweiter Punkt: Investitionen im öffentli­
chen Interesse, also Nahverkehr; auch wieder 
ein Vergleich. 1970 wurden für den Nahver­
kehr 200 000 S zur Verfügung gestellt, weil 
damals der Nahverkehr keine Rolle gespielt 
hat, und heute werden bereits 2 Milliarden für 
den Nahverkehr bereitgestellt. Das ist eine 
Steigerung um 10 000 Prozent. Nur muß man 
auch hier fragen: Ist der Nahverkehr politisch 
erwünscht? Wenn ja, dann wäre es falsch, dar­
über zu diskutieren oder von Reduzierungen 
zu reden. 

Dritter Punkt: Sozial- und Subventionsta­
rife, auch eine Frage für viele Menschen in 
diesem Lande. 1970 gab es eine durch das 
Bundesbahngesetz 1969 gesetzlich geregelte 
Abgeltung von 350 000 S, heute beträgt die 
Abgeltung für Sozial- und Subventionstarife 
3,7 Milliarden Schilling. 

Also auch hier taucht die Frage auf: Wenn 
Kürzung, dann zu wessen Lasten? Daher 
meine ich, daß die Diskussion falsch läuft und 
ihr Ergebnis, nämlich von den hohen 
Zuschüssen aus müßte eine Sanierung einge­
leitet werden, falsch ist. 

Man kann das auch noch mit internationa­
len Vergleichen beweisen. Zum Beispiel stellt 
die Schweizer Bundesbahn, die , beispielge­
bend für ganz Europa war, heute fest, daß 
eine Kostendeckung aus eigener Kraft nicht 
mehr möglich ist, daher müssen Zuschüsse 
erfolgen. Und das Defizit ist heute in der 
Schweiz höher als in Österreich. 

Zweites Beispiel: Bei den Deutschen Bun­
desbahnen wurden in den letzten Jahren 
100 000 Eisenbahner abgebaut, und trotzdem 
nimmt die Verschuldung zu, und das Defizit 
ist gestiegen. 

Oder die Belgischen Staatsbahnen, damit 
es nicht heißt, dort, wo die Sozialisten regie­
ren, sind die Defizite gestiegen. Die Belgi­
sehen Staatsbahnen stellten fest: 1981/1982 
das schlechteste Jahr in der Eisenbahnge­
schichte; das heißt, daß die Bahn in Belgien 
kaum mehr finanzierbar ist. 

Die Französischen Staatsbahnen fanden: 
Der Betriebsverlust in einem Jahr verdrei­
facht! 

Das alles sind nur Hinweise, daß der gestie­
gene Zuschuß kein österreichisches, sondern 
ein europaweites Problem ist. Und hier muß 
man natürlich die Frage stellen: Warum 
haben die Bahnen so schlechte Betriebsergeb­
nisse? 

Man muß ganz offen darauf hinweisen: Weil 
in der Vergangenheit die Verkehrspolitik vor­
wiegend zugunsten der Straße betrieben 
wurde und die neuen Technologien fast aus­
schließlich im Bereich der Straße und des 
Flugwesens angewendet wurden. 

Nun ist es ganz interessant, und vielleicht 
wird das auch hier gesagt werden: Wenn man 
die Nationalratsdebatte verfolgt, erkennt 
man, daß man seitens der ÖVP diesem Gesetz 
zustimmt und der Meinung ist, es ist ein 
erster wichtiger Schritt, aber der nächste 
Punkt müßte in der Verwaltungsstruktur lie­
gen, die aufgeblähte Verwaltung müßte redu- ­
ziert werden. 

Gestatten Sie mir auch dazu eine Bemer­
kung: Sicherlich ist es richtig, daß man noch 
manches verändern muß. In einem großen 
Betrieb gibt es immer Dinge, die man besser 
machen kann. Nur sei einmal vorweg festge­
stellt: Die Verwaltung bei den Österreichi­
schen Bundesbahnen beträgt - das ist jeder­
zeit beweisbar - 4,5 Prozent. 1970 waren es' 
4,5 Prozent, heute sind es auch nur 4,5 Pro­
zent. Ich möchte jenen österreichischen 
Betrieb kennen, der mit weniger Verwaltung 
auskommt. Ein Vergleich mit den Schweizer 
Bundesbahnen, die immer als beispielgebend 
hingestellt werden: ' Das Verwaltungspersonal 
beträgt dort 5,5 Prozent, bei der Deutschen 
Bundesbahn 5,1 Prozent, obwohl diese noch 
vor kurzem mit 3,4 Prozent ausgekommen 
sind. Oder: Die holländischen Bahnen, die 
rein privatwirtschaftlich geführt werden, wei­
sen einen Verwaltungsaufwand von 8,3 Pro­
zent auf, die französischen Bahnen einen von 
8,2 Prozent. 

Nun noch eine Bemerkung zu den österrei­
chischen Betrieben im öffentlichen Dienst. 

Geschätzte Damen und Herren! Ich glaube, 
diese falsche Diskussion konnte nur deswe­
gen erfolgen, weil man zuwenig Einblick 
hatte. Daher ist es notwendig, auf folgendes 
hinzuweisen: Seit 1970 wurden bei den Öster­
reichischen Bundesb8hnen 9,4 Prozent einge­
spart. Das ist alles nachweisbar. Der Dienst­
postenplan wurde um 9,4 Prozent reduziert. 
Zum gleichen Zeitpunkt wurde der Personal­
stand im öffentlichen Dienst um 9,5 Prozent 
erhöht. Wahrscheinlich war es notwendig, 
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aber es ist falsch, jenem Betrieb, der Jahr für 
Jahr Personal reduziert, vorzuwerfen, er sei 
aufgebläht. 

Wenn man mit den Ländern vergleicht, so 
ist das für mich ganz interessant. Aber die 
Medien sehen darüber hinweg, daß sich der 
Personalstand in den Ländern - laut "Ober­
österreichischen Nachrichten" , nicht laut 
unserer Aussage - um 67 Prozent erhöht hat. 
Ich habe trotzdem noch nie die Forderung 
gehört: Die Länder bringen den Staat um, des­
wegen muß man sie sanieren oder den Perso­
nalstand reduzieren. 

Ich glaube daher, daß es notwendig ist, dar­
auf hinzuweisen. Man kann jederzeit interna­
tiollCtle Vergleiche anstellen. Man kann das 
jederzeit innerhalb des öffentlichen Dienstes 
machen und man kann das jederzeit auch von 
der Leistung her tun. 

Genauso notwendig ist es, kurz Stellung zu 
beziehen zu dem Vorwurf, jeder Steuerzahler 
bezahle für das Defizit der Bundesbahnen 
j ährlich bereits 3 900 S. 

Gestatten Sie mir auch hier einen kleinen 
Vergleich. Wenn man dahin gehend Verglei­
che anstellt: Was muß der Steuerzahler für 
einen Verkehrsträger bezahlen?, dann müßte 
man fairerweise auch fragen: Was bezahlt er 
für den anderen Verkehrsträger, zum Beispiel 
für die Straße? Hier gibt es exakte Vergleiche. 
Jeder Österreicher bezahlt für die Straße 
j ährlich 7 200 S, auch jene, die kein Kraftfahr­
zeug haben. Für die Bundesbahnen bezahlt 
jeder Österreicher 2 800 S. 

Geht man zum Steuerzahler über und fragt: 
Was bezahlt jeder Steuerzahler?, dann kommt 
man zu folgendem Ergebnis: Jeder Steuerzah­
ler zahlt für die Straße 10 000 S und für die 
Bundesbahnen 3 900 S. 

Ich erwähne das nur deshalb, weil es falsch 
und polemisch ist, üi den Medien immer wie­
der darauf hinzuweisen: Bei der Bahn muß 
etwas geschehen, die Bahn ist schlecht 
geführt, sie ist aufgebläht, dort gibt es Miß­
wirtschaft, denn jeder Steuerzahler bezahlt 
3 900 S für das Defizit. Wenn man diese Rech­
nung anstellt, muß man sicherlich beide Ver­
kehrsträger heranziehen. 

Tatsache ist - und das möchte ich nicht 
verschweigen - ,  daß man den Steuerzahler 
und auch das Budget entlasten könnte. Das 
ist keine Frage. Nur darf man nicht den Feh­
ler machen, von den Bundesbahnen allein 
auszugehen, sondern man müßte den Gesamt-

verkehr betrachten, und zwar von der gesamt­
volkswirtschaftlichen Warte aus. Auch hier 
gibt es einige Beispiele. 

Es ist richtig, das jährlich bereits ein Vier­
tel der Gesamtbudgetausgaben für den Ver­
·kehr bereitgestellt wird, also 1 00 Milliarden 
Schilling. Daher ist es genauso richtig, zu fra­
gen: Was könnte man innerhalb des Gesamt­
verkehrs billiger machen, wie könnte man das 
Geld besser einsetzen? Es gibt auch hier 
exakte Vergleiche, zum Beispiel Straßenbau 
oder zweigleisiger Ausbau der Schiene. Es 
wurde eindeutig festgestellt: Würde man die 
Schiene forcieren, würde man mehr Schiene 
bauen, dann könnten wir uns viel Geld erspa­
ren, denn der Straßenbau ist zwischen drei­
und fünfmal so teuer wie der zweigleisige 
Ausbau des Schienennetzes. 

Die zweite Frage ist die Energiesituation. 
Wir wissen alle, wie groß die Rolle des Ener­
gieverbrauchs ist, wir wissen auch, daß 1985 
eine Energieknappheit eintreten wird, und 
wir wissen, daß Energie wieder teurer werden 
wird. Daher sollte man auch darauf hinwei­
sen: Würde man allein innerösterreichisch 
den Güterschwerfernverkehr von der Straße 
auf die Schiene verlagern, so könnte man die 
Zahlungsbilanz um zwischen 1 und 2 Milliar-
den Schilling entlasten. 

4 

Zweites Beispiel: die Verkehrssicherheit. 
Man weiß, daß auf Österreichs Straßen in den 
letzten zehn Jahren über 700 000 Schwerver­
letzte und über 23 000 Tote zu verzeichnen 
waren. Gäbe es mehr Schienenverkehr - das 
ist nachgewiesen - ,  würde es weniger Nach­
folgekosten, weil weniger Unfälle geben. 

Die dritte Frage ist die Umweltbelastung. 
Alle politischen Parteien reden von einer bes­
seren Umwelt. Ich habe nur in den Aussagen 
noch nie gehört, daß sie auch im Verkehr eine 
große Rolle spielt. Geschrieben wird ja sehr 
viel darüber, aber gesagt wird in der politi­
schen Konsequenz nichts. Es ist nachgewie­
sen, daß eine Million Österreicher durch Stra­
ßenlärm gesundheitsgeschädigt sind. Das 
heißt - das weiß man -, die Straße verur­
sacht 50 Prozent der Luftverschmutzung in 
Österreich. Würde man sich vor dem Straßen­
lärm schützen, müßte man 38 Milliarden 
Schilling aufwenden. Ob das sinnvoll ist, lasse 
ich dahingestellt. 

Zu guter Letzt sei gesagt, weil man von den 
Devisenabgängen spricht: Gäbe es mehr 
Bahntransporte, könnte man sich bis zu 7 Mil­
liarden Schilling an Devisenabgang ersparen. 
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Dazu kommt sicherlich noch die beschäfti­
gungspolitische Situation. Jede Milliarde an 
Investition bei den Österreichischen Bundes­
bahnen sichert 3 800 Arbeitsplätze, die gleiche 
Milliarde, in die Straße investiert, sichert nur 
ein Drittel der Arbeitsplätze. Das sind alles 
Zahlen, die man nachprüfen kann. 

Was möchte ich eigentlich damit sagen? -
Hier müßte es eine logische Konsequenz 
geben. Das Wichtigste wäre - und dahin geht 
auch mein Appell an die Damen und Herren 
des Bundesrates -, das Thema Verkehr und 
ÖßB aus dem politischen Tagesstreit heraus­
zuführen. Man sollte das Thema mehr ver­
sachlichen, man sollte Wissenschaft und For­
schung mehr zu Wort kommen lassen. Ich 
glaube, daß mehr Versachlichung viel mehr 
bringt als größerer tagespolitischer Einsatz zu 
diesem Thema. 

Nun noch einige Bemerkungen, was man in 
der Sache selbst tun könnte. Ich glaube, daß 
es unbedingt notwendig ist, die Modernisie­
rung bei den Österreichischen Bundesbahnen 
konsequent fortzusetzen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Die Bahn müßte erstens technologisch der 
Straße und dem Flugzeug gleichgestellt wer­
den, eben . durch mehr Investitionen und 
durch die Tatsachen, die bekannt sind. Es 
sind auch viele Produktivitätssteigerungen 
weit mehr noch bei der Schiene als bei der 
Straße vorhanden. 

Zweites Ziel wäre die konsequente Verfol­
gung einer Verkehrspolitik, die gleiche Bedin­
gungen der Verkehrsträger schafft. Zurzeit 
gibt es ungleiche Startbedingungen, die ja 
bekannt sind. Man müßte das einmal leiden­
schaftslos diskutieren. 

Dritter Punkt wäre die gerechtere Wegeko­
stenrechnung, also entweder gleiche Entla­
stung oder gleiche Belastung, was ja heute 
nicht der Fall ist. 

Viertens sollte es - das wurde bereits von 
unserem Bundesminister eingeleitet - mehr 
Transparenz bei den Kosten geben. Es ist j a  
geplant, daß i m  Herbst wieder eine Novelle 
zum Bundesbahngesetz eingebracht wird, die 
eine Trennung in der Rechnungslegung zwi­
schen gemeinwirtschaftlichen und betriebs­
wirtschaftlichen Aufgaben vorsieht. Die Bahn 
hat ja unwahrscheinlich viele gemeinwirt­
schaftliehe Aufgaben. Das kann man auf die 
Dauer der Bahn nicht anlasten. ·  Damit das 
Ganze transparent wird und eben zu einer 
sachlichen Diskussion führt, begrüßen wir 

diese kommende Novelle. Und ich glaube, daß 
das ein sehr wichtiger Schritt ist. 

Genauso erwähnen möchte ich natürlich 
noch, daß es keine Erhöhung des derzeitigen 
Höchstgesamtgewichtes der Lkw von 38 Ton­
nen geben darf. (Zustimmung bei der SPÖ.) 

Nun, geschätzte Damen und Herren, 
möchte ich nicht nur darauf hinweisen, was 
politisch notwendig wäre - sicherlich ist 
auch im eigenen Bereich manches zu verän­
dern - ,  sondern auch darauf, was das Unter­
nehmen selbst verbessern und dazu beitragen 
ka�m. Und hier meinen wir, eine offe:p.sive 
Bahn zu schaffen. Das heißt, man müßte die 
Bahn neu organisieren, und zwar so organi­
sieren, daß sie auf das Verkaufen ausgerichtet 
ist; ich gestehe ein, daß das zur Stunde nicht 
optimal gelöst ist. Diese Maßnahme wäre viel 
sinnvoller, als davon auszugehen, ob man ein 
paar leitende Posten weniger oder mehr hat. 
Es ist nur wichtig, daß das vorhandene Perso­
nal sinnvoll eingesetzt und eben auf das Ver­
kaufen ausgerichtet ist. 

Das Unternehmen muß sich daher neu 
organisieren. Das ist keine Frage, und das 
wird auch wieder zu einem politischen Streit 
führen. Soll die Bahn zweigliedrig oder drei­
gliedrig organisiert sein? Tatsache ist, man 
müßte einmal leidenschaftslos darüber reden. 
Man muß die Tarifpolitik überlegen, und man 
muß sicherlich das Leistungsangebot der 
Bahn überlegen. 

Geschätzte Damen und Herren! Wie Sie 
selbst feststellen können, ist noch vieles zu 
tun. Ich darf Sie daher bitten, über Ihre 
Zustimmung zu diesem Gesetz hinaus mitzu­
helfen, das Thema ÖBB zu versachlichen. 
Damit würden Sie sicherlich mithelfen, wei­
tere notwendige Maßnahmen · und Gesetze zu 
verwirklichen. - Danke schön. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Vorsitzender: Ich begrüße den im Hause 
erschienenen Herrn Bundesminister für 
Justiz, Dr. Harald Ofner. (Allgemeiner Bei­
fal1.) 

Weiter zu Wort gemeldet hat sich Herr Bun­
desrat Dr. Strimitzer. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Dr. Strimitzer (ÖVP, Tirol): Herr 
Vorsitzender! Herr Bundesminister! Meine 
sehr geschätzten Damen und Herren! Ich 
kann zunächst einmal den Herrn Kollegen 
Schmölz beruhigen: Ich jedenfalls habe nicht 
die Absicht, Dinge wiederzukauen, die im 
Nationalrat bereits vorgebracht worden sind. 
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Ich habe von vornherein die Absicht gehabt, 
eigenständige Gedanken hier zu deponieren 
und die Dinge aus einer anderen Perspektive 
heraus ...J.... und die Sachen haben j a  hier ver­
schiedene Perspektiven - zu beleuchten. 

Im übrigen muß ich auch in Abrede stellen, 
daß man den Beamten nicht schon vorgewor­
fen hätte, sie würden den Staat auffressen. 
Derartige Vorwürfe hat es ja wiederholt 
schon gegeben. (Bundesrat Dr. M ü l l  e r :  
Wer sagt das?) Nur - und ich glaube, das 
sollte auch festgehalten werden - :  Solange 
den öffentlich Bediensteten immer mehr Auf­
gaben aufgehalst werden - und hier muß 
man auch den Einschub wagen, diese neuen 
Aufgaben resultieren auch daraus, daß sich 
die Regierung in den letzten 13 Jahren nicht 
über eine wirksame Verwaltungsreform dru­
bergetraut hat -, solange es also immer noch 
neue Aufgaben gibt, so lange wird man nicht 
mit weniger öffentlich Bediensteten das Aus­
langen finden können. 

Aber nun bitte zu den anderen Perspekti­
ven in der gegenständlichen Sache, meine 
Damen und Herren: ,,Alle Vorgänge im Rah­
men der demokratischen Einrichtungen in 
Österreich transparent machen zu wollen" , 
das war doch einer der Schlachtrufe, mit 
denen Kreisky seinerzeit zum Sturm auf die 
Mehrheit in diesem Lande angetreten ist. 
(Bundesrat S c  h ip a n i : Und Sie auch!) 
Nun, das war einer der Schlachtrufe , Herr 
Kollege Schipani, Sie erinnern sich sicherlich 
noch daran. Wir kommen noch ein bisserl wei­
ter auf die Transparenz zu reden. Und Sie 
erinnern sich genauso wie ich daran, daß das 
Wort "Transparenz" Jahre hindurch zu einem 
der geflügeltsten bei allen Pressekonferenzen 
des seinerzeitigen Politkünstlers geworden 
ist. (Bundesrat S te  i n I e :  Wer war der Polit­
künstler?) Wenn Sie es nicht wissen, wieder­
hole ich es gerne: Der Politkünstler war Alt­
bundeskanzler Kreisky. (Bundesrat S t r u t ­
z e n  b e  r g e r :  So etwas habt Ihr ja nicht! -
Bundesrat Dr. B ö s  c h :  So etwas suchen Sie 
immer noch!) Transparenz heißt Durchsich­
tigkeit, heißt Klarheit, heißt Offenheit. Trans­
parenz ist synonym für Offenlegung. In Wirk­
lichkeit freilich hat Kreisky bei seinem 
Abgang eine politische Landschaft hinterlas­
sen, die mit der definierten Transparenz -
und das wissen Sie alle selber - in weiten 
Bereichen nichts oder kaum mehr etwas zu 
tun hat. (Bundesrat Dr. B ö s  c h :  Das über­
setzen wir Ihnen!) Unsere Fraktion ist daher 
begreiflicherweise ein wenig allergisch gegen 
das Wort "Transparenz" (Bundesrat S tr  u t ­
z e n  b e  r g e r :  Wie ist das zu verstehen?), 
wenn es j etzt wieder, Herr Kollege Strutzen-

berger, dieses Mal, von einer Zweiparteienre­
gierung verwendet wird, welche die Fortset­
zung des sozialistischen Weges auf ihre Fah­
nen geschrieben hat. Würde es nämlich auch 
mit der Transparenz generell so weitergehen 
wie in den vergangenen 13 Jahren, so würde 
die Politik, so fürchte ich, nicht durchsichtiger 
und überschaubarer werden. Vielmehr ist teil­
weise das Gegenteil zu befürchten. 

Warum ich das alles sage? Nun, weil es 
nach dem Motivenbericht für die gegenständ­
liche Vorlage ja das Ziel des ÖBB-Ausschrei­
bungsgesetzes sein soll, die Ausschreibung 
der leitenden Funktionen auch für den 
Bereich der ÖßB "transparent zu machen." 

Und wissen Sie, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, gerade als Angehöriger 
des öffentlichen Dienstes kann ich immerhin 
in Anspruch nehmen, einiges an Erfahrung 
einbringen zu können über das Ausschrei­
bungsgesetz 1974, BGBL Nr. 700, das wie das 
Bundesgesetz vom 8. Oktober 1982, BGBL 
Nr. 521 (Bundesrat Dr. B ö s  c h :  Da werden 
Hofratsposten ausgescbrieben!) - die werden 
auch nach dem ÖBß-Ausschreibungsgesetz 
nicht ausgeschrieben, Herr Kollege Dr. Bösch 
- ,  über die öffentliche Ausschreibung von 
Funktionen in Kapitalgesellschaften, an 
denen Bund, Länder und Gemeinden beteiligt 
sind - fast getraue ich mich gar nicht mehr 
es auszusprechen, wem - ,  natürlich der 
Tranparenz dienen sollte. (Zwischenruf des 
Bundesrates Dr. B ö s  c h.) In Wirklichkeit 
hat zumindest das erstgenannte Gesetz viel­
fach vordergründig nicht der Transparenz -
lassen Sie mich das einmal ganz klar und 
deutlich sagen: nicht der Transparenz! -, son­
dern der Augenauswischerei gedient. 

Ich erinnere Sie an die längst der Öffent­
lichkeit übergebenen und nicht mehr abstreit­
baren Fälle, in denen sich der zuständige Res­
sortehef über einstimmige - wohlgemerkt: 
einstimmige! - Beschlüsse der nach dem 
Gesetz zur Begutachtung der Postenbewer­
bungen eingesetzten Kommission glatt hin­
weggesetzt hat. Ich erinnere Sie an Fälle vor­
nehmlich aus dem Landwirtschaftsressort 
(Bundesrat S t r u  t z  e n b e rg e r :  Und in 
den Bundesländern!), in denen abseits aller 
objektiven Kriterien die Funktionsbetrauun­
gen in Ansehung des roten Parteibuches 
erfolgt sind. Und ich erinnere Sie . . . (Bundes­
rat S t r u  t z  e n b e rg e r :  In Niederöster­
reich haben wir bitte ein schwarzes Partei­
buch!) Derartige Zwischenrufe bin ich von 
Ihnen, Herr Kollege Strutzenberger, ja 
gewohnt. Ich habe mir bei einer der letzten 
Debatten über einen ähnlich gelagerten 
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Punkt bereits erlaubt, auf die Versuche der 
Objektivierung, die weithin in den von Ihnen 
so , angekratzten (Bundesrat S t r u  tz  e n -
b e rg e r :  In Niederösterreich!) schwarzen 
Bundesländern eingesetzt haben, hinzuwei­
sen. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich 
erinnere Sie jedenfalls auch an Fälle, meine 
Damen und Herren, in denen die Ausschrei­
bungsbedingungen ohne einsichtigen Grund 
so zurecht gezimmert worden sind, daß sie 
ganz gewiß nur auf jenen Kandidaten zutref­
fen konnten, den man von vornherein mit der 
Funktion betrauen wollte. (Zwischenruf des 
Bundesrates Dr. M ü l l  e r.) 

Wir haben also allen Grund, Herr Kollege 
Müller, angesichts der gegenständlichen Vor­
lage nicht in Euphorie zu yerfallen. 

Die ÖVP-Fraktion begrüßt aber den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates trotzdem als 
einen Schritt - und hier bin ich vom Kolle­
gen Schmölz j a  nicht weit entfernt - ,  der es 
bei gutem Willen ermöglichen könnte, eine 
Besserung in der Personalpolitik der ÖBB 
einzuleiten, eine Besserung einzuleiten mit 
der Wirkung, daß eine neue Führungsstruktur 
den ganzen Betriebsablauf dieses großen 
Unternehmens günstiger beeinflussen 
könnte. 

Die Tatsache, daß in der Öffentlichkeit so 
viel und so heftige Kritik an den ÖBB geübt 
wird, ist - und das scheue ich mich gar nicht 
hier auch festzuhalten - ganz gewiß nicht 
auf das Verhalten und die Arbeit des soge­
nannten kleinen Eisenbahners zurückzufüh­
ren, der seinen oft nicht leichten Dienst 
pflichtbewußt und mit großer Einsatzfreude 
ausübt. Die Kritik richtet sich j a, das wissen 
wir alle, gegen das Management, das es teil­
weise an Flexibilität . . . (Bundesrat Dr. M ü l ­
I e r :  Gegen die Hofräte!) Ich weiß nicht, Herr 
Kollege Müller, wie weit man im Bereich der 
Bundesbahnen mit Hofräten "gesegnet" ist. 

Die Kritik richtet sich gegen das Manage­
ment, das es teilweise an Flexibilität und teil­
weise an Effizienz - freilich auch bedingt 
durch massive politische Einflußnahme -
mangeln hat lassen. (Bundesrat Dr. M ü l ­
I e r :  Von wem?) Na die Frage, Herr Kollege, 
zeigt von einer Geisteshaltung, die näher zu 
beurteilen ich mir eigentlich versagen 
möchte. Die ÖBB braucht aber ein Manage­
ment, das imstande ist, mit den Millionen und 
Milliarden Steuergeldern zweckmäßig und 
sorgsam umzugehen, das imstande ist, zu spa­
ren, wo es möglich ist, das aber auch 
imstande ist, politische Entscheidungen zur 
Gesundung der ÖBB vorzubereiten. 

Unter Vörbereitung politischer Entschei­
dungen im Bereich der ÖBB verstehe ich bei 
weitestgehender Wahrung wohlerworbener 
Rechte des aktiven Eisenbahners Maßnah­
men zur notwendigen Rationalisierung, etwa 
was die Zusammenlegung auch des längst 
anachronistisch gewordenen Nebeneinanders 
von Post- und Bahnautobetriebsdienste� 
anlangt, die Lösung des Problems der Neben­
bahnen und die Schaffung eines der technolo­
gischen Entwicklung der Gegenwart angepaß­
ten modernen Unternehmenskonzeptes, das 
es ermöglicht, im Rahmen eines ausgewoge­
nen Verhältnisses Schiene - Straße - und 
da kann man also durchaus dem beitreten, 
was Kollege Schmölz gesagt hat -

' 
den 

Bedürfnissen der Bevölkerung und den Mög­
lichkeiten der freilich durch die sozialistische 
Politik mitverschuldeten Budgetlage des Bun­
des gerecht zu werden. 

Ich freue mich sehr darüber, daß der Herr 
Kollege Schmölz j a  selber hier erklärt und 
zugegeben hat, daß gewisse Dinge im Innenle­
ben der ÖBB durchaus verbes�erungsfähig 
sind. Das zeugt also von einer objektiven 
Erkenntnis und von einer richtigEm Einschät­
zung der Lage. (Bundesrat Dr. M ü l l  e r :  
Dürfen wir davon ausgehen, daß Sie alle 
Nebenbahnen einstellen wollen?) Aber, Herr 
Kollege, ich habe doch ausdrücklich von einer 
"Lösung des Problems der Nebenbahnen!< 
gesprochen. Das kann doch nicht bedeuten, 
daß jetzt jede Nebenbahn eingestellt wird. 
Das habe ich nicht behauptet, Herr Kollege. 
(Bundesrat Dr. M ü l l e r :  Welche denn ?) Sie 
werden jetzt nicht von mir verlangen, daß ich 
heute und hier zu dem Problem der Neben­
bahnen ganz konkrete Aufzählungen der ein­
zelnen Strecken vornehme. Es wird das eben 
ein Problem sein, das .bei Abwägung aller 
Umstände einer gründlichen Untersuchung 
bedarf und möglichst im Einvernehmen mit 
allen Beteiligten einer vernünftigen Lösung 
zuzuführen ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates, meine Damen und Herren, 
kann sicher dazu beitragen, ein Management 
zu berufen, das diese Voraussetzungen, die 
ich mir erlaubt habe aufzuzeigen, erfüllt. Er 
wird sicher nicht alle Probleme lösen können, 
dazu wird es weiterer Schritte bedürfen. Und 
auch hier, Herr Kollege Schmölz, besteht völ­
lige Übereinstimmung der Auffassungen: Sie 
haben ja selber bereits angezogen eine mögli­
cherweise noch heuer im Herbst zu erwar­
tende Novelle zum Bundesbahngesetz. Aber 
als erster Schritt, und das wiederhole ich 
gerne, scheint uns die gegenständliche Vor­
lage durchaus begrüßenswert. 
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Und ich stehe auch gar nicht an zu erklä­
ren, daß uns die zeitliche Befristung der 
Managementverträge, die geschlossen wer­
den sollen, also die Begrenzung der Bestel­
lungsdauer der bedeutendsten Funktionsin­
haber , als Leistungsmotivation durchaus 
sinnvoll erscheint. Die Frage ist nur, ob man 
nicht vielleicht ein wenig zu tief gegriffen hat. 

Daß Manager ausgetauscht werden sollen, 
um allenfalls Platz zu machen für neue Mana­
ger, die mit den neuesten Technologien ver- . 
traut sind, die neue innovatorische Impulse 
geben können, das ist einsichtig. Ob tatsäch­
lich aber auch beispielsweise die Präsidenten 
etwa der Bundesbahndirektion, die, wie mir 
scheint, überwiegend mit Vollzugsfunktion 
betraut sind, alle fünf Jahre - wenn auch mit 
der Möglichkeit natürlich der Wiederbetrau­
ung - ihren Sessel räumen müssen, leuchtet 
mir nicht so ohne weiteres ein, weil damit -
und j etzt lassen Sie mich bitte, Herr Kollege 
Schmölz, auch auf eine Aussage Ihrerseits 
zurückkommen -, weil damit so meine ich, in 
die Verwaltung, die der Stabilität bedarf, ein 
Mom�nt der Instabilität hineingetragen und 
damit - und auch das sage ich klar und deut­
lich - das Prinzip des Berufsbeamtentums 
doch ein wenig in Frage gestellt wird. Dann es 
ist eben, Herr Kollege Schmölz, für jeden mit 
der Materie Vertrauten - und ich kann mir 
vorstellen, daß auch der Herr Kollege Strut­
zenberger diese meine Auffassung beizutre­
ten' in der Lage wäre - eines der positiven 
und im Interesse der Rechtssicherheit eines 
jeden demokratischen Staates gelegenen 
selbstverständlichen Merkmale des Berufsbe­
amtentums, daß es von einem auf Dauer 
bestellten Organ ausgeübt wird. 

Ich möchte daher, auch wenn wir der Vor­
lage zustimmen werden, nicht versäumen, 
auch diese Umstände wenigstens hinzuwei­
sen. 

Die nähere Zukunft, meine Damen und 
Herren, wird zeigen, welche Lehren wir für 
die fernere zu ziehen haben. Wir bieten jeden­
falls einen Vertrauensvorschuß an und hof­
fen, daß die in dieses Gesetz geknüpften 
Erwartungen in Richtung auf eine objektive 
und - auch hier, Herr Kollege Schmölz, 

, Übereinstimmung - rein sachbezogene Füh­
rung der ÖBB nicht enttäuscht werden. - Ich 
danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Vorsitzender: Zu Wort gemeldet hat sich 
der Herr Bundesminister Lausecker . Ich 
erteile dieses. 

Bundesminister für Verkehr Lausecker: 
Herr Vorsitzender! Hoher Bundesrat! Als ich 
zur Vertretung dieser Vorlage hierhergekom­
men bin, habe ich erwartet, daß die Vorlage 
die Zustimmung beider Fraktionen des Bun­
desrates finden wird. Mit einiger Überra­
schung habe ich jetzt die Begründung ver­
nommen, die der Herr Bundesrat Strimitzer 
für die Zustimmung seiner Fraktion abgege­
ben hat. (Vorsitzender-Stellvertreter S c  h i -
p a n  i übernimmt wieder die Verhandlungs­
leitung.) 

Denn während mir bei der Behandlung im 
Nationalrat und insbesondere im Verkehrs­
ausschuß des Nationalrates immer wieder die 
Frage gestellt wurde: Ja warum denn nur 22 
Funktionen und warum machst du denn bei 
den Präsidenten Schluß, da gehören doch die 
Vizepräsidenten noch dazu, habe ich j etzt 
gehört, daß dem Herrn Bundesrat Strimitzer 
die vier Präsidenten schon zuviel sind und 
daß man statt 22 nur 18 der Ausschreibungs­
pflicht hätte unterwerfen sollen. 

Also wie Sie es auch halten wollen, für mich 
ist das ein Gesetz für die höchsten Funktio­
nen der Bundesbahn und für dieses Manage­
ment, von dem da immer die Rede ist. Man 
kommt ja in Definitionsschwierigkeiten: Ist 
das jetzt nur der Vorstand, sind das auch die 
Fachdirektoren, sind das auch die Präsiden­
ten, sind das auch die StabsteIlenleiter? Also 
gehen wir einmal davon aus, mit den 22 ist 
sicherlich die Funktionsspitze der ganzen 
Bahn erfaßt. 

Wir sind ausgezogen, die Ausschreibungs­
pflicht und Befristung für diese Funktionen 
zu statuieren, denn das Ausschreibungsgesetz 
aus dem Jahr 1974, das Sie zitiert haben, hat 
ja bekanntlich nur die Verpflichtung zur Aus­
schreibung vorgesehen. Ich will mich jetzt auf 
keinen Diskurs einlassen, ob das Ausschrei­
bungsgesetz aus dem Jahr 1974 alle Erwartun­
gen erfüllt hat oder nicht, ich glaube, es ist ein 
Gesetz, das man heute nicht mehr missen 
wollte und könnte, denn das, was Sie in Ihren 
Ausführungen über Transparenz hier 
gemeint haben, kann man so oder so sehen. 
Fest steht jedenfalls, daß in für jedem Staats­
bürger wahrnehmbarer Form jede dieser frei­
werdenden Funktionen kundgemacht wird 
und damit einmal die faire Chance besteht, 
daß jeder weiß, es wird eine derartige Funk­
tion vergeben. Das ist es jedenfalls gewesen. 

Nur, Herr Bundesrat Strimitzer - Herr 
Vorsitzender Sommer, ich habe mir die Rede 
von Bundesrat Strimitzer nicht bestellt, er hat 
sie aus freien Stücken gehalten, aber er gibt 
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mir ein so reiches Feld der Auseinanderset­
zung mit ihm - ,  wenn jetzt schon bei der 
Auseinandersetzung über das Ausschrei­
bungsgesetz für den öffentlichen Dienst 
gemeint wurde, da kann man ja bei der 
gerade anstehenden Ausschreibung, die man 
vorbereiten muß, ein wenig darauf hinzielen, 
wie man denn die Funktion ausschreiben soll, 
nun damit, geschätzter Herr Bundesrat, kann 
ich Ihnen dienen. 

Da wurde gemeint, man soll die Ausschrei­
bungsprofile bei den Österreichischen Bun­
desbahnen beizeiten und vorher festlegen, 
und dieses ist für diese 22 Funktionen auch 
prompt und sofort und noch ehe die beiden 
Häuser hier beschlossen haben, geschehen. 
Am 29 . Juni hatten wir den Verkehrsaus­
schuß, dort ist über dieses Thema diskutiert 
worden. Am 30. Juni hat vorsorglich der Vor­
stand der Österreichischen Bundesbahnen 
die Anforderungsprofile für die 18 Funktio­
nen, die er zu vergeben hat, sozusagen zur 
Ausarbeitung in Auftrag gegeben; selbstver­
ständlich wird das auch für die Vorstands­
funktionen vom Minister her zu gelten haben. 
Genau das ist im Bundesbahngesetz schon 
geschehen. 

Wir dürfen nur dabei den Eifer nicht soweit 
treiben, daß wir uns die Reformen, über die 
wir immer wieder diskutieren, völlig vermau­
ern damit, weil ja die Funktionen auch verän­
derbar sein müssen in ihrem Aufgabenbe­
reich. Denn wenn man zum Beispiel daran­
geht, aus der Anzahl, der Zweigliedrigkeit 
und Dreigliedrigkeit - Herr Kollege Schmölz 
hat sehr interessant hier ausgeführt, man 
wird sich bei weiteren Reformen überlegen 
müssen, soll die Bahn zweigliedrig oder drei­
gliedrig organisiert sein, das heißt also, soll es 
einen Vorstand geben, soll es Fachdirektoren 
und soll es Präsidenten geben oder soll etwa 
die Fachdirektorenebene mit der Vorstands­
ebene in eins verfließen - ,  wenn man also 
diese weiteren Reformen, die wir jedenfalls 
zu tätigen willens sind, nicht völlig vermauern 
will, darf man das dort nicht zu weit treiben. 

Das Bundesb ahnge setz , das der Herr Bun­
desrat Schmölz sehr richtig und in seiner 
Bedeutung schon umschrieben hat, wird über 
den Sommer in Vorbereitung sein. Ich werde 
mich bemühen, damit im Laufe des Herbsts 
ins Parlament zu kommen. 

Hier soll das Rechnungswerk eine ge­
trennte Darstellung finden. Wenn man einmal 
diskutiert, wo die Bahn eigentlich einsparen 
soll, wo sie rationalisieren soll, dann muß 

man ja zunächst einmal die Adresse bestim­
men. 

Da haben Sie mir auch wieder sehr richtig 
das Stichwort gegeben: die politische Einfluß­
nahme - jawohl, die gibt es von allen, von 
allen ' drei Fraktionen, von den Bürgermei­
stern, von den Ländern. Man sagt so leicht­
hin: Lösung der Nebenbahnenfrage. Zweiein­
halb Jahre steht bei jedem der österreichi­
schen Landeshauptmänner, in dessen Bun­
desland sich eine Nebenbahn befindet, e�n 
Brief von mir zur Antwort aus, mir doch zu 
sagen, will man sie noch, und wenn man sie 
noch will jenseits der verkehrswirtschaftli­
chen Bedeutung, würde man sie bitte dann 
auch mitbezahlen. Nun bin ich gelernter 
Österreicher, ich weiß schon, beim Mitzahlen 
dauert das lang. 

Mir wäre schon damit gedient, wenn man 
sich entschließen könnte, ein politisches 
Attest sozusagen abzugeben, daß es diese 
Bahn, nicht alle natürlich, aber bestimmte 
Bahnen sind, die man unbedingt im Interesse 
einer Region erhalten will. Nur dann muß es 
mit Fug und Recht die politische Einfluß­
nahme geben, daß die Österreichischen Bun­
desbahnen eine dergestalt umschriebene 
Nebenbahn auch einem gemeinwirtschaftli­
chen Bereich zuordnen können, und dann 
muß die weitere Konsequenz sein, daß diese 
Nebenbahn und ihr Abgang nichts mehr in 
der Bundesbahndiskussion verloren haben 
kann. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das gilt nicht nur bei jenen Bahnen, die wir 
schon haben, die wir immer unter dem Kom­
plex Nebenbahnen diskutieren, das gleiche 
gilt für jede einzelne Schnellbahn, die wir 
bauen. Uns verbindet über alle Fraktionsgren­
zen hinweg ein Bekenntnis zum öffentlichen 
Verkehr. Wir sagen immer wieder: Der Indivi­
dualverkehr überbordet, wir müssen energie­'bewußt leben, wir müssen umweltbewußt 
leben, wir müssen unseren Lebensraum scho­
nen, wir müssen daher die öffentlichen Ver­
kehre, die Schnellbahnen bauen. 

Lassen Sie mich auch von dieser Stelle hier 
einmal in aller Form sagen: Mit jedem Kilo­
meter irgendeiner Schnellbahn in irgendei­
nem der sechs Bundesländer, mit denen wir 
schon Verträge haben, bauen wir ein Stück 
ÖBB-Defizit der Zukunft, meine Damen und 
Herren. Kein Kilometer Schnellbahn in 
Österreich kann jemals kostendeckend sein. 

Worauf ich hin will mit diesem Bundes­
bahngesetz ist, die Versachlichung der Dis­
kussion um die Österreichischen Bundesbah-
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nen. Daß die Bundesbahnen dort, wo sie kauf­
männisch arbeiten müssen, aber vom Politi­
ker her auch dürfen, es tun sollen. Für den 
Bereich aber, in dem wir Politiker es sind, die 
Bürgermeister, die Landespolitiker, die Bun­
despolitiker, die ihrien unentwegt die Aufla­
gen, Leistungen zu erbringen und neu zu 
gestalten, geben, die ganz einfach nicht kauf­
männisch besorgt werden können, muß es das 
einzig Faire dann sein, daß man dafür diese 
Österreichischen Bundesbahnen nicht auch 
noch zum Sündenbock der Nation macht. 

Das wird der Sinn dieses Bundesbahngeset­
zes sein; die Trennung des Rechnungswerkes 
zu den Kommentaren, die j etzt schon wieder 
herumschwimmen, das wird eine Kosmetik 
werden, und was weiß ich was: Natürlich, das 
ist nicht die reine geldmäßige Reform der 
Bahn. Das ist einmal die Adressenbestim­
mung, wo man denn überhaupt ansetzen 
kann. Man kann natürlich beim gemeinwirt­
schaftlichen Sektor dann reduzieren, da muß 
man dann die Verkürzung der Leistungen 
gemeinsam politisch vertreten, und man muß 
verlangen, daß am kaufmännischen Sektor 
dort nach optimalen Gesichtspunkten vorge-
gangen wird. 

. 

Daher, meine Damen und Herren, ist dieses 
Ausschreibungsgesetz ein wichtiger erster 
Schritt - ich wiederhole mich - ,  es stand 
ursprünglich nur das Ausschreiben zur Dis­
kussion und in j enem § 9, in jenen drei Zeilen, 
hat sich eigentlich eine kleine Revolution 
abgespielt, denn dort steht jetzt die Zeitbefri­
stung für die 22 höchsten Funktionen, und ich 
habe es im Nationalrat schon gesagt: Als ich 
vor einigen Jahren - im Jahr 1978 und ver­
handelt wurde es dann im Jänner 1979 - mit 
einer Novelle zum Bundesministeriengesetz 
ins Hohe Haus gekommen war und für die 
Funktion des Generaldirektors der Post- und 
Telegraphenverwaltung die Zeitbefristung 
vorgeschlagen habe, gab es große Diskussio­
nen und Sie von der Österreichischen Volks­
partei haben dagegen gestimmt. Mit den 
Stimmen der Sozialisten und der Freiheitli­
chen Partei ist das Gesetz angenommen wor­
den, durch das bei der Post eine Funktion -
die höchste Funktion - nur zeitbefristet ver­
geben wird. Deswegen ist das Berufsbeamten­
turn nicht zu Bruch gegangen, und es hat sich, 
wi� wir wissen, bei der Post bewährt. 

Die 22, die wir jetzt hier zeitbefristet und 
mit Ausschreibungspflicht vergeben, sollen 
bei den Österreichischen Bundesbahnen den 
Zustand herbeibringen. Aber dem großen 
Reformeifer der beiden Herren, die mich j ahr­
zehntelang in der Gewerkschaft öffentlicher 

Dienst begleitet haben, sind keine Grenzen 
gesetzt. 

Wie wäre es denn, wenn Sie sich einmal 
andere höchste Funktionen dieser Republik 
auf den verschiedensten Gebieten einfallen 
lassen, wo Sie das Risiko einer Zeitbefristung 
auch einmal eingehen, ohne daß deswegen 
das Beamten'recht, die Pragmatik, die j a  letz­
ten Endes ein Schatz des kleinen Mannes ist, 
gefährdet wäre. - Ich bekenne mich zum 
Berufsbeamtenturn und unterstreiche das in 
aller Form, meine ganze Laufbahn zeugt 
dafür, daß ich immer für das Berufsbeamten­
turn eingetreten bin und eintreten werde. 
Aber wir dürfen und wir sollen, wenn wir dem 
Berufsbeamtenturn einen guten Dienst erwei­
sen sollen, es sehr wohl am Beispiel des Brief­
trägers, des Gendarmeriebeamten, des Leh­
rers und aller derer diskutieren. Aber wir 
müssen es nicht akurat an den, wenn Sie wol­
len, 50 höchsten Funktionen des Staates dis­
kutieren. 

Dort wäre vielleicht ein bißchen mehr Risi­
kofreude durchaus angebracht, und ich hoffe, 
daß dieses Gesetz auch Ihnen einige Anregun­
gen gibt, auch von der vielgeschmähten 
Eisenbahnergewerkschaft. Da heißt es 
immer, man kriegt nie eine Zustimmung. Von 
dieser Gewerkschaft habe ich jedenfalls die 
Zustimmung für diese 22 Funktionen bekom­
men, genauso wie ich sie vorher von der Post­
gewerkschaft für die eine Funktion beim 
Generaldirektor der Post bekommen habe. 
Das nur ins Merkbuch für die Zusammenar­
beit und für die Konsensfähigkeit mit den 
Gewerkschaften. 

Ich bin sehr dankbar dafür, daß aber samt 
und sonders das Gesetz eine positive Auf­
nahme gefunden hat und danke Ihnen für 
diese positive Einstellung zu diesem Gesetzes­
werk. (BeifBI1 bei der SPÖ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Als 
nächster zu Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Dr. Schwaiger. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Schwaiger (ÖVP, Tirol): Herr 
Vorsitzender! Meine Herren Bundesminister! 
Hoher Bundesrat! Da die Diskussion mit der 
Rede des Kollegen Schmölz weit über den 
Tagesordnungspunkt hinausgegangen ist, 
kann ich das nicht ganz unwidersprochen las­
sen, was er gebracht hat, beziehungsweise 
möchte ich wenigstens nicht alles stillschwei­
gend zur Kenntnis nehmen. 

Herr Kollege Schmölz, wir sind uns abs()lut 
einig, daß eine Modernisierung der Bundes-
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bahn notwendig ist und längst notwendig 
gewesen wäre. Es sind während der Zeit der 
Ministerschaft Lausecker einige Maßnahmen 
mit diesen Verschiebebahnhöfen gesetzt wor­
den, die die Effizienz der Österreichischen 
Bundesbahnen sicherlich bis zu einem gewis­
sen Grad erhöht haben. Aber wenn man von 
der Eisenbahn spricht, darf man nicht nur die 
Österreichischen Bundesbahnen meinen, son­
dern muß man das europäische Verbundnetz 
betrachten. 

Eine Staatsbahn, die den Bundesbahnen in 
Österreich entspricht, ist nicht in der Lage, 
den internationalen Verkehr in dem 
gewünschten Ausmaß zu bewältigen. Die 
Bundesbahnen sind weitgehend darauf ange­
wiesen, was in Italien geschieht, und daß die 
italienische Staatsbahn wohl die schwerfällig­
ste in Europa oder noch darüber hinaus ist, ist 
ja kein Geheimnis. 

Nur muß ich mich dagegen verwehren, 
wenn eine Darstellung erfolgt, als ob diese 
"bösen" Fermaster geradezu aus Bosheit 
unterwegs wären und alles anstellen, was 
man nicht anstellen dürfte. 

Es ist vielleicht bekannt, daß vom Straßen­
transitverkehr, der durch Österreich geht, 
77 Prozent über den Brenner gehen, das sind 
4 000 Fernlaster pro Tag. Die Gütermenge, die 
über den . Brenner geht, beträgt im Jahr 
15 Millionen Tonnen. Davon werden nur 
4 Millionen Tonnen - leider nur 4 Millionen 
Tonnen - auf der Eisenbahn, aber 11 Millio­
nen auf der Straße befördert. 

Aber warum ist denn das so? Weil eben der 
schwerfällige Apparat, vor allem in Italien, 
den Bahntransport nicht möglich macht. 

Man hat den Huckepack-Verkehr propa­
giert. Was ist die Folge? Erstens sind zuwenig 
Waggons vorhanden, . zweitens sind die · Tun­
neldurchlässe zu niedrig, sodaß die großen 
Fernlaster nicht durchkommen, und drittens 
ist der Apparat zu schwerfällig. Man hat j a  
das von Köln nach Mailand und Verona ver­
sucht, aber es hat nicht richtig funktioniert. 
Wenn der Transport so erfolgt, dann muß er 
auch pünktlich ankommen. 

Dann die Devisenfrage. Ich weiß nicht, wie­
viel Devisen die Bundesbahn für den Transit­
verkehr einbringt. Ich kenne auch von den 
Fernlastern die Ziffer nicht. Aber ich weiß 
eines: Wenn ein Fernlaster nach Hamburg, 
nach Mailand oder nach Neapel fährt, dann 
kommen die Devisen von der ganzen Strecke 
nach Österreich, abzüglich des Tankens im 

Ausland, während meines Wissens bei den 
Bundesbahnen eine Waggonmiete außerhalb 
des österreichischenn Bundesgebietes erfor­
derlich ist und sonst die Fracht der italieni­
sche oder der deutsche Staat oder wer immer 
kassiert. 

Nun darf ich aber allen Ernstes noch auf 
etwas hinweisen: Wenn man glaubt, man 
kann nur auf der Schiene befördern - was 
zur Zeit einfach nicht möglich ist - ,  und man 
muß den andern Verkehr beschränken, dann 
möchte ich schon sagen, Kollege Schmölz: 
Das würde bedeuten, daß schlagartig in Ita­
lien und in Deutschland ein paar Millionen 
Arbeitslose mehr wären. Die Industrie 
braucht die Güter zur Verarbeitung, und sie 
braucht den Verkehr, damit man die Güter 
dorthin bringt, wo sie benötigt werden. Ohne 
diesen Straßenverkehr würden ganze Indu­
striezonen stillstehen. Millionen Arbeitslose 
wären die Folge. 

Ich habe Verständnis, wenn einer von der 
Eisenbahngewerkschaft die Dinge von sei­
nem Standpunkt aus beleuchtet. Aber ich 
bitte um Verständnis, daß ich es von einem 
anderen Standpunkt aus auch tun kann. Und 
gesamtvolkswirtschaftlich ist diese Trans­
portleistung nicht wegzudenken. ' 

Ich bewundere die Planer der Eisenbahnen 
vor über hundert Jahren, daß sie so geplant 
haben, daß es im großen und ganzen heute 
noch den Bedürfnissen entspricht. Natürlich 
war nicht vorauszusehen, daß sich die Wirt­
schaft nach dem Zweiten Weltkrieg so explo­
siv entwickelt, daß die Transportleistung der 
Bahn, besonders im Transitverkehr, einfach 
nicht mitkommen konnte. Ich sage das nicht 
als Vorwurf, sondern nur als Feststellurrg und 
Richtigstellung und bitte auch um Verständ­
nis für andere Verkehrsträger. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Wei­
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Berichterstatter ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n e n Ei n sp r u ch zu 
erheben. 
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4. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 6. Juli 1983 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Schüfahrtspolizeigesetz geän-

dert wird (2728 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Wir 
gelangen nun zum 4. Punkt der Tagesord­
nung: Änderung des Schiffahrtspolizeigeset­
zes. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Kaplan. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Kaplan: Herr Vorsitzen­
der! Meine Herren Bundesminister! Hohes 
Haus! Das Schiffahrtspolizeigesetz, BGBL 
Nr. 91/1971 ,  in der Fassung BGBl Nr. 103/1979 
stellt die grundsätzliche Rechtsnorm für die 
Regelung des Verkehrs auf allen österreichi­
schen Binnengewässern dar. Auf Grund die­
ser Rechtsnorm wurden auch die eingehen­
den Verkehrsvorschriften auf dem Gebiet der 
Schiffahrt, nämlich die Wasserstraßen-Ver­
kehrsordnung und , die Seen- und Fluß-Ver­
kehrsordnung, erlassen. Weiters bietet das 
Schiffahrtspolizeigesetz durch eine Reihe von 
Ermächtigungen die Möglichkeit, durch die 
vereinfachte Erlassung von Verordnungen 
rasche und effiziente Verkehrsregelungen zu 
treffen. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates soll die Fälle der vereinfachten 
Kundmachung von Verordnungen mittels 
Schiffahrtszeichen erweitern und auf diese 
Weise eine Überlastung der Kundmachungs­
organe durch die relativ hohe Anzahl von zu 
erlassenden Verordnungen vermeiden helfen. 
Weiters soll die bisher ungleiche Behandlung 
von Führern von Wasserfahrzeugen mit Ver­
brennungs- und Elektromotoren sowie von 
Führern von Segelfahrzeugen und Ruderboo­
ten eine-rseits und Windsurfern andererseits 
beseitigt werden. Dieses Ziel soll zum einen 
durch die Gleichsetzung des Alterslimits für 
das Führen von Wasserfahrzeugen mit Elek­
tro- und Verbrennungsmotoren erreicht wer­
den, zum anderen durch die Senkung der 
Altersgrenze für Windsurfer und deren Einbe­
ziehung in die für Führer von Segel- und 
Ruderbooten schon bisher bestehenden Aus­
nahmen vom Alterslimit. Ferner beinhaltet 
der Gesetzesbeschluß die Einräumung von 
Mitkompetenzen für den Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz in Angelegen­
heiten des Umweltschutzes. 

Der Wirtschafts ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 
11 .  Juli 1983 in Verhandlung genommen und 

einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Wirtschafts�usschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle bes<i!hließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 6. Juli 1983 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Schiffahrtspolizeigesetz 
geändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Wort­
meldungen liegen nicht vor. Wünscht jemand 
das Wort? - Es ist dies nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u e h  zu 
erheben. 

5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 7. Juli 1983 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Rechtsanwaltsordnung geändert 

wird (2729 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Wir 
gelangen nun zum 5. Punkt der Tagesord­
nung: Änderung der IRechtsanwaltsordnung. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Stoiser. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Stoiser: Herr Vorsitzender! 
Herr Bundesminister! Der Verfassungsge­
richtshof hat mit Wirksamkeit vom 30. Sep­
tember 1983 Abs. 1 des § 45 Rechtsanwaltsord­
nting mit der Begründung aufgehoben, daß 
diese Bestimmung dem zur Pflichtverteidi­
gung berufenen Anwalt - ohne Konkretisie­
rung bestimmter Anwendungsfälle - einen 
ganz allgemein gehaltenen Rechtsanspruch 
eröffne, über ein von ihm gestelltes Begehren 

. auf Abberufung zu entscheiden. Für diesen 
Anwendungsbereich des § 45 Abs. 1 Rechtsan­
waltsordnung finde sich kein aus dem Gesetz 
ableitbarer Entscheidungsmaßstab. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates trägt einerseits diesem 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
Rechnung und normiert unter Angabe der 
konkreten Fälle die Enthebung sowie die Um­
beziehungsweise Neubestellung von Pflicht­
verteidigern. Andererseits sollen dringliche 
Anliegen der österreichischen Rechtsanwalt­
schaft einer gesetzlichen Regelung zugeführt 
werden. Vorgesehen ist im besonderen die 
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Einführung einer gesetzlichen Berufshaft­
pflichtversicherung, eine Anpassung ' der 
Rechtsanwaltsordnung an das Eherechts­
Änderungsgesetz aus dem Jahre 1978, eine 
Gleichstellung der versorgungsrechtlichen 
Ansprüche von männlichen und weiblichen 
Rechtsanwälten sowie eine Klarstellung der 
Bemessungsgrundlage für die Berechnung 
der Höhe der Pauschalvergütung und eine 
Regelung für deren vorschußweise Zahlung in 
Raten. 

Der Rechtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 . Juli 
1983 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Rechtsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 7. Juli 1983 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem die Rechtsanwaltsordnung 
geändert wird, kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Wir 
gehen in die Debatte ein. Zum Wort gemeldet 
hat sich Frau Bundesrat Rosa GfÖller. Ich 
erteile ihr dieses. 

Bundesrat Rosa Gföller (ÖVP, Tirol): Sehr. 
geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter 
Herr Minister! Hoher Bundesrat! Die vorlie­
gende Novellierung der Rechtsanwaltsord­
nung wurde durch das Erkenntnis des Verfas­
sungsgerichtshofes vom 9. Oktober 1982 not­
wendig, mit dem der Absatz 1 des § 45 Rechts­
anwaltsordnung aufgehoben wurde. Die Auf­
hebung wurde · deshalb ausgesprochen, weil 
der § 45 Abs. 1 nicht die konkreten Anwen­
dungsfälle für ein Begehren auf Abberufung 
des zur Pflichtverteidigung berufenen Anwal­
tes aufzeigt. Aus dem derzeitigen Gesetz läßt 
sich also kein Entscheidungsmaßstab ablei­
ten. 

Die Aufhebung dieser Gesetzesstelle tritt 
mit 30. September 1983 in Kraft. 

Mit dem vorliegenden Gesetz wird diesem 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
Rechnung getragen, und gleichzeitig werden 
die erforderlichen Änderungen nach dem 
neuen Ehgattenerbrecht, des Ehegüterrechtes 
und des Ehescheidungsrechtes in der Rechts­
anwaltsordnung vorgenommen. Ebenso konn­
ten Änderungswünsche, die allerdings das 
gegenständliche Erkenntnis des Verfassungs-

gerichtshofes nicht berühren, in diesem 
Gesetz berücksichtigt werden. 

Ein meiner Ansicht nach brennendes Pro­
blem, das dringend einer Lösung zugeführt 
werden muß, wurde jedoch nicht gelöst. Auf 
Grund der neuen Studienordnung vom Jahre 
1978 ist bei allen juristischen Berufen das 
Doktorat nicht mehr erforderlich. Das Stu­
dium schließt mit de$ Magisterium ab. Nur 
beim Rechtsanwaltsberuf ist das Doktorat 
noch ausdrücklich vorgeschrieben. 

Es geht meiner Ansicht nach nicht an, daß 
Tausende Studenten im unklaren gelassen 
werden. Sie haben geradezu eIn Recht zu 
erfahren, ob sie das Doktoratsstudium, das 
sich um zwei Jahre verlängert, absolvieren 
müssen oder nicht. Die Zeit drängt. Die sozia­
listische Koalitionsregierung muß eine Ent ... 
scheidung treffen, je früher, desto besser. Im 
Interesse der studierenden Jugend muß ehe­
stens diese Unsicherheit und Ungleichheit 
beseitigt werden. Die Regierung muß also 
handeln. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der § 21 verpflichtet den Rechtsanwalt, bei 
einem Wohnsitzwechsel drei Monate vor sei­
ner Übersiedlung dieS dem Ausschuß seiner 
Rechtsanwaltskammer und bei jenem des 
neuen Wohnsitzes zu ljnelden. 

Mit dem neuen § 21 a wird im Interesse des 
Rechtsanwaltes und zum Schutze der rechtsu­
chenden Bevölkerung die Auflage einer Haft­
pflichtversicherung mit einer Mindestversi­
cherungssumme von 500 000 S zwingend vor­
geschrieben. . 

Wenn es sich bei den geänderten wirt­
schaftlichen Verhältnissen notwendig erwei­
sen sollte, kann das Bundesministerium für 
Justiz nach Anhörung des Rechts anwalts­
kammertages im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Finanzen die Min­
qestversicherungssumme bis zum Fünffachen 
erhöhen. Damit können allfällige Vergehen, 
die eine Schadenersatzpflicht zur Folge haben 
können, abgedeckt werden. 

Hoher Bundesrat! Mit dem neu eingeführ­
ten Absatz 4 des § 45 wird entsprechend dem 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
konkret aufgezählt, in welchen Fällen ein 
Rechtsanwalt zu entheben und ein anderer 
Anwalt zu bestellen ist. Die rechtsuchende 
Partei hat bei Bewilligung der Verfahrens­
hilfe, wenn diese die Beigebung eines Rechts­
anwaltes beinhaltet oder wenn das Gericht 
die Beistellung eines Rechtsanwaltes 
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beschließt, Anspruch auf eine Vertretung oder 
Verteidigung durch einen Rechtsanwalt. Die­
ser Rechtsbeistand wird für den Klienten 
kosterilos geleistet. 

Kann nun der bestellte Rechtsanwalt die 
Vertretung nicht übernehmen oder nicht wei­
terführen, weil er zum Beispiel die Gegenpar­
tei beraten hat, in eine damit zusammenhän­
gende Rechtssache schon eingetreten ist oder 
früher in solchen Angelegenheiten als Richter 
oder als Staatsanwalt tätig war, so ist er auf 
seinen Antrag oder auf den Antrag der Partei 
zu entheben. Gleichzeitig muß ein anderer 
Rechtsanwalt bestellt werden. 

Von Amts wegen muß im Rahmen der auf­
rechten Verfahrenshilfe bei Verhinderung des 
bestellten Rechtsanwaltes auf Grund eines 
Disziplinarerkenntnisses sowie auch wegen 
des Verlustes der Anwaltsberechtigung oder 
bei Tod des Anwaltes ein anderer Rechtsan­
walt bestellt werden. 

Durch diese Neuregelung des Absatzes 4 
kann der vom Verwaltungsgerichtshof aufge­
hobene Absatz 1 wieder eingeführt werden. 

Hoher Bundesrat! Die auf" Grund der bewil­
ligten Verfahrens hilfe bestellten Rechtsan­
wälte können auf keinen verfahrensrechtli­
chen Entlohnungsanspruch verweisen. Der 
Bund hat sich deshalb verpflichtet, j ährlich 
spätestens bis zum 30. September dem Öster­
reichischen Rechtsanwaltskammertag eine 
angemessene Pauschalvergütung zu leisten. 
Derzeit wird eine j ährliche Entschädigungs­
summe von 32 Millionen Schilling als ange­
messen erachtet. 

Diese pauschale Vergütung ist vom Bundes­
minister für Justiz im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen und dem 
Hauptausschuß des Nationalrates neu festzu­
setzen, wenn sich die wirtschaftlichen Ver­
hältnisse wesentlich geändert haben oder 
wenn die Anzahl der jährlichen Bestellungen 
von Rechtsanwälten nach § 45 oder der 
Umfang der Leistungen um 20 Prozent gestie­
gen oder gesunken ist. 

Der bisherigen Übung entsprechend wurde 
der Absatz 1 dahin gehend ergänzt, daß eben­
falls bis zum 30. September eines jeden Jah­
res angemessene Vorauszahlungen in Raten 
zu leisten sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Im § 50 werden die versorgungsrechtlichen 
Ansprüche auch der Witwer und des geschie­
denen Ehegatten einbezogen, wenn die Vor-

aussetzungen für den Anspruch gegeben sind. 
Anspruchsberechtigt sind nur Rechtsanwälte, 
die beim Eintritt des Versorgungsfalles in die 
Liste einer österreichischen Rechtsanwalts­
kammer eingetragen sind, wobei Fristen von 
fünf bis zehn Jahren vorgeschrieben sind. Die 
Witwe beziehungsweise der Witwer oder der 
geschiedene Ehegatte und auch die Kinder 
müssen zu diesem Zeitpunkt einen Anspruch 
auf Versorgungsleistung gehabt haben. 

Die Altersversorgung nach den Bestimmun­
gen der Rechtsanwaltsordnung, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, tritt erst mit 
der Vollendung des 68. Lebensjahres ein. Im 
Falle der Alters- und Berufsunfähigkeitsver­
sorgung muß auf die Ausübung der Rechtsan­
waltschaft verzichtet werden. Bei der Witwen­
beziehungsweise Witwerversorgung wird die 
Rechtsanwaltsordnung den Bestimmungen 
des geänderten Ehegattenerbrechtes, des 
Ehegüterrechtes und des Ehescheidungsrech­
tes mit denselben Voraussetzungen und Fri­
sten angepaßt. Für den gegen seinen Willen 
schuldlos geschiedenen Ehegatten werden die 
versorgungsrechtlichen Ansprüche sicherge­
stellt, wenn das Scheidungsurteil den Aus­
spruch nach § 61 Abs. 3 Ehegesetz enthält 
oder der verstorbene Ehegatte zur Zeit seines 
Todes gesetzlich verpflichtet war, Unterhalt 
zu leisten. Die Ehe muß mindestens 15 Jahre 
bestanden haben und der Ehegatte das 
40. Lebensj ahr vollendet haben. 

Der Versorgungsanspruch erlischt mit der 
Wiederverehelichung. Damit wird auch in der 
Rechtsanwaltsordnung die allgemeine Gleich­
stellung zwischen Mann und Frau erreicht. 

Hoher Bundesrat! Die zu beschließende 
Gesetzesmaterie trägt zur vermehrten 
Rechtssicherung durch die Festlegung der 
Fälle bei, in denen ein zur Verfahrenshilfe 
bestellter Rechtsanwalt zu entheben und ein 
anderer zu bestellen ist. Im Interesse des 
Klienten und des Rechtsanwaltes liegt auch 
die gesetzliche Verpflichtung, eine Berufs­
haftpflichtversicherung abzuschließen. Die 
vorschußweise Zahlung in Raten der Pau­
schalvergütung und die gesetzlichen Voraus­
setzungen für die Berechnung der Höhe auf 
Grund der Bemessungsgrundlage regeln die 
Leistungen des Bundes an den Rechtsan­
waltskammertag. 

Mit diesem Gesetz, meine Damen und Her­
ren, wird auch die Anpassung der Rechtsan­
waltsordnung an 'das Eherechts-Änderungsge­
setz und · die Gleichstellung der versorgungs­
rechtlichen Ansprüche geschlechtsneutral 
erreicht. 
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Das Gesetz tritt mit dem Tag der Aufhe­
bung des § 45 durch das Erkenntnis des Ver­
fassungsgerichtshofes . am 30. September die­
ses Jahres in Kraft. 

Die Österreichische Volkspartei gibt diesem 
Gesetz, das einen Beitrag zur Rechtssicher­
heit leistet, gerne die Zustimmung. (Beifall 
Qei der ÖVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Wei­
ters zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dr. Böseh. Ich erteile dieses. 

Bundesrat Dr. Bösch (SPÖ, Vorarlberg): 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bun­
desminister! Geschätzte Damen und Herren! 
Meine geschätzte Vorrednerin ist so einge­
hend auf die Sache eingegangen, daß ich ein­
mal aus der Rolle fallen und sehr kurz zur 
Sache sprechen kann. 

An der Spitze meiner Ausführungen 
möchte ich darauf hinweisen, daß die SPÖ 
wie keine andere Partei die Wichtigkeit einer 
freien Rechtsanwaltschaft als Grundvoraus­
setzung eines demokratischen Rechtsstaates 
in ihrem Parteiprogramm festgehalten hat. 
(Bundesrat Ing. Ni g 1 :  Die Rechtsanwälte 
sind überhaupt erst entstanden, seitdem es 
die sm gibt!) Ich habe nicht darüber disku­
tiert, wann sie entstanden sind, sondern ich 
habe gesagt, daß die freie Rechtsanwaltschaft 
ausdrücklich, dezidiert im Parteiprogramm 
enthalten ist. (Bundesrat R a a  b :  Also vor­
her hat es die freie Rechtsanwaltschaft nicht 
gegeben!) 

Die von der geschätzten Vorrednerin ange­
schnittene Frage "Doktorat - ja oder nein" 
hat noch nicht diese Aktualität, wie sie von 
der Frau Vorrednerin behauptet wurde. 1985 
werden die ersten Studenten vor der Frage 
stehen, ob sie das Doktorat im Hinblick auf 
eine gewünschte Anwaltskarriere machen 
müssen oder nicht. Erst seit 1981/82 wird 
nach der neuen juristischen Studienordnung 
studiert. 

Es ist ja auch bezeichnend oder erwähnens­
wert, daß nicht einmal in Ihren eigenen Rei­
hen darüber Einigkeit besteht, wie nun gefah­
ren werden soll. So ist vor allem der Wissen­
schaftssprecher Dr. Neisser ganz anderer 
Meinung als das Mitglied dieses Ausschusses 
Dr. König, und der Generalsekretär Dr. Graff 
hat bis heute offenbar überhaupt keine Mei­
nung, obwohl er selbst Anwalt ist. 

Es erübrigt sich, wie bereits eingangs 
gesagt, auf die Details einzugehen. Es ist eine 

kleine Novelle, die sich überhaupt nicht eig­
net, hier irgendwelche Gegensätze zu erwäh­
nen oder Konflikte beziehungsweise mit sol­
chen aufzufahren. Ich möchte mich daher 
einem anderen, einem einzigen anderen Pro­
blem zuwenden, und das ist das wichtige 
Anliegen der rechtsuchenden Bevölkerung 
nach Durchführung rascher Verfahren. 

Es gibt ja ein uraltes - nun, so alt ist es 
noch nicht - sardinisches Hirtenrecht, Pro­
zeßrecht, dessen § 1 lautet: Ein Prozeß ist bei 
Sonnenaufgang zu beginnen und bei Sonnen­
untergang zu beenden. (Heiterkeit.) 

Nun ist das natürlich eine sehr ideale Ziel­
vorstellung, die auf unsere heutige Gesell­
schaft - man muß fast sagen: leider - nicht 
mehr übertragbar ist. Gerade in einer Indu­
striegesellschaft, die sehr viel kompliziertere 
Zusammenhänge aufweist als diese Bauern­
gesellschaft, müssen Richter und Rechtsan­
walt - ohne in Kameraderie oder Kumpanei 
zu verfallen - zusammenarbeiten, um dieses 
Ziel eines raschen Prozesses möglichst opti­
mal zu verwirklichen. 

Damit im Zusammenhang steht auch die 
Forderung - die immer wieder erhobene For­
derung - nach einer Modernisierung des 
Gerichtsbetriebes, nach einer weiteren Ver­
besserung der Ausgestaltung der Räumlich­
keiten und auch des Bürobetriebes. Es ist 
sicher in den letzten Jahren schon viel getan 
worden, und es würde zu weit führen, meine 
Eindrücke zu schildern, als ich als Rechts­
praktikant in einem kleineren Landesgericht 
den Gerichtsdienst antrat, und die Zustände 
von damals darzulegen. 

Der Nachholbedarf einerseits und die tech­
nische Entwicklung andererseits machen es 
aber notwendig, gerade auf diesem Gebiet 
Schwerpunkte künftiger Arbeit im Justizres­
sort zu setzen. Man kann leider - und das 
muß auch gesagt werden - in unserer hoch­
technisierten und -spezialisierten Gesell­
schaft nicht mehr mit einfachen Gesetzen 
arbeiten. Der Ruf nach dem einfachen Gesetz 
ist halt so leicht und so einfach zu erheben, 
und in der letzten Ausprägung stellt man fest, 
daß es doch genauer geregelt gehört. Damit 
hat man diesen hehren Grundsatz des einfa­
chen Gesetzes nolens volens schon wieder 
verlassen. 

Übrig bleibt der Wunsch nach Raschheit 
des Verfahrens. Es ist auch mit der Zivilpro­
zeßnovelle ein erster bedeutender Schritt in 
diese Richtung getan worden. Es wird sicher 
mit der neuen Sozialgerichtsbarkeit ein weite-
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rer Schritt gesetzt werden. Die Tatsache, daß 
der neue Justizminister ebenso wie sein Vor­
gänger aus dem Anwaltsberuf stammt, ist 
sicher eine gewisse Gewähr, daß das Erfor­
dernis einer praxisnahen raschen Rechtsfin­
dung entsprechende Berücksichtigung findet. 
Die Berücksichtigung dieses Erfordernisses 
ist auch ein Garant für die Kontinuität in der 
Rechtspolitik und in der Rechtssetzung. 

Die heutige Novelle ist ein kleiner Schritt, 
dem unsere Fraktion gerne dit� Zustimmung 
gibt. (Beifall bei derSPO.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani : Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister 
Dr. Harald Ofner. Ich erteile dieses. 

Bundesminister für Justiz Dr. Omer: Herr 
Vorsitzender! Hoher Bundesrat! Meine 
Damen und Herren! Es handelt sich bei der 
heute zur Beratung anstehenden Novelle zur 
Rechtsanwaltsordnung um die erste Gesetzes­
materie nach der vergangenen Nationalrats­
wahl, also in der derzeitigen Legislaturpe­
riode, die den Justizausschuß des Nationalra­
tes, den Nationalrat selbst, den Rechtsaus­
schuß des Bundesrates passiert hat und jetzt 
den Bundesrat passieren wird . .  Es ist anzu­
nehmen - ich entnehme es den Ausführun­
gen der beiden Redner, die wir gehört haben 
- ,  daß durch den Bundesrat kein Einspruch 
erhoben werden wird. 

Ich halte diesen Konsens, der auf dem Sek­
tor der Justiz im Nationalrat und im Bundes­
rat eine weit zurückreichende und damit gute 
und große Tradition hat, für ein gutes Omen, 
wenn er sich in der neuen Legislaturperiode, 
wie sich an Hand der Rechts anwalts­
ordnungsnovelle zeigt, fortsetzt. 

Es werden in den kommenden Monaten 
wichtige Vorlagen zur Behandlung anstehen. 
Ich darf in diesem Zusammenhang an das 
Gesetz zur Einführung der Sozialgerichtsbar­
keit erinnern, mit dessen Hilfe es gelingen 

. soll, von den entwürdigenden Vorgangswei­
sen, wie sie im Rahmen der Schiedsgerichte 
der Sozialversicherung derzeit mitunter statt­
finden, wegzukommen; das Gesetz über die 
Unterbringung psychisch Kranker in 
geschlossenen Anstalten soll einen wesentli­
chen Schritt in Richtung auf eine offene Psy­
chiatrie bringen. Es soll der psychisch Kranke 
wirklich nur mehr als Ultima ratio in einer 
geschlossenen Anstalt angehalten werden. 
Und es wird ein neues Jugendgerichtsgesetz 
zur Beratung anstehen. Lauter wichtige Vor­
habe�. 

Irgendwann in fernerer Zukunft wird es 
auch dazu kommen müssen, daß wir uns die 
innere Reform der Gerichte vornehmen. 
Wenn mein Vorredner erklärt hat, daß ein 
altes sardinisches Rechtsgut behaupte, daß 
ein Prozeß bei Sonnenaufgang begonnen wer­
den und bei Sonnenuntergang zu Ende sein 
müsse, dann kann ich mir schon vorstellen, 
daß auch die Sarden sich gedacht haben: Wie 
viele Tage aber dazwischen liegen, darüber 
wollen wir wohl schweigen. Bei Sonnenauf­
gang fangen wir an, dann führen wir wochen­
oder monatelang Prozeß, und irgendwann bei 
Sonnenuntergang wird es dann aus sein. -
Aber so wollen wir es nicht halten. (Zwischen­
ruf des Bundesrates P u  m p e r n i  g.) Ich 
glaube, daß man davon ausgehen kann, Herr 
Bundesrat, daß Recht, wenn seine Verwirkli­
chung zu lange Zeit in Anspruch nimmt, 
Unrecht werden kann. Darum werden wir 
dazu finden müssen, daß, so wie auch jetzt 
schon gut judiziert wird, rasch, rascher als 
bisher judiziert werden wird. 

Alles in allem: Das Konsensklima auf dem 
sensiblen Sektor der Justiz können wir wohl 
als gutes Omen für die wichtig�n Vorhaben 
der Zukunft auf diesem Sektor ansehen. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Wei­
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. Die Debatte ist geschlos­
sen. Wird von der Berichterstattung ein 
Schlußwort gewünscht? - Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i  n e n  Ei  n sp r u  c h  zu 
erheben. 

6. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 7. Juli 1983 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Marktordnungsgesetz 1967 geän­
dert wird (Marktordnungsgesetz-Novelle 

1983) (2730 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Wir 
gelangen nun zum 6. Punkt der Tagesord­
nung: Marktordnungsgesetz-NoveUe 1983. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Ing. 
Nigl. Ich bitte um seinen Bericht. 

Berichterstatter Ing. Nigl: Mit dem vorlie-
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genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
wird die Finanzierung der Überschußverwer­
tung im Bereich der Getreidewirtschaft auf 
eine neue rechtliche Basis gestellt. Die Rege­
lung gilt zunächst für die Verwertung ' des bei 
der Ernte 1983 anfallenden Getreides. Sie 
sieht im wesentlichen vor, daß vom Getreide­
wirtschaftsfonds ein Verwertungsbeitrag des 
Erzeugers eingehoben wird, und zwar anläß­
lich der Veräußerung an wen immer und 
anläßlich der Be- und Verarbeitung, außer der 
Verwendung als Tierfutter im eigenen land­
wirtschaftlichen Betrieb. Das Beitragsauf­
kommen wird - nach Abzug eines Einhe­
bungskostenersatzes für den Getreidewirt­
schaftsfonds - aus Bundesmitteln verdoppelt 
und vom Fonds nach Verfügung des Bundes­
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft 
im Einvernehmen mit dem Bundesministe­
rium für Finanzen vergeben. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 11 .  Juli 1983 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 7. Juli 1983 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Marktordnungsgesetz 
1967 geändert wird (Marktordnungsgesetz­
Novelle 1983), wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender-Stellvertreter Schipani: Wir 
gehen in die Debatte- ein. Zum Wort gemeldet 
hat sich Herr Bundesrat Stepancik. 

Bundesrat Stepancik (SPÖ, Niederöster­
reich): Herr Vorsitzender! Herr Staatssekre­
tär! Meine Damen und Herren! Hoher Bun­
desrat! Die heute zur Behandlung stehende 
Novelle des Marktordnungsgesetzes wurde 
als Initiativantrag aller drei Parteien einge­
bracht. 

Ziel und Zweck dieser Novelle ist es, die 
Finanzierung der Überschußverwertung im 
Bereich der Getreidewirtschaft auf eine neue 
rechtliche Basis zu stellen. Die Regelung soll 
zunächst für die Verwertung des bei der heu­
rigen Ernte anfallenden Getreides gelten. Die 
Getreideerzeugung hat in Österreich in den 
letzten Jahrzehnten einen enormen Auf­
schwung genommen. Österreich ist vom 
Import- zum Exportland geworden. Dies ist 

vor allem auf neue Züchtungen, aber auch auf 
verbesserte Bodenbearbeitung, auf gezielte 
Düngung wie auch auf einen wirksamen 
Pflanzenschutz zurückzuführen. 

Die Hektarerträge haben sich seit 1952 bei 
Weizen etwa um 105 Prozent erhöht, bei Ger­
ste stiegen sie um rund 97 Prozent und bei 
Mais verzeichnen wir sogar eine Rekordstei­
gerung von 227 Prozent. 

Die Steigerung der Produktion auf dem hei­
mischen Getreidesektor. wird neben den 
schon vorher erwähnten Gründen sicher auch 
durch das gute Funktionieren unseres Markt­
ordnungssystems gefördert. Besonders beach­
tenswert ist, daß beispielsweise noch im 
Jahre 1965 etwa 891 000 t Getreide eingeführt 
werden mußten, während im vergangenen 
Jahr etwa 670 000 t exportiert wurden. In der 
Getreideproduktion haben die Roherträge 
einen entscheidenden Einfluß. Bei großen 
Ernten ergibt sich ein Einkommenszuwachs, 
bei geringeren Ernten dementsprechend ein 
Einkommensrückgang. 

Die Getreidewirtschaft hat aber auch für 
Gewerbe und Industrie Bedeutung: Bäckerei­
betriebe, Brotindustrie und Mühlenbetriebe 
sichern mehr als 25 000 Arbeitsplätze. 

Trotz einer insgesamt günstigen Entwick­
lung der Weltagrarproduktion ist das Hunger­
problem in unserer Welt ungelöst. Die Indu­
striestaaten in Europa - und damit auch 
Österreich - haben aber zunehmend Sorgen, 
wie sie mit den Überschußproblemen bei 
wichtigen Produkten fertigwerden sollen und 
wie die Finanzierung des Agrarmarktes erfol­
gen soll. 

Im Wirtschaftsjahr 1982/83 exportierte die 
österreichische Landwirtschaft - wie ich 
schon erwähnt habe rund 670 000 t 
Getreide; vor zehn Jahren hätte man sich das 
sicher nicht träumen lassen. 

Ein wichtiger Schritt zur Bewältigung der 
Überproduktion war die Regelung des Bun­
desministeriums für Land- und Forstwirt­
schaft im Jahre 1979, die eigentlich die Grund­
lage für die heutige Gesetzesnovelle darstellt. 
1979 wurde nämlich die Finanzierungsbasis 
für Getreideexporte geschaffen, wobei sich 
der Bund und die Bauern die Kosten der 
Exportfinanzierung teilten. 

Die seit dem Jahre 1979 bestehende Rege­
lung des Getreidemarktes hat sich in ihren 
Grundzügen auch im vergangenen Wirt­
schaftsj ahr bewährt, eine Fortsetzung, aller-
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dings mit eInlgen erforderlichen Anpassun­
gen, erschien daher wünschenswert und auch 
notwendig. 

An den Verhandlungen über eine Verlänge­
rung des Getreidekonzeptes nahmen Vertre­
ter d,es Landwirtschaftsministeriums, des 
Finanzministeriums und des Handelsministe­
riums wie auch die Vertreter der Präsidenten­
konferenz der Landwirtschaftskammern, der 
Bundeskammer der Gewerblichen Wirtschaft, 
des Österreichischen Arbeiterkammertages 
und des Österreichischen Gewerkschaftsbun­
des teil. 

Im Zuge dieser Verhandlungen wurde unter 
anderem vereinbart, für das Wirtschaftsjahr 
1983/84 im Wege einer Novellierung des 
Marktordnungsgesetzes eine Abgabenrege­
lung für das gesamte vermarktete Getreide 
einzuführen. Mit dieser Novelle wird die 
Finanzierung der Überschußverwertung im 
Bereich der Getreidewirtschaft nunmehr von 
der . bisherigen privatwirtschaftlichen Basis 
auf eine neue hoheitsrechtliehe Basis gestellt. 

Sie sieht im wesentlichen vor, daß vom 
Getreidewirtschaftsfonds ein Verwertungsbei­
trag des Erzeugers eingehoben wird, und 
zwar anläßlich der Veräußerung an wen . 
immer und anläßlich der Be- und Verarbei­
tung, außer der Verwendung als Tierfutter im 
eigenen landwirtschaftlichen Betrieb.' 

Die auf einem Konto des Getreidewirt­
schaftsfonds eingehenden Verwertungsbei­
träge aus dem Wirtschaftsjahr 1983/84 wer­
den nach Abzug der Verwaltungskosten des 
Getreidewirtsch'aftsfonds, die jedoch 0,7 Pro­
zent der eingegangenen Verwertungsbeiträge 
nicht überschreiten dürfen, aus Mitteln des 
Bundes verdoppelt. 

Der Getreidewirtschaftsfonds darf eine 
Abgeltung der Verwaltungskosten nur im 
unbedingt erforderlichem Ausmaß beanspru­
chen. Um unbillige Härten im Sinne des § 41 
zu vermeiden, wurde vereinbart, daß eine ver­
spätete Entrichtung des Verwertungsbeitra­
ges für im Inland erzeugtes Saatgut keine 
Vorschreibung von Verzugszinsen zur Folge 
hat. 

Sowohl die Verwertungsbeiträge der Erzeu­
ger als auch die korrespondierenden Bundes­
mittel werden entsprechend den vom Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft zu 
erlassenden Sonderrichtlinien für die Förde­
rung der Getreideexporte zu gleichen Teilen 
für diesen Förderungszweck verwendet. 

Unter die abzugeltenden Exportkosten fal­
len übrigens auch die Kosten für die Inlands­
fracht. Dem Fonds wird auch das Recht einge­
räumt, Kredite aufzunehmen, um nach 
Erschöpfung der Mittel im Sinne des Gesetzes 
weitere notwendige Absatz- und Verwertungs­
maßnahmen durchführen zu können. 

In den vorgenannten Verhandlungen über 
Maßnahmen und Regelungen im laufenden 
Getreidewirtschaftsjahr 1983/84 wurden noch 
andere wichtige und erwähnenswerte Verein­
barungen getroffen. So wird die bestehende 
Förderung der indirekten Exportvermahlung 
in der bisherigen Form fortgesetzt. 

Verwertungsbeiträge und korrespondie­
rende Bundesmittel stehen grundsätzlich für 
die Exportfinanzierung von österreichischem 
Getreide, aber auch für daraus erzeugte Pro­
dukte zur Verfügung. Dabei ist vom Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
das Einvernehmen mit der Präsidentenkonfe­
renz der Landwirtschaftskammern herzustel­
len. 

Die Finanzierung dieser Maßnahmen 
erfolgt zu gleichen Teilen aus den Verwer­
tungs.beiträgen der Erzeuger und aus Bundes­
mitteln. 

Außerdem wird heuer erstmals ein Export­
sperrlager für 100 000 Tonnen Futtergerste 
eingerichtet. Die Lagerstellen dieses für den 
Export bestimmten Futtergetreides werden 
vom Getreidewirtschaftsfonds ausgewählt. 

Die anfallenden Ein- und Auslagerungsko­
sten sowie die Fracht zum Lager werden je 
zur Hälfte · aus Verwertungsbeiträgen der 
Bauern und Beiträgen des Bundes abgedeckt. 

Auch die Getreidepreise wurden im Rah­
men des Getreidekonzeptes festgelegt. Und es 
ist mir durchaus klar, daß die Preise für das 
Getreide der heurigen Ernte aus der Sicht der 
Bauern nicht zufriedenstellend sind. Aber, 
meine Damen und Herren, aus der Sicht der 
Verbraucher ist . der Kopsumentenmilchpreis 
j a  auch nicht besonders erfreulich. Und die 
Vertreter des Handels und des Gewerbes sind 
mit den Handelsspannen ebenfalls unzufrie­
den. 

Ich bitte doch zu bedenken, daß das System 
unserer Marktordnung eben auf Konsens auf­
gebaut ist. Nur wenn zwischen den Wirt­
schaftspartnern Einverständnis herrscht, 
kann es zu Regelungen kommen. 

Trotz allem muß man aber ehrlich zugeben, 
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daß unsere Bauern einen besseren Schutz 
genießen als ihre Standes kollegen in anderen 
Ländern - die EG-Staaten miteingeschlos­
sen. Das führt halt zwangsläufig zu Finanzie­
rungsproblemen, die man bestmöglich bewäl­
tigen muß. 

Meine Damen und Herren! Bei welch ande­
rem Berufsstande noch gibt es in Zeiten wie 
diesen, in Zeiten einer schweren Weltwirt­
schaftskrise, eine Garantie für Absatz und 
Preis der erzeugten Produkte? Ich meine, daß 
Absatz- und Preisgarantie für landwirtschaft­
liche Produkte auch Opfer seitens der 
Bauernschaft rechtfertigen. 

Die Getreideüberproduktion und die 
Rekordernten bereiten uns immer . größere 
Schwierigkeiten. Nicht nur für die Bauern 
selbst werden diese Überschüsse zum Pro­
blem, auch für den "gewöhnlichen" Steuer­
zahler, der die Vermarktung dieser enorm 
großen Überschüsse mitfinanzieren muß. Es 
wäre aber zu simpel, einfach eine Reduzie­
rung der Getreideproduktion zu fordern. Dies 
käme einer Absage an jeden Fortschritt 
gleich. 

Unter dem Druck der heuer zu erwarten­
den, überaus günstigen Ernte haben sich die 
Vertreter aller drei Parteien zur vorliegenden 
Novelle des Marktordnungsgesetzes durchge­
rungen. Die Abnahme des Getreides wird 
darin garantiert, und das, glaube ich, ist eine 
sehr beruhigende Maßnahme für die österrei­
chischen Getreidebauern. 

Aus der heurigen Ernte werden schätzungs­
weise etwa 700 000 Tonnen Getreide expor­
tiert werden, für deren Finanzierung rund 1 ,3 
bis 1,4 Milliarden Schilling erforderlich sind. 
Davon wird die Hälfte über den Verwertungs­
beitrag der Bauern und die andere Hälfte 
durch Mittel des Bundes aufgebracht werden. 

Sicher ist die Höhe der Verwertungsbei­
träge, die heuer geleistet werden müssen, 
keine Bagatelle. Wir müssen aber auch beden­
ken, daß diese rund 700 Millionen Schilling 
vom Bund verdoppelt werden und daß diese 
Gesamtsumme erst den Export des Über­
schußgetreides ermöglichen wi�d. 

Jedenfalls dürfen wir alle mit Befriedigung 
zur Kenntnis nehmen und froh sein, daß diese 
für die Bauern und die anderen Wirtschafts­
partner so wichtige Regelung zustande 
gekommen ist. 

Im Rahmen der Wirtschaftspartnerschaft 
wird zwar Tag für Tag behauptet und auch 

darüber gejammert, es gäbe immer mehr 
staatlichen Einfluß, andererseits wird aber 
bei jeder Änderung immer wieder vom Staat 
mehr Einflußnahme, mehr gesetzliche Rege­
lung und mehr gesetzlicher Schutz verlangt. 

Erstmals hat der Verwertungsbeitrag eine 
gesetzliche Abdeckung erhalten. Es wird mög­
lich sein, die erforderlichen Beträge für die 
Exportförderung zur Verfügung zu stellen 
und die verschiedenen Verwertungsmöglich­
keiten verstärkt zu fördern. 

Ich möchte aber nicht versäumen, darauf 
hinzuweisen, daß es notwendig sein wird, sich 
in Zukunft mit der Frage der Alternativpro­
duktionen näher und eingehender als bisher 
zu beschäftigen, konstruktiv und in echter 
Partnerschaft; keinesfalls aber in der Art, daß 
man seitens der Landwirtschaft die unabding­
bare Forderung erhebt, daß alle Kosten im 
Zusammenhang mit der Schaffung von Alter­
nativproduktionen der Bund allein zu tragen 
habe. Das wäre keine gute Ausgangsbasis. 

Abschließend darf ich feststellen, daß die 
Marktordnungsgesetz-Novelle 1983 wohl ein 
Kompromiß ist, aber, wie ich glaube, ein not­
wendiger und für unsere Bauern fairer Kom­
promiß. Meine Fraktion wird daher der vorlie­
genden Gesetzesnovelle die Zustimmung 
geben. - Danke. (B�ifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender: Hoher Bundesrat! Meine 
Damen und Herren! Ich begrüße den im 
Hause erschienen Herrn Staatssekretär Ing. 
Gerolf Murer. (Allgemeiner Beifal1.) 

Zum Wort gemeldet hat sich weiters Herr 
Bundesrat Molterer. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Molterer (ÖVP, Oberösterreich): 
Sehr geehrter Vorsitzender! Herr Staatssekre­
tär! Meine Damen und Herren! Bevor ich auf 
die Marktordnungsgesetz-Novelle 1983 zu 
sprechen komme, möchte ich doch zu den 
Äußerungen meines Vorredners etwas sagen. 

Die sozialistische Fraktion hat sich in der 
Vergangenheit des öfteren darüber mokiert, 
daß der Herr Bundesrat und jetzige National­
rat Stummvoll zu Arbeitnehmer- beziehungs­
weise Sozialfragen Stellung genommen hat. 
Sie haben ihm vorgeworfen, daß er Angestell­
ter der Industriellenvereinigung sei. (Bundes­
rat S c  h a c h n e r :  Ist er das vielleicht 
nicht?) 

Ich möchte nicht das gleiche Maß anwen­
den, weil ich auf dem Standpunkt stehe -
und das hat der frühere profilierte Landwirt-
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schaftsminister Dr. Hartmann geprägt - ,  
,,Agrarpolitik geht alle an". Daher räume ich 
auch einem anderen Berufstätigen ein, zu 
Fragen der Agrarpolitik Stellung zu nehmen. 
Aber nur einige Sachen möchte ich doch aus­
räumen. (Bundesrat S c  h a ch n e r :  Weil 
sich die ÖVP-Schreibtischbauern so gut dabei 
auskennen!) Ich bin kein Schreibtischbauer, 
ich bin selbständiger Bauer, Herr Kollege. 

Die Getreideproduktion ist nicht erst in den 
letzten zehn Jahren gestiegen - analog zur 
sozialistischen Regierung -, sondern die ist 
schon in früheren Jahren gestiegen. Wir hat­
ten 1960 noch einen Importbedarf von rund 
800 000 Tonnen und etwa 1970 - ich nehme 
das global an - sind wir Selbstversorger 
geworden; 10 Jahre später wieder mußten wir 
500 000 Tonnen exportieren. Wenn diese Ent­
wicklung so weitergeht, wird es 1990 ein 
Exporterfordernis von rund 1 Million Tonnen 
Getreide geben. 

Nun zur Marktordnungsgesetz-Novelle sel­
ber. Mit der gestiegenen Marktleistung im 
Agrarbereich ist natürlich auch die Anforde­
rung an die Vermarktung gestiegen. Aber ich 
glaube, es ist immerhin besser, sich mit Über­
schüssen als mit Versorgungsschwierigkeiten 
beschäftigen zu müssen, wie traurige Bei­
spiele aus dem Ausland ja beweisen. 

Daß es heute zu einer Marktordnungsge- . 
setz-Novelle gekommen ist, hat seine Ursache 
darin, daß erstens durch eine gute Ernte im 
Vorj ahr bei der Exportfinanzierung noch 
mehr als 400 Millionen Schilling offengeblie­
ben sind, wobei die Hälfte davon von den Bau­
ern nachträglich aufgebracht werden muß , 
und zweitens voraussichtlich auch heuer wie­
der mit einer guten Ernte zu rechnen sein 
wird. 

Durch diese Novelle wird die Einhebung 
der Verwertungsbeiträge für den gesamten 
Getreidemarkt unter erstmaliger Herein­
nahme des Futtergetreides und die Verdoppe­
lung durch den Bund gesetzlich verankert. 
Damit wird einerseits die gesamte Über­
nahme gesichert und die Ordnung auf dem 
Getreidemarkt gewährleistet, andererseits 
bringt die Regelung aber für die Bauern 
immer mehr Belastungen. (Bundesrat 
S t e  i n I e :  Aber für den Bund auch!) 

Gute Ernten bedeuten nicht gleichzeitig 
höhere Einkommen für die Landwirtschaft. 
Donzent Dr. Mathias Schneider vom Wirt­
schaftsforschungsinstitut hat festgestellt, daß 
durch die gute Ernte 1982 auch der Anteil der 
Bauern bei der Exportfinanzierung enorm 

gestiegen ist und daher 1982 ein Einkom­
mensverlust von 3,4 Prozent je Familienar­
beitskraft in der Landwirtschaft festzustellen 
ist. 

Stagnierende oder fallende Agrarpreise 
durch immer stärkere Heranziehung der Bau­
ern bei den Agrarexportkosten und immer 
neue Belastungen durch willkürliche Erhö­
hung der landwirtschaftlichen Einheitswerte 
bringen immer mehr Bauern in wirtschaftli­
che Schwierigkeiten. Aus den . heurigen, für 
die Bauern enttäuschenden Ergebnissen der 
Getreidepreisverhandlungen wird erkennbar, 
daß dieses Exportmodell seine Grenzen 
erreicht hat. Denn wenn die Verwertungsbei­
träge ständig steigen, werden künftig nicht 
nur die Preisnachziehungen zur Gänze aufge­
hoben, sondern - wie heuer schon beim Fut­
tergetreide - wird es zu echten Preiseinbu­
ßen kommen. 

Ich möchte Ihnen daher die Entwicklung 
der Verwertungsbeiträge mitteilen: Im Jahre 
1979 betrug der Verwertungsbeitrag beim 
Mahlweizen 9 Groschen, und er ist inzwi­
schen für 1983 auf 44,5 Groschen gestiegen. 
(Ruf bei der SPÖ: Und der Preis?) Das ist also 
eine Verfünffachung des Verwertungsbeitra­
ges. Bei Hafer und Gerste ist der Verwer­
tungsbeitrag von 4 Groschen im Jahre 1 979 
auf 34 Groschen im Jahre 1983 gestiegen. Es 
kann daher nur eine Überbrückung sein, bis 
die flächenwirksamen Produktionsalternati­
ven endlich verwirklicht werden. 

In einem Stufenplan müßte der Ölsaatenan­
bau innerhalb von drei Jahren auf zirka 
40 000 Hektar ausgeweitet werden; durch die 
Beimengung von Biosprit zu Benzin könnten 
viele Flächen aus der Brotgetreideproduktion 
genommen werden. (Bundesrat S c  h a c h -
n e r :  Erzählen Sie das doch dem damaligen 
Handelsminister Mitterer!) 

Derzeit werden neben rund 800 Hektar 
Pferdebohnen etwa 4 000 Hektar Raps ange­
baut, wobei die Ausdehnung der Ölsaatenpro­
duktion auch zu einer Verringerung der 
Importe von pflanzlichen Ölen und Fetten 
führen würde, bei denen wir zu 97 Prozent 
vom Ausland abhängig sind. 

Durch diese Umlenkung könnte es zu einer 
spürbaren Entlastung der Getreideproduktion 
kommen, aber es ist zu wenig, nur davon zu 
reden, sondern hier müßte endlich gehandelt 
werden. (Bundesrat S c  h a c h n e r :  Der 
Herr Dr. König soll seitens der ÖVP einen 
Antrag stellen!) 
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Meine Damen und Herren! Wir Bauern 
haben von der neuen Regierungskoalition " 
mehr erwartet. Das Mitregieren der FPÖ, 
gemessen an ihren früheren Aussagen, ist in 
der Agrarpolitik bisher nicht positiv erkenn­
bar. Da waren den Freiheitlichen die Preisan­
träge immer zu gering. 

Ich möchte es Ihnen nicht vorenthalten, 
was der Herr Staatssekretär Ing. Murer 
anläßlich der Vorlage des Grünen Berichtes 
am 1 1 .  November 1982 wortwörtlich erklärt 
hat: 

"Herr Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden! 
Ich habe Ihnen schon oft den Vorschlag 
gemacht, man soll in der Agrarpolitik Öster­
reichs doch nicht immer auf das Wetter war­
ten, sondern vielmehr eine Preis- und Ein­
kommenspolitik gestalten, die nach Kalkula­
tionen berechnet und durch Kalkulationen 
untermauert wird und dadurch einkommens­
politisch für die Bauern wirksam ist. Die ein­
zige Möglichkeit hiezu, Herr Landwirtschafts­
minister , wäre eine Kurskorrektur der Agrar­
politik zugunsten der Bauern. Im Bermuda­
Dreieck verschwinden die Schiffe, 'und die 
Agrarpolitik der roten Bundesregierung ver­
senkt immer mehr Bauern. Deshalb können 
wir dieser Politik die Zustimmung nicht 
geben." - Soweit die wortwörtliche Aussage 
des Herrn Staatssekretärs Murer. 

Herr Staatssektär! Jetzt stimmen Sie dieser 
Politik zu, ja Sie müssen diese sogar verteidi­
gen. Haben Sie dabei nicht Angst, daß Sie 
durch das Überbordwerfen Ihrer eigenen 
Ansichten selbst in das Bermuda-Dreieck 
geraten könnten? (Beifall bei der ÖVP.) 

Und nun ein paar Worte zu Herrn Vizekanz­
ler Dr. Steger, der leider nicht anwesend ist, 
der aber an und für sich für die Preisbestim­
mung verantwortlich ist. Was soll man von 
einem Handelsminister halten, der bei keiner 
Verhandlung dabei ist, dann aber lautstark 
über die Presse verkünden läßt, 30 Groschen 
Getreidepreisanhebung für die Bauern wäre 
gerecht und angebracht, nachher klein beigibt 
und 17 Groschen verordnet. Hier scheint mir, 
ist die Sommergrippe nicht ganz spurlos vor­
beigegangen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Da die Marktordnungsgesetze mit Zweidrit­
telmehrheit beschlossen werden, ist es natür­
lich sehr schwierig, einen tragbaren Kompro­
miß zu schließen. Der Herr Bundesminister 
- das hat er selbst gesagt - hat diese 
Gesetze zu vollziehen. Und dabei hat der Herr 
Bundesminister, wenn auch nur bedingt, 
einen Spielraum. Da ist zum Beispiel dem 

Bundesminister vorges«;!hlagen worden, beim 
allgemeinen Absatzförderungsbeitrag von 
5 Prozent auf 6 Prozent zu gehen. Das würde 
bedeuten, daß man den allgemeinen Absatz­
förderungsbeitrag 'um 3 bis 4 Groschen erhö­
hen müßte, aber gleichzeitig könnte man 
beim zusätzlichen Absatzförderungsbeitrag 
um 30 bis 40 Groschen senken. Das kostet 
dem Bund überhaupt kein Geld, wäre aber ein 
Solidaritätsakt innerhalb der Milchproduzen­
ten. 

Wenn der Herr Bundesminister · beim 
Inlandsabsatz in Form von zusätzlichen 
Aktionen bereit wäre, mehr zu tun, dann wäre 
der Aufstockungsfaktor nicht 13,0 Prozent bei 
den kleinsten Richtmengen und der zusätzli­
che Absatzförderungsbeitrag würde ein nicht 
zumutbares Ausmaß erreichen. 

Der Herr Bundesminister Dipl.-Ing. Haiden 
hat bereits mit 1. März 1983 den zusätzlichen 
Absatzförderungsbeitrag von 1,74 S auf 2,47 S 
festgesetzt. Er glaubte damit, die Marktlei­
stung einbremsen zu können. Eingetreten ist 
aber das Gegenteil: Die Milchanlieferung wird 
1982/83 wahrscheinlich um 2,7 Prozent stei­
gen, wobei zu berücksichtigen ist, daß sie im 
ersten Halbjahr 1983 um über 4 Prozent stei­
gen wird. 

Die derzeitige Handhabung der Milch­
marktregelung drängt viele Bauern, vor allem 
in den Problemgebieten, an den Rand ihrer 
wirtschaftlichen Existenz. Wie soll ein Betrieb 
existieren, der eine J ahresmilchrichtmenge 
von 10 000 kg und darunter hat und Voller­
werbsbetrieb ist, wie wir sie in diesen Gebie-

. ten haben? 

Gerade für jene Betriebe, die von Natur aus 
benachteiligt sind, wo wenig andere Produk­
tionsmöglichkeiten bestehen und wo auch die 
Möglichkeit eines Nebenerwerbes immer 
mehr schwindet, ist das nicht zumutbar. 

Daher verlangen wir, das Instrumentarium 
der Marktordnungsgesetze so zu handhaben, 
daß diese Betriebe unter erträglichen Kosten 
in eine höhere Richtmenge hineinwachsen 
können. Das ist bei einem Milchpreis bei 
3,9 Prozent Fett von 4,66 S und einem zusätzli­
chen Absatzförderungsbeitrag von 3,13 S 
nicht möglich. Da bleiben dem Bauern für die 
überlieferte Milch pro Kilogramm 1 ,53 S. 

Die Aufforderung, sich mehr auf die Rin­
derproduktion umzustellen,' ist nur möglich, 
wenn in dieser Sparte . bessere Preise erzielt 
werden können. Daher müssen die ' Rinder­
preise so angehoben werden, daß ein Umstei-
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gen von der Milch- zur Fleischproduktion 
möglich ist und damit die Relation 1 : 7 zum 
neuen Milchpreis wiederhergestellt wird. 

Man braucht nur die Preisrelationen Milch 
- Rinder in der Vergangenheit vergleichen: 
In Jahren, wo die Relation nicht stimmt, 
steigt die Anlieferung überdurchschnittlich. 
So betrug die Relation in den letzten drei Jah­
ren 1 : 6, 1 : 6,3 und 1 : 6,8. Wenn jetzt bei den 
Preisbändern zu wenig geschieht, dann wird 
sie sich also wieder näher der Relation 1 : 6 
nähern. Die Folge wird sein, daß die Milchan­
lieferung weiterhin steigen wird. 

Es wäre agrarpolitisch auch vernünftiger 
und es würde auch bei den Exportkosten 
weniger Mittel erfordern, wenn statt den 
Milchexporten die Vieh- und Fleischexporte 
ausgebaut würden, sonst bleibt Ihre Aufforde­
rung zur Umlenkung nur leeres Gerede. 

Meine Damen und Herren! Die Einkom­
mensentwicklung in der Landwirtschaft ist 
besorgniserregend. Die Einkommen stagnie­
ren, die Belastungen steigen, die Verschul­
dung nimmt immer mehr zu und die Resigna­
tion greift immer mehr um sich. Wir brauchen 
aber gerade in der Zukunft eine gesunde 
Landwirtschaft, um neben der krisensicheren 
Versorgung Landschaft und Umwelt zu erhal­
ten. 

Es wird daher Aufgabe aller drei Parteien 
sein, vor Auslaufen der Marktordnungsge­
setze Ende Juni 1984 bald genug mit den Ver­
handlungen zu beginnen, um eine Lösung zu 
finden, die den Bauern wieder Hoffnung 
bringt, sich als vollwertige Mitglieder dieser 
Gesellschaft zu fühlen, sonst wird die Lage 
vieler Bauern zu einer hoffnungslosen Situa­
tion. 

Wir werden dieser Novelle unsere Zustim­
mung geben. (Beifall bei der ÖVP. - Rufe bei 
der SPÖ: Warum?) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Zum Wort hat sich Herr Staatssekretär Murer 
gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft Ing. Murer: Ver­
ehrter Herr Vorsitzender! Hoher Bundesrat! 
Ich freue mich besonders, daß ich heute die 
Möglichkeit habe, bei Ihnen im Bundesrat zu 
den angeschnittenen Problemen der Land­
wirtschaft hier und auch zur Kritik - die 
gehört dazu - Stellung zu nehmen. . 

Ich habe mit Freude vernommen, daß Herr 

Bundesrat Molterer gemeint hat, daß auch 
Nicht-Bauern zu den Problemen der Land­
und Forstwirtschaft Stellung nehmen sollen. 
Ich möchte das kräftig unterstreichen, weil 
ich glaube, daß es für die Zukunft besonders 
wichtig sein wird, daß sich immer mehr 
Nicht-Bauern mit der Problematik der Land­
und Forstwirtschaft auseinandersetzen wer­
den müssen, weil ich persönlich glaube, daß 
es ohne Bauern und ohne Erhaltung der 
Klein- und Mittelbetriebe in Österreich keine 
Zukunft geben kann. Ich glaube, das ist ein 
sehr klares Bekenntnis, das · ich immer schon -
abgelegt habe. 

. 

Ich möchte. auch zu den Vorwürfen, die ja 
sicher sehr bescheiden waren - . das muß 
man also anerkennen - ,  Stellung nehmen. 
Das heißt, es wurde umgekehrt auch aner­
kannt, daß sicherlich in den letzten zehn J ah­
ren auch viel getan wurde. 

Ich habe, wenn man meine Rede aus dem 
Parlament zitiert, worüber ich sehr dankbar 
bin, immer gesagt, daß sicher viel getan 
wurde, aber vielleicht die eine oder die andere 
Maßnahme in Zusammenarbeit mit den 
Sozialpartnern nicht richtig gesetzt wurde. 
Ich möchte mich' nur dagegen wehren, daß 
man so tut, als wäre das nur die Regierung. 
Ich glaube vielmehr, daß gerade im Bereich 
der Marktordnungsgesetzgebung alles, was 
darauf basiert, zurückzuführen ist auf eine 
Einigung, die alle Wirtschaftspartner gemein­
sam beschlossen haben. 

So kann man doch sagen, glaube ich, wenn 
man nun jetzt gehört hat von Ihnen, Herr 
Bundesrat Molterer, daß der Herr Bundesmi­
nister den zusätzlichen Absatzförderungsbei­
trag auf 3,13 S festgesetzt hat: Natürlich hat 
er, der Herr Bundesminister, das festgesetzt, 
aber nicht deshalb, weil er das gern getan hat, 
sondern weil der Milchwirtschaftsfonds ihm 
das vorgeschlagen hat. Das war ein Vorschlag 
des Milchwirtschaftsfonds, und daraufhin 
wurde . das festgesetzt. (Zwischenrufe bei der . 
ÖVP. - Gegenrufe bei der SPÖ.) 

Ich glaube auch weiters, Herr Bundesrat 
Molterer - und gebe Ihnen durchaus recht 
-: Wenn wir das Marktordnungsgesetz nicht 
ändern, wenn das Marktordnungsgesetz im 
nächsten Jahr nicht geändert wird, wo ja wie­
der der Bauernbund, die Präsidentenkonfe­
renz ein sehr wichtiges Wort mitreden kön­
nen - wir werden sehen, wie weit eine ' 
Bereitschaft besteht, grundsätzliche und 
generelle Änderungen zu machen -, dann, 
glaube ich, daß wirklich die Klein- l:lnd Mittel-
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betriebe in Schwierigkeiten kommen, die 
große Folgen haben können. 

Worauf ist das zurückzuführen? - Ich 
selbst bin Milchbauer und kenne mich in der 
Milchwirtschaft wirklich sehr gut aus. Ich 
glaube, daß das System, das 1978 geschaffen 
wurde, mit der Stimme der Österreichischen 
Volkspartei im Parlament verabschiedet 
wurde, für die Klein- und Mittelbetriebe in 
ihrer Fortentwicklung sicher nicht günstig 
war, obwohl ich auch gleich sagen möchte und 
einräumen will, ' daß man das vielleicht im 
Jahr 1978 mit den 'Folgen nicht ganz abschät­
zen und absehen konnte. Deshalb rufe ich 
schon heute alle Sozialpartner auf, mit uns 
gemeinsam Vorschläge auszuarbeiten, wie 
wir diese Kontingentierung, die in Wahrheit 
genau das Gegenteil von dem ist, was sie sein 
soll, ändern, damit die Klein- und Mittelbe­
triebe in Österreich sich fortentwickeln kön­
nen, damit eine Preispolitik gemacht werden 
kann, die sicherlich ein Bestandteil der 
zukünftigen Regierungsarbeit sein wird. 
Natürlich wird es immer schwieriger, wenn 
die Mengen in dem Ausmaße zunehmen. Da 
werden Sie mir, Herr Bundesrat, auch recht 
geben. 

Wenn wir im Inland etwa 1 ,8 Millionen Ton­
nen benötigen plus einer 1 6prozentigen Kri­
senvorsorge, die der Staat bezahlt und finan­
ziert, und dann weitere 6 Prozent mit dem all­
gemeinen Krisengroschen abgedeckt werden 
und alles, was darüber hinaus passiert (Ruf 
bei der ÖVP: 5 Prozentf) - jetzt 5 Prozent; der 
Spielraum, da haben Sie recht, liegt bei 6 Pro­
zent (Bundesrat M o l  t e  r e r :  Wäre recht, 
wenn er bei 6 Prozent . . .  !) - ,  eben mit einem 
Betrag von jetzt 3,13 S festgesetzt wurde, liegt 
es doch offen auf der Hand, daß das System 
nicht funktioniert. 

Deshalb, glaube ich, brauchen wir uns 
gegenseitig gar keine Vorwürfe zu machen, 
sondern ändern wir das System, ändern wir 
es in die Richtung, daß die Menge nicht wei­
ter zunimmt! Versuchen wir, die Qualitäten in 
jene Richtung zu bringen, wie wir sie brau­
chen, und versuchen wir, auf Grund unserer 
Werbemaßnahmen und auf Grund unserer 
inländischen Absatzmaßnahmen eine Rege­
lung zu finden, die für die Bauern, für den 
Staat und für den Konsumenten günstig ist! 
Denn wenn ich eine Ziffer - erlauben Sie 
mir, die noch zu nennen - sagen darf, daß im 
Inland etwa erst ein Drittel durch Schulmilch­
aktionen abgedeckt wird, daß etwa zwei Drit­
tel der österreichischen Kinder noch keine 
Schulmilch bekommen, so sehen wir doch, 
daß hier Möglichkeiten bestehen. 

Und wenn wir Beträge von etwa 900 Millio­
nen ausgeben, die teils von den Bauern natür­
lich, von uns, mitfinanziert werden, und etwa 
1 ,2 Milliarden vom Staat bezahlt werden, so 
kann man nicht sagen, daß der Staat nichts 
tut und die Bundesregierung hier säumig 
wäre. 

Ich möchte zu dem Getreideproblem mit 
der gesamten Problematik, die damit zusam­
menhängt, noch etwas sagen. Auch hier das­
selbe Bild in Österreich. Immer mehr Menge 
bringt uns - nicht nur den Staat, nicht nur 
die Regierung, sondern auch die Landwirt­
schaft selbst - in Schwierigkeiten. Die Bun­
desregierung, wie sie jetzt zusammengesetzt 
ist, sagt auch hier in ihrer Regierungserklä­
rung sehr deutlich, daß .,im Einklang mit 
Energie- und Umweltschutzerfordernissen . . .  
das Projekt der Biospriterzeugung zu den 
wichtigen Produktionsalternativen" der 
Zukunft zählen soll. (Ruf bei der ÖVP: Das 
haben Sie vor vier Jahren auch schon gesagt 
und geschehen ist nichts!) Für das bin ich 
nicht verantwortlich, Herr Kollege! Wir reden 
ja von der Bundesregierung, die jetzt Verant­
wortung trägt, und ich glaube, das klare 
Bekenntnis dazu sagt doch, daß der Wille vor­
handen ist. 

Meine sehr . verehrten Damen und Herren! 
Wir haben vor kurzem eine Sitzung im Mini­
sterium gehabt, wo alle Sozialpartner beteiligt 
waren, und ich habe den Schwerpunkt Bio­
sprit als Staatssekretär des Landwirtschafts­
ministeriums vom Landwirtschaftsminister 
übernommen. Wir haben einen Zeitpunkt fest­
gesetzt, weil wir uns ehrlich bemühen wollen, 
hier voranzukommen. Wir haben Mitte Sep­
tember als Zeitpunkt gewählt, wo wir neue 
Gespräche führen werden, aber nicht nur 
reden, sondern einmal wirklich versuchen 
werden, etwas in Gang zu setzen. 

Ich hoffe - ich möchte das auch hier sehr 
deutlich sagen - ,  daß es in Österreich eine 
Industrie gibt, die uns mit ihrer fertigen Tech­
nologie konfrontiert, und daß wir pflanzen­
baulieh so weit sein mögen, daß wir mit Pro­
grammen gemeinsam mit dieser Technologie 
in die Lage versetzt werden, Biosprit in Öster­
reich auch in vertretbarem finanziellen Aus­
maß herstellen zu können. Denn eines muß 
man auch ganz offen sagen - und ich möchte 
mich bemühen, immer alles sehr ehrlich und 
offen auszusprechen - :  Wenn wir eine Bio­
spritindustrie in Österreich beginnen, dann 
darf das Finanzierungserfordernis für die 
öffentliche Hand nicht doppelt so groß sein, 
als es bisher mit den regulären Maßnahmen 
der Zuschüsse war. 
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Ich glaube, wenn wir die Technologie 
haben, wenn wir vom pflanzenbaulichen Maß­
stab her Produkte finden, wo wir nicht nur die 
Ökologie in unserem Land verbessern kön­
nen, sondern auch von der Menge her Ernten 
einbringen können, daß wir in einem vertret­
baren Rahmen Biosprit erzeugen können mit 
dem gesundheitspolitischen Aspekt versehen, 
kann in den nächsten Jahren etwas sehr 
Bedeutungsvolles geschehen. 

In dem Sinne glaube ich, daß wir schon Sig­
nale gesetzt haben, und wir werden uns sehr 
bemühen, hier Abhilfe in dem Sinne zu schaf­
fen; wie ich es ausgeführt habe, wenn es mög­
lich ist. 

Nun noch abschließend, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren, zur Kritik an meinem 
Parteiobmann, an Vizekanzler Steger. Wenn 
der Vizekanzler Steger sich zur Sozialpartner­
schaft bekennt und wir uns alle zur Sozial­
partnerschaft bekennen, dann kann man doch 
nicht Kritik daran üben, wenn der.Herr Vize­
kanzler Steger nun als Handelsminister die 
Sozialpartner die Verhandlungen führen . hat 
lassen. Und wenn der Vizekanzler im Aus­
land, in der CSSR, weilt, um auch dort wieder 
für Bauern und für die Handelsinteressen zu 
verhandeln, kann man doch auch nicht Kritik 
üben und man kann, glaube ich, auch nicht 
Kritik üben, wenn ein Vizekanzler und Han­
deisminister einmal krank ist. (Zwischenrufe 
bei der ÖVP.) 

Und, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der ÖVP, eines kann man auch 
sehr deutlich sagen: Wenn die Sozialpartner 
sich gemeinsam geeinigt haben, obwohl die 
Amtliche Preiskommission 30 Groschen als 
gerechtfertigt angesehen hätte (Zwischenruf 
bei der ÖVP), und die Sozialpartner sich 
inklusive der ÖVP-Vertreter gegen diese 
gerechtfertigten Preisvorschläge gewehrt und 
gesagt haben, 17 Groschen sind genug, dann 
ist es wirklich nicht richtig, daß man den Vize­
kanzler hier kritisiert, weil er nicht den Preis 
festgesetzt hat. Festgesetzt hätten ihn der 
Herr Handelsminister plus Landwirtschafts­
minister und Finanzminister, die ja immer 
irgendwo im Einvernehmen hier mitwirken, 
nämlich erst dann, wenn sich die Sozialpart­
ner nicht einig geworden wären, aber mit 
Zustimmung der Präsidentenkonferenz, von 
Herrn Präsidenten Derfler und Herrn Präsi­
denten Lehner, wurden die 17 Groschen zur 
Kenntnis genommen (Ruf bei der SPÖ: Hört! 
Hört! - Ruf des Bundesrates M o l  t e  r e r.) 
und nachher vom Handelsministerium eben 
festgesetzt. 

In dem Sinne, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, glaube ich, daß wir in der 
Zukunft hier ganz klar die Fronten legen sol­
len. Wenn wir uns zur sozialpartnerschaftli­
ehen Einigung bekennen, dann hat die Kritik 
im nachhinein wenig Sinn. Und sagen wir es 
auch den Bauern draußen, wie es ist und wie 
es war! Ich hoffe, daß wir gemeinsam bei der 
nächsten Marktordnungsgesetzgebung zu 
einer Gesetzgebung kommen, die zum Wohle 
der Bauern, zum Wohle der Konsumenten 
(Bundesrat M o l t e  r e r :  Erst einmal zustim­
men!) und auch unserer Molkereiwirtschaft 
abgeschlossen werden kann. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Es ist ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu 
��� 

. 

7. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 7. Juli 1983 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Weingesetz 1961 geändert wird 
(Weingesetznovelle 1983) (2731 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Wir gelangen nun zum 7. Punkt der Tagesord­
nung: Weingesetznovelle 1983. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat 
Ing. Nigl. Ich ersuche ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Ing. Nigl: Durch den vorlie­
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
soll der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft ermächtigt werden, durch Verord­
nung anzuordnen, daß bestimmte Prädikats­
weine nur in Flaschen abgefüllt exportiert 
werden dürfen. Hiemit soll der Ruf und die 
Originalität österreichischer Prädikatsweine 
im Ausland verbessert werden. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 11.  Juli 1983 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 
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Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 7. Juli 1983 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Weingesetz 1961 geändert 
wird (Weingesetznovelle 1983), wird kein Ein­
spruch erhoben. 

Vorsitzender Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich Herr Bundesrat Achs. _ Ich 
erteile ihm dieses. 

Bundesrat Achs (SPÖ, Burgenland): Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Hoher 
Bundesrat! Herr Kollege Molterer, ich bin 
aber ein Weinbauer, ich glaube, ich habe die 
Möglichkeit, zu sprechen, nicht? (Bundesrat 
M o l  t e  r e r :  Es gibt aber auch einen Zusam­
menhang zwischen Weinbauern und Wein­
trinkern!) Bitte, ich bin beides. (Ruf bei der 
SPÖ: Sogar Landwirt ist er!) 

Meine Damen und Herren! Die großen 
internationalen wirtschaftlichen Probleme 
und Schwierigkeiten haben zweifelsohne 
auch auf die Landwirtschaft und auf den 
Weinbau übergegriffen. Diese Probleme kön­
nen jedoch nur mit den größten Anstrengun­
gen der gesamten österreichischen Weinwirt­
schaft und der zuständigen Stellen des Bun­
des und ' der Länder gemeinsam gelöst wer­
den, wobei eine Reihe von einschneidenden 
Maßnahmen getroffen werden muß. Auf 
Grund der derzeitigen Produktions- und 
Absatzlage werden tiefgreifende Strukturver­
änderungen notwendig. Wir müssen Maßnah­
men, Richt- und Leitlinien für eine vernünf­
tige Weinbaupolitik setzen. Wir werden zwei­
felsohne Mut brauchen, um einer gefährli­
chen Ertragssteigerung und einer risikorei­
chen Flächenausdehnung entgegenzusteuern. 

Meine Damen und Herren! Wir werden aber 
auch die Maßnahmen, die zur erfolgreichen 
Bewältigung der Weinrekordernte 1982 
geführt haben, im heurigen Jahr fortsetzen. 
Nach der guten Ernte des Jahres 1982 wird 
auch im heurigen Jahr eine gute Ernte zu 
erwarten sein. Im Vorjahr hat das Ministe­
rium für Land- und Forstwirtschaft durch 
Förderungsmaßnahmen einen Betrag von 
zirka 130 Millionen Schilling für die Lager­
raumschaffung an Budgetmittel bereitge­
stellt. Erfreulichermaßen werden diese Förde­
rungsmaßnahmen im heurigen Jahr eine ver­
stärkte Fortsetzung erfahren. 

Es ist zu begrüßen, daß beim Weingipfel mit 
dem Herrn Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft die völlige Übereinstimmung 
erzielt wurde, daß über die Landesweinbauge­
setze die Lesetermine so festzusetzen sind, 
daß die volle Reife erreicht wird und von 
einer Erhöhung der Aufbesserungsgrenze 
zum Ausgleich eines Mangels an natürlicher 
Reife, wie es laut Weingesetz möglich ist, der 
Landwirtschaftsminister heuer nicht Ge­
brauch machen wird. 

Meine Damen und Herren! Die Inlands-, 
aber auch die Auslandsmarktberichte lassen 
erkennen, daß nach einem sehr ertragreichen 
Jahr 1982 auch , heuer eine ausgezeichnete 
Weinernte zu erwarten ist. Wir müssen daher 
sowohl dem Inlandsabsatz, aber auch dem 
Exportgeschäft eine besondere Bedeutung 
beimessen. Zur KlarsteIlung der Bedeutung 
des österreichischen Weinmarktes im euro­
päischen Raum möchte ich nur einige Ver­
gleichszahlen der Anbauflächen ,anführen: 

Österreich zirka 60 000 Hektar, Ungarn 
160 000 Hektar" Jugoslawien 260 000 Hektar, 
Frankreich und Italien je über eine Million 
Hektar Anbauflächen. 

Auf Grund dieser Vergleichszahlen kann 
man ersehen, daß der österreichische Wein­
bau im europäischen Raum und Markt eine 
sehr untergeordnete Rolle spielt. Ein weiterer 
Vergleich ist beim österreichischen Export in 
die BRD angebracht. Die deutsche Durch­
schnittsweinert:lte beträgt im Jahr zwischen 8 
und 10 Millionen Hektoliter. Im vergangenen 
Jahr hat die BRD jedoch 16 'Millionen Hektoli­
ter Wein geerntet. Der durchschnittliche 
Import der BRD beträgt zirka 10 Millionen 
Hektoliter, der österreichische Anteil des 
gesamtdeutschen Importes beträgt zirka 
3 Prozent. 

Wie aus den Vergleichszahlen zu ersehen 
ist, dürfen wir den Export in die BRD nicht 
überbewerten, aber trotzdem stellt er für uns 
einen besonderen wirtschaftlichen Faktor 
dar. 

Meine Damen und Herren! Es ist hinläng­
lich bekannt, daß die österreichische Wein­
qualität über dem internationalen Durch­
schnitt liegt, und wir brauchen hier keinen 
Vergleich mit den anderen Ländern zu 
scheuen. Es muß aber auch offen ausgespro­
chen werden, daß der österreichische Wein in 
der BRD immer , mehr und mehr an Image 
verliert; sicherlich nicht deswegen, weil die 
Qualität unseres Weines so schlecht ist, viel­
mehr deswegen, weil sich die österreichi-

436. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)62 von 70

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 436. Sitzung - 12. Juli 1983 16973 

Achs 

sehen Anbieter gegenseitig bekämpfen und 
weil sie kein generelles Verkaufskonzept vor­
liegen haben. Es muß uns aber auch gelingen, 
die unbegründeten Verdächtigungen gegen­
über den österreichischen Winzern zu ent­
kräften. Es ist sehr bedauerlich, daß das 
Bemühen österreichischer Winzer, die in Ver­
gessenheit geratene Weine wieder aufleben 
lassen wollen, im Ausland von österreichi­
schen Funktionären der Weinwirtschaft kriti­
siert wird. Ich bin vielmehr der Ansicht, daß 
man gerade diesen Winzern für ihr Bemühen 
ein besonderes Dankeschön aussprechen 
müßte. 

Man soll sich, meine Damen . und Herren, 
lediglich viel mehr darüber ' Gedanken 
machen, wie wir den derzeitigen Tiefpreis auf 
dem Weinbausektor wieder in die Höhe brin­
gen könnten. Allgemein sei zu sagen, daß es 
in der derzeit schwierigen Lage überhaupt 
nichts bringt, wenn wir gegenseitig Beschuldi­
gungen und Verdächtigungen aussprechen. 

Herr Kollege Molterer, ich bin der Mei­
nung, daß wir in Österreich weder eine rote, 
eine blaue oder eine schwarze Agrarpolitik 
brauchen; wir brauchen eine Agrarpolitik, die 
für die österreichischen Landwirte, aber auch 
für alle Österreicher pestimmt ist. Ich glaube, 
wenn Sie mir beipflichten, sind wir auf dem 
richtigen Weg. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich möchte aber trotzdem auf die Ausfüh­
rungen des Herrn Nationalrates Hietl einge­
hen, der gemeint hat, daß Niederösterreich 
zum Ländervertrag Burgenland -Nieder­
österreich steht. Dazu möchte ich eines sagen: 
Auch wir Burgenländer stehen voll unq. ganz 
zu diesem Vertrag. Ich möchte aber trotzdem 
den Vorschlag machen, vielleicht könnte sich 
auch Niederösterreich den Burgenländern 
anschließen, und zwar haben wir uns bei der 
Erzeugung von Prädikatsweinen freiwillig der 
amtlichen Kontrolle unterworfen. Wir führen 
das Lesegut freiwillig der amtlichen Kontrolle 
vor, und ich glaube, daß man nur so einen gro­
ßen Beitrag für eine Qualitätssteigerung 
erreichen kann. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir müssen uns aber auch überlegen, ob wir 
nicht auch in jenen Gebieten, wo die Mindest­
gradation gesetzlich vorgeschrieben ist und 
13 Prozent beträgt, den Versuch unternehmen 
sollten, hier diese Trauben, das Lesegut, einer 
amtlichen Kontrolle zu unterziehen. 

Es ist auch an ein generelles Aufbesse­
rungsverbot zu denken, weil die Ernten jetzt 
immer mehr und mehr werden. Wir haben mit 

Absatzschwierigkeiten zu kämpfen. Wenn wir 
zum Beispiel auf ein Aufbesserungsverbot 
verzichten würden, würde schon durch die 
Aufbesserung der Ertrag geringer werden. 
Andererseits müßten wir einen späteren 
Lesetermin wählen, und auch dadurch würde 
es eine Verringerung der Menge geben. 

Wir müssen in Zukunft auch dem Hektarer­
trag ein besonderes Augenmerk beimessen, 
wobei man sich besonders den Rebschnitt gut 
überlegen muß. 

Wir müssen weiters die Brennwein- und die 
Traubensaftaktion mehr forcieren. Man muß 
aber darüber hinaus versuchen, ein besseres 
Marketing zu erreichen. Darunter verstehe 
ich mehr Werbung und Schaffung von überre­
gionalen Typenweinen, die man leichter und 
besser bewerben kann, die Anhebung der 
Qualität durch Sortenbereinigung und, wie 
bereits erwähnt, eine bessere Kontrolle der 
Mindestgrade. 

Ich erachte die Beibehaltung, ja sogar die 
Hinaufsetzung der Mindestgradation von 
13 Klosterneuburger als notwendig, zielfüh­
rend. und zukunftsorientiert. 

Meine Damen und Herren! Zur Inlands­
markterschließung ist zu sagen, daß hier noch 
viele Möglichkeiten offen sind. Um nur einige 
Beispiele zu nennen: Es muß uns gelingen, 
daß unsere Gastronomie neben der Vermitt­
lung ihrer heimischen Speisekultur auch zum 
Botschafter des österreichischen Weines wird. 

Die Gaststätten und Restaurants sind ein 
wesentlicher Faktor, der. die internationale 
Ausrichtung der Weintrinker begünstigt. 
Viele Menschen finden auf dem Weg der 
Gastronomie zu den Weinen, die sie dann 
auch für den Hausgebrauch konsumieren. 

Die Schlüsselfunktion der Gastronomie als 
direkter Mittler zwischen Wein und Gast 
kann in ihrer Bedeutung gar nicht hoch 
genug eingeschätzt werden. 

Meine Damen und Herren! Man wird in 
Zukunft sicherlich die Verbraucherwünsche 
mehr berücksichtigen müssen. Die Produzen­
ten und Händler werden es sich nicht leisten 
können, die berechtigten Forderungen der 
Kosumenten weiter zu negieren. Die Erfül­
lung der Verbraucherwünsche, wie passende 
Qualität, Angaben über Herkunft, Rebsorten, 
Geschmack und auch Alkoholgehalt, ist heute 
gefragt und darf dem Konsumenten nicht 
mehr länger vorenthalten werden. 
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Auch weiterhin muß unser vordringlichstes 
Ziel, wie bereits erwähnt, die Erzeugung von 
Qualitäts- und Spitzenweinen sein. Die klima­
tischen Voraussetzungen sind bei uns in 
Österreich gegeben. Wir haben im Burgen­
land die Möglichkeit, von gewöhnlichen 
Tischweinen angefangen jede Prädikats stufe 
bis zur Trockenbeerauslese zu erreichen. In 
Niederösterreich gelingt es uns ebenfalls, her­
vorragende Qualitätsweine zu erzeugen. 

Wir müssen diese klimatischen Begünsti­
gungen im Interesse und zum Wohle unseres 
Weinbaues nützen. Ich schlage daher vor, daß 
wir in Zukunft in Österreich eine gemeinsame 
Weinbaupolitik setzen. Durch die einstimmige 
Zustimmung zum vorliegenden Beschluß des 
Nationalrates sind für mich erste bedeutende 
Anhaltspunkte gegeben. 

Meine Damen und Herren! Es soll dadurch 
der bereits mit der Weingesetznovelle 1980 
beschrittene Weg zur Verbesserung der Kon­
trolle von Prädikatsweinen fortgesetzt wer­
den. Der Export von bestimmten Prädikats­
weinen nur in Flaschen wird zweifelsohne 
dem Ruf des österreichischen Weines' im Aus­
land dienlich sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Zum Wort hat sich weiters Herr Bundesrat 
Dipl.-Ing. Berl gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dipl.-Ing. Berl (ÖVP, Nieder­
österreich): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 
Werter Herr Staatssekretär! Meine Damen 
und . Herren des Hohen Bundesrates! Ein 
Großteil der österreichischen Prädikatsweine 
wird derzeit in Großraumbehältern expor­
tiert. Es hat im Vorjahr eine Weinlese gege­
ben, die noch niemals vorher erreicht wurde, 
nicht nur in der Menge, sondern auch der 
Qualität nach. Da es aller Voraussicht nach 
auch heuer wieder zu einer guten Trauben­
ernte kommt, muß einiges getan werden, um 
für die kommende Weinernte eine Unterbrin­
gungsmöglichkeit zu schaffen. 

Das Land Niederösterreich hat in Zusam­
menarbeit mit der Berufsvertretung bereits 
die Entscheidung getroffen, zur Unterbrin­
gung der zu erfassenden Ernte eine Erweite­
rung des Zentrallagers um 480 000 hl Wein 
vorzunehmen. Diese Lagermöglichkeit dient 
etwa 30 000 Weinbaufamilien. Das ist eine tat­
kräftige Unterstützung durch das Land Nie­
derösterreich. Aber auch der Bund hätte die 
Verpflichtung, das Seine dazu beizutragen. 

Die Volkspartei versichert den Ressortleiter 
der vollen Unterstützung, wenn er von der 

ihm übertragenen VerantWortungsmöglich­
keit Gebrauch macht, um so den guten Ruf 
des österreichischen Weines auch weithin zu 
gewährleisten. 

Es ist eine Forderung der Weinwirtschaft, 
daß der Bundesminister bei den Verhandlun­
gen in Brüssel auf den Wegfall der Flaschen­
weinzölle für Export drängt, damit so gegen­
seitig eine gleiche Chance geschaffen wird. 

Mit der gegenwärtigen Novelle wird ein 
weiterer Schritt zur Verbesserung des Rufes 
der österreichischen Weine und zur Ermögli­
chung einer effizienteren Kontrolle zur Prädi­
katsweinerfassung im Ausland gesetzt. 

Dem Export dieser Weine kommt eine 
besondere Bedeutung zu. Durch Schaffung 
einer Verordnungsermächtigung soll der Bun­
desminister für Land- und Forstwirtschaft in 
die Lage versetzt werden, anzuordnen, daß 
bestimmte Prädikatsweine nur in Flaschen 
abgefüllt exportiert werden dürfen. Damit 
wird auch die Originalität des österreichi­
schen Prädikatsweines im Ausland gesichert. 
Dadurch wir dem österreichischen Weinbau 
sicher ein Dienst geleistet werden. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Wünscht noch jemand das Wort? - Der Herr 
Staatssekretär. Bitte. 

Staatssekretär im Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft Ing. Murer: Hoher 
Bundesrat! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte nur einige Sätze zur 
Weingesetznovelle 1 983 anmerken. 

Die Weingesetznovelle 1983 ist eine kleine 
Weingesetznovelle, mit der, wie schon gesagt, 
Österreichs Weinbauern und der Handel ver­
pflichtet werden, soweit es der Landwirt­
schaftsminister anordnet, Prädikatsweine in 
Flaschen zu exportieren, damit die Qualität 
der Prädikatsweine unserer Bauern . auch 
wirklich in Deutschland, in England oder wo 
immer auf der Welt ankommt. 

Ich glaube, genau das wollen wir damit 
erreichen: österreichische Qualität in die Welt 
hinaustragen, um die Welt, um die Staaten 
aufmerksam zu machen, daß Österreich ein 
Land ist, das in der Lage ist, besondere Quali­
täten zu erzeugen, mit denen wir auf dem 
Weltmarkt leicht konkurrenzfähig sind. 

Ich möchte hier ' ein Anmerkung machen, 
die vielleicht gut zu einer Äußerung von vor-
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hin paßt. Manchmal dauern halt gute Dinge 
etwas länger, wichtig ist, daß sie kommen. 

Ich freue mich daher, daß diese Gesetzesno­
velle von allen gemeinsam schon im N ational­
rat getragen wurde und daß auch der Bundes­
rat die Zustimmung gibt, weil ich auch glaube, 
daß es ein wichtiger Schritt vorwärts ist in 
Richtung Qualität, Konkurrenzfähigkeit auf 
den Weltmärkten und in Richtung Qualitäts­
verbesserung sowie bessere und leichtere 
Kontrolle. 

Diese Gesetzesnovelle erleichtert es dem 
Landwirtschaftsminister bereits jetzt bei den 
Verhandlungen in Brüssel, sich mit dieser 
Vorgabe dafür einzusetzen, daß - wie richtig 
gesagt wurde - die Zollerleichterung beim 
Flaschentransport tatsächlich erreicht wer­
den kann. 

In dem Sinn möchte ich meine Freude auch 
hier zum Ausdruck bringen. (Beifall bei der 
SPO.) 

. 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
nicht der Fall. Die Debatt� ist geschlossen. 

. Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der 
Fall. 

Wir gelangen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu 
erheben. 

8. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 7. Juli 1983 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Wasserrechtsgesetz 1959 geän-

dert wird (2732 der Beilagen) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Schambeck: 
Wir gelangen nun zum 8. Punkt der Tagesord­
nung: Bundesgesetz, mit dem das Wasser­
rechtsgesetz 1959 geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Weiss. 
Ich bitte ihn um den Bericht. 

Berichterstatter Weiss: Durch den vorlie­
genden Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
soll bei der Novellierung des § 34 im Absatz 7 
die Zuständigkeit von Ansuchen oder Anzei­
gen gemäß Absatz 2 dieser Gesetzesstelle 
sowie der Überwachung der Einhaltung die­
ser Verordnung bei der Bezirksverwaltungs-

behörde konzentriert werden. Dadurch soll 
die Weiterführung der bisherigen geübten, 
langjährigen und bewährten Praxis der Was­
serrechtsbehörde auf einwandfreier gesetzli­
cher Grundlage ermöglicht werden. 

Der Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft hat die gegenständliche Vorlage in sei­
ner Sitzung vom 11 .  Juli 1983 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause zu empfehlen, keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft somit 
den A n  t r a g, der Bundesrat wolle beschlie­
ßen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 7. Juli 1983 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Wasserrechtsgesetz 1959 
geändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender (der inzwischen die Verhand­
lungsleitung übernommen hat): Wortmeldun­
gen liegen nicht vor. Wünscht jemand das 
Wort? - Es ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i  n e n  E i n  s p r  u ch  zu 
erheben. 

9. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 6. Juli 1983 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Prämiensparförderungsgesetz 

geändert wird (2733 der Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
9. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das Prämiensparförderungsgesetz 
geändert wird. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Maria 
Derflinger. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Maria Derflinger:- Herr 
Vorsitzender! Herr Staatssekretär! Werte 
Damen und Herren! Durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll in 
Anpassung an das gesunkene Zinsniveau der 
Zinsfuß beim · Prämiensparen herabgesetzt 
werden. Anstelle der bisher vorgesehenen 
sechsprozentigen Verzinsung soll eine flexible 
Regelung dadurch erreicht werden, daß nun­
mehr der Zinsfuß für Prämiensparverträge 
1,5 Prozentpunkte über dem jeweils geltenden 
Eckzinsfuß liegen soll. Weiters soll die Höhe 
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der Sparprämie für die ab l .  Juli 1983 abge­
schlossenen Prämiensparverträge nunmehr 
fix mit 1 Prozent festgesetzt werden.  Für die 
derzeit laufenden Prämiensparverträge soll 
der Zinsfuß von 6 Prozent weiter bestehen 
bleiben. An der Regelung der Sparprämien 
für laufende Verträge soll nur die Höchst­
grenze eliminiert werden, da bei einem weite­
ren Absinken des Nominalzinssatzes die Min­
destgrenze für Sparprämien unterschritten 
würde. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 .  Juli 
1983 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den Antrag, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 6. Juli 1983 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Prämiensparförderungs­
gesetz geändert wird, wird kein Einspruch 
erhoben. 

Vorsitzender: Ich begrüße den im Haus 
erschienenen Herrn . Staatssekretär 
Dkfm. Bauer recht herzlich. (Allgemeiner Bei­

. fal1.) 

Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
gemeldet hat sich Herr Bundesrat Ing. Lude­
scher. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Ing. Ludescher (ÖVP, Vorarl­
berg): Herr Vorsitzender! Meine Herren 
Staatssekretäre! Hoher Bundesrat! In der vor­
liegenden Novelle zum Prämiensparförde­
rungsgesetz geht es zunächst einmal um eine 
durchaus begrüßenswerte Regelung in der 
Form, daß der Zinsfuß beim Prämiensparen 
mit 1 ,5 Prozent über dem jeweiligen Eckzins­
fuß fixiert wird. Gleichzeitig soll die Höhe der 
Prämie mit 1 Prozent festgesetzt werden. 

Das ist sicher eine notwendige Entschei­
dung, wenn man die Senkung der Kreditzin­
sen zur Ankurbelung der Investitionstätigkeit 
in der Wirtschaft ernst nimmt. Trotzdem han­
delt es sich um eine unpopuläre Maßnahme, 
denn es werden die Sparer, welche neue Spar­
verträge< oder Prämiensparverträge abschlie­
ßen, schlechter gestellt als Sparer mit alten 
Sparverträgen. 

Die Gestaltung des Zinsniveaus ist im Rah­
men der Wirtschafts- und Finanzpolitik ein 
sehr wichtiger Punkt. Zwischen den Zinsen, 

welche die Sparer erhalten, und jenen Zinsen, . 
welche die Kreditnehmer zu bezahlen haben, 
besteht zwangsmäßig ein sehr enger Zusam­

,
menhang. 

Die Österreichische Volkspartei hätte es 
sich leichtmachen können, als Schützer der 
Sparer aufzutreten und den unpopulären 
Maßnahmen solange nicht zuzustimmen, 
solange die Regierung der Belastungs- und 
Verschwendungspolitik nicht Einhalt gebie- . 
tet. Daß wir diesem Gesetz trotzdem unsere 
Zustimmung geben, ist ein Beweis dafür, daß 
wir staats bewußt handeln. Wir wissen sehr 
wohl, daß weitere Senkungen der Kreditzin­
sen nur möglich sind, wenn eine vernünftige 
Relation zu den Zinsen für die Einleger 
besteht. 

Als erfreuliche Begleiterscheinung möchte 
ich erwähnen, daß in Form eines Abände­
rungsantrages unserem Grundsatz entspro­
chen wurde, Gesetze nicht rückwirkend in 
Kraft treten zu lassen. 

Im Rahmen der verschiedenen Sparformen 
hat das Prämiensparen einen eher unbedeu­
tenden Anteil, etwa. 5 Prozent. Trotzdem hat 
diese Sparform Signalwirkung für alle ande­
ren Sektoren. 

Unwillkürlich stellt sich in diesem Zusam­
menhang die Frage nach dem Sinn und 
Zweck des Sparens ganz allgemein. Aus der 
Sicht der Wirtschaft ist der eingeschlagene 
Weg der Kreditzinssenkung zur Ankurbelung 
der Investitionen fortzusetzen. Geringere 
Kreditzinsen allein werden aber den zur 
Arbeitsplatzsicherung und Arbeitsplatzbe­
schaffung dringend notwendigen Investitions­
boom nicht auslösen können. Solange die 
Bundesregierung durch die laufende Diskus­
sion über die Einführung der verschiedensten 
neuen Steuern Sparer und Wirtschaft verunsi­
chert, solange können wir weder mehr Spar­
gesinnung bei den Sparern noch mehr Bereit­
schaft zu risikoreichen Investitionen von der 
Wirtschaft erwarten. 

Die Diskussion über die Besteuerung der 
Sparerträge, ob als Sparbuchsteuer oder An­
onymitätsabgabe, hat die Spargesinnung 
bereits stark strapaziert. In diesem Zusam­
menhang geht es einzig und allein um Beibe­
haltung oder Auflassung unseres anerkannt 
guten Bankgeheimnisses. Sollten sich die 
Regierungsparteien für die Beibehaltung des 
Bankgeheimnisses aussprechen, müßten die 
Diskussionen rund um die Sparbuchsteuer so ' 
rasch als möglich beendet werden. 
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Um die herrschende Unsicherheit um die­
ses Thema aus der Welt zu schaffen, hat 
Dr. Alois Mock im Nationalrat einen Initiativ­
antrag eingebracht, der einen Riegel vorschie­
ben soll. Dieser Antrag soll den § 23 des Kre­
ditwesengesetzes, jenen Paragraphen, der die 
Aussage über das Bankgeheimnis enthält, auf 
den Rang einer Verfassungsnorm erheben. 
Das heißt, dieser Paragraph soll in Zukunft 
nur mit Zweidrittelmehrheit abgeändert wer­
den können. Der Begriff "Sparen" ist aber 
viel umfangreicher. Auch von der Bundesre­
gierung soll gespart werden. Statt laufende 
Ausweitung der Zentralbürokratie soll eine 
stufenweise Reduzierung derselben erfolgen. 
Wir brauchen mehr Bekenntnis zur Dezentra­
lisierung, mehr Bekenntnis zu einem echten 
Föderalismus. 

Um die großen wirtschaftlichen Probleme 
der Zukunft bewältigen zu können, brauchen 
wir bestes Zusammenspiel aller Kräfte. Hiezu 
ist ein Belastungsstopp dringend notwendig. 
Die großen Risken, welche Investitionen in 
dieser wirtschaftlich unsicheren Zeit für die 
Betriebe und für deren Mitarbeiter mit sich 
bringen, dürfen nicht durch eine Menge neuer 
Steuererfindungen völlig unkalkulierbar wer­
den. Nur ein Belastungsstopp kann jene drin­
gend benötigte Vertrauensbasis bei Sparern, 
Mitarbeitern und der Wirtschaft wiederher­
stellen, welche notwendig ist, um gemeinsam 
die vor uns liegenden Probleme zu meistern. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender: Weiters zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesrat Ceeh. Ich erteile ihm die­
ses. 

Bundesrat Ceeh (SPÖ, Kärnten): Herr Vor­
sitzender! Meine sehr geehrten Herren 
Staatssekretäre! Hohes Haus! Zunächst ein­
mal ein paar Worte zum Kollegen Ludescher: 
Es ist schon richtig, daß es so aussieht, als 
würden die Sparer, die neue ,Prämienverträge 
abschließen, ab dem 1. August nun schlechter 
gestellt sein. Ich glaube aber nicht, daß man 
daraus eine Negativpropaganda machen 
sollte. 

Vor allen Dingen aber meine ichj daß es 
einigermaßen ungeschickt ist, denselben Feh­
ler zu wiederholen, den der Abgeordnete Kop­
pensteiner im Nationalrat gemacht hat. Ich 
habe das wörtliche Protokoll genauso wie 
Herr Kollege Ludescher , und deshalb weiß 
ich, daß auch dem Herrn Kollegen Koppen­
steiner der Fehler unterlaufen ist, zu meinen, 
es gehöre zu den Grundsätzen der ÖVP, zu 
verlangen, daß Gesetze nicht rückwirkend in 
Kraft treten. Ich würde dem Kollegen Kop-

pensteiner und dem Kollegen Ludescher emp­
fehlen, sich einmal die Anträge der eigenen 
Partei anzuschauen: Antrag 61 A der Abgeord­
neten Dr. Zittmayr, Hietl; Antrag 8/A der 
Abgeordneten Dr. Zittmayr, Hietl; Antrag 9/A 
der Abgeordneten Graf, Dr. Zittmayr; 
Antrag 10/A des Abgeordneten Dr. Keimei; 
Antrag 18/A des Abgeordneten DDr. König. 
Alle wurden vor einigen Tagen eingebracht, 
und in allen wird eine rückwirkende Wirkung 
des Gesetzes mit 1. Jänner 1983 verlangt. 
Jetzt frage ich mich: Wo bleibt da Ihr Grund­
satz, bitte schön? 

Aber es geht noch weiter. Gestern haben 
wir weitere Anträge bekommen: Antrag 38/ A 
der Abgeordneten Dr. Keimei, Vetter, Gurt­
ner, Ing. Helbich; Antrag 41/A der Abgeordne­
ten DipL-Ing. Riegler, Deutschmann, Dr. Zitt­
mayr, Türtscher, Keller, Schwarzenberger, 
Vonwald, Schuster, Brandstätter, Neumann. 
Alle haben unterschrieben, daß sie wünschen, 
daß wieder ein Gesetz rückwirkend in Kraft 
tritt. Da frage ich mich wirklich, welche 
Grundsätze die ÖVP hier wirklich hat. (Beifall 
bei der SPÖ. - Bundesrat K ö s t l  e r :  Die 
behand,eln alle das Prämiensparen, denn dazu 
sprichst du ja?!) Herr Kollege Köstler! Wenn 
Sie gestatten, zu Ihren Grundsätzen, die vor­
her genannt worden sind, Stellung zu neh­
men, dann würde ich Ihnen schon sehr dank­
bar sein. 

Nun zur Erinnerung, zum Prämiensparför­
derungsgesetz. Die Möglichkeit, prämiengün­
stig zu sparen - das wurde leider nicht 
erwähnt -,  steht in Österreich allen natürli­
chen Personen zu, die ihren Wohnsitz im 
Inland haben. Diese Personen können prä­
mienbegünstige Verträge abschließen. Aber 
nicht nur das: Sie kommen nicht nur in den 
Genuß einer relativ hohen Verzinsung und 
einer steuerfreien Prämie, sondern junge 
Sparer haben darüber hinaus die Möglichkeit, 
nach Abschluß ihres Vertrages, also nachdem 
sie ihren Vertrag erfüllt haben, vom gleichen 
Kreditunternehmen auch einen Kredit aufzu­
nehmen. Das ist eine Angelegenheit, die, 
glaube ich, zuwenig bekannt ist und die ver­
dient, im Zusammenhang mit diesem Gesetz 
auch erwähnt zu werden. Dieses Gesetz 
wurde ja nicht nur geschaffen, um dem Spa­
rer eine Prämie zu geben, sondern auch, um 
jungen Sparern die Möglichkeit zu eröffnen, 
günstige Kredite mit Bundeshaftung aufzu­
nehmen. 

Daß sich einiges ab 1 .  August ändert, steht 
fest. Das ist richtig. Ich darf in dem Zusam­
menhang an die Ursachen für die Reduzie­
rung der Sparprämien und der Zinsfüße erin-
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nern. Seinerzeit bei Schaffung des Prämien­
sparförderungsgesetzes hat der Sparer 6 Pro­
zent Zinsen und eine Prämie von 3% Prozent 
bekommen. Später wurde die Prämie auf 
2 Prozent reduziert. Dann wurde sie auf 1 Pro­
zent reduziert, und nun wird auch der Zinsfuß 
auf derzeit 5% Prozent reduziert. Die laufen­
den Verträge haben trotzdem eine Verzin­
sung, alles in allem gerechnet, von ungefähr 
7 ,3 Prozent. Das ist, wie ich schon vorhin 
erwähnt habe, eine derzeit respe,ktable Ver­
zinsung. Vor zwei Jahren haben noch andere 
Grundsätze gegolten. 

Seit 1979 ergab sich, wie wir uns wahr­
scheinlich alle erinnern werden, national und 
international eine bezüglich der Zinsentwick­
lung seit dem Zweiten Weltkrieg noch nie auf­
getretene Situation. Es herrschte damals eine 
Hochzinsphase, welche über einen Zeitraum 
von rund zwei Jahren zur sogenannten inver­
sen , Zinsstruktur geführt ' hat. Einfacher aus­
gedrückt: Man bekam damals für kurzfristig 
angelegte Gelder 10, 1 1  und mehr Prozent Zin­
sen, während der Zinssatz für verzinsliche 
Wertpapiere vielfach darunter lag. Damals 
war das Prämiensparen, obwohl manche 
Institute nicht nur 8, sondern 8% oder gar 
9 Prozent gewährt haben, eine eher schlechte 
längerfristige Anlage. 

Damals waren auch die Euromarktzins­
sätze auf einer ungewöhnlichen Höhe. Der 
US-Dollar lag bei 20 Prozent Verzinsung, die 
D-Mark bei 12% Prozent und der Schweizer 
Franken bei 1 13/16 Prozent. Heute sind die Ver­
hältnisse schon wieder wesentlich anders. Die 
derzeitigen Vergleichszahlen liegen bei 9% 
Prozent. Der Dollar ist also in der Verzinsung 

auf die Hälfte gesunken, die D-Mark sogar 
noch mehr. Die D-Mark wird jetzt am Euro­
markt mit 5 Prozent verzinst, der Schweizer 
Franken mit 3% Prozent. 

Damals mußte Österreich, um Geldabflüsse 
zu vermeiden, die internationale Zinspolitik 
mitmachen. Wir alle wissen, daß das für die 
österreichische Wirtschaft, für die Kreditneh­
mer insbesondere, recht schwierige Probleme 
ergeben hat und daß es für viele Betriebe 
damals durch die geänderte Kreditsituation 
zu einem Ende kam. Wir alle wissen auch, daß 
es gerade unsere Wirtschaft war, die -
berechtigterweise - vehement eine Senkung 
der Kreditzinsen gefordert hat. Wir wissen 
weiters, daß inzwischen die Kredite billiger 
geworden sind. Zu hoffen ist - und das 
möchte ich hier ausdrücklich betonen - ,  daß 
auch die vor einigen Jahren eingeführte Kre­
ditgebühr bald der Vergangenheit angehören 
wird. Natürlich kann man andererseits nicht 

mehr einen Zinsertrag von 10, 1 1 oder noch 
mehr Prozent von Einlagen erzielen, man 
muß sich heute mit weniger bescheiden. Und 
auch das Prämiensparen muß diesem Trend 
folgen. 

Wir müssen bei der Diskussion über die 
Zinssätze berücksichtigen, daß nicht nur ein 
enger Zusammenhang zwischen dem Sollzins 
und dem Habenzins besteht, sondern auch 
sehr wesentlich dabei ist, wie die Teuerungs­
rate aussieht. 

Wenn es von der Opposition auch überse­
hen wird, freue i c h  mich feststellen zu kön­
nen, daß es in den letzten Tagen in der Presse 
und in anderen Aussendungen zur Freude 
aller Österreicher geheißen hat, daß es gelun­
gen ist, die Teuerungsrate in Österreich unter 
die 3-Prozentmarke zu drücken. Das ist 
erfreulich. 

Zum Schluß kommend möchte ich sagen: 
Die vorliegende Gesetzesänderung stellt eine 
Anpassung an die geänderte Zinssituation 
dar, und es hat daher unsere Fraktion keinen 
Grund, der Novelle ihre Zustimmung zu ver­
sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und da ich heute der letzte gemeldete Red­
ner bin, darf ich mir erlauben, allen in den 
kommenden Urlaubswochen eine gute Erho­
lung zu wünschen. (Bundesrat Dr. Sc  h w a  i -
g e r :  Ebenfalls! - Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist 
dies nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Wir gelangen daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  s p r  u c h zu 
erheben. 

10. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalra­
tes vom 6. Juli 1983 betreffend ein Bundesge­
setz über die Leistung eines dritten Beitrages 
zum Asiatischen Entwicklungsfonds (2734 der 

Beilagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
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10. Punkt der Tagesordnung: Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates betreffend ein Bun­
desgesetz über die Leistung eines dritten Bei­
trages zum Asiatischen Entwicklungsfonds. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Marga':' 
retha Obenaus. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Margaretha Obenaus: Sehr 
geehrter Herr Vorsitzender! Meine Herren 
Staatssekretäre! Hohes Haus! Österreich, das 
zu den Gründungsmitgliedern der Asiatischen 
Entwicklungsbank zählt, die 1966 zu dem 
Zweck errichtet wurde, in der Region Asien 
und Ferner Osten das wirtschaftliche Wachs­
tum und die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zu fördern, hat sich im April 1982 in Manila 
verpflichtet, einen Schillingbetrag im Gegen­
wert von 30 Millionen US-Dollar zur Wieder­
auffüllung des Asiatischen Entwicklungs­
fonds zu leisten. Durch den vorliegenden 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll nun­
mehr der Bundespräsident oder ein von ihm 
hiezu ermächtigter Vertreter bevollmächtigt 
werden, eine Verpflichtungserklärung zur 
Leistung eines Beitrages in der Höhe von 
494,3826 Millionen Schilling abzugeben. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 1 1 .  Juli 
1983 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 6. Juli 1983 betreffend ein Bundes­
gesetz über die Leistung eines dritten Beitra­
ges zum Asiatischen Entwicklungsfonds, wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht 
vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n e n  Ei n sp r u c h zu 
erheben. 

11. Punkt: Ausschußergänzungswahlen 

Vorsitzender: Wir kommen nunmehr zum 

1 1 .  Punkt der Tagesordnung: Ausschußergän­
zungswahlen. 

Durch das Ausscheiden der Bundesräte 
Franz Tratter und DipL-Ing. Hans Gasser sind 
Ausschußergänzungswahlen notwendig 
geworden. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, die . 
Bundesräte Dr. Peter Ambrozy und 
Dkfm. Otmar Petsehnig in jene Ausschüsse . 
als Mitglieder beziehungsweise Ersatzmitglie­
der zu wählen, denen bisher die Bundesräte 
Franz Tratter und Dipl.-Ing. Hans Gasser 
angehört haben. 

Weiters ist mir der Vorschlag zugekommen, 
im Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
das bisherige Ersatzmitglied Bundesrat 
lng. Max Juen zum Mitglied und das bishe­
rige Mitglied Bundesrat Jürgen Weiss zum 
Ersatzmitglied zu wählen. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde ich 
über diese Wahlvorschläge unter einem . und 
durch Handzeichen abstimmen lassen. - Ein 
Einwand wird nicht erhoben. 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, 
die diesem Wahlvorschlag ihre Zustimmung 
geben, um ein Handzeichen. - Der Wahlvor­
schlag ist somit e i n  s t i m  m i g a n g e -
n o m m e n. 

Ein Verzeichnis der neubesetzten Aus­
schußmandate wird dem Stenographischen 
Protokoll dieser Sitzung angeschlossen wer­
den. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
des Bundesrates wird auf schriftlichem Wege 
erfolgen. Als Sitzungstermin ist Mittwoch, der 
12. Oktober 1983, 9 Uhr, in Aussicht genom­
men. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kom­
men jene Vorlagen in Betracht, die der Natio­
nalrat bis dahin verabschiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht des Bundes­
rates unterliegen. 

Die Ausschußvorberatungen sind für Diens­
tag, den 1 1 .  Oktober 1983, ab 16 uhr vorgese� 
hen. 

Meine Damen und Herren! Auch ich möchte 
Ihnen allen, nachdem dies die letzte Sitzung 
vor den Sommerferien ist, einen erholsamen 
Urlaub, den Landwirten eine gute Ernte wün-
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sehen, und hoffe, daß wir uns im Herbst 
gestärkt wieder in diesem Hohen Hause tref­
fen, um unseren Aufgaben gerecht zu werden. 

Die Sitzung ist g e s e h l o s  s e n. 

Schluß der Sitzung: 15 Uhr 20 Minuten 

Besetzung von Ausschußmandaten auf Grund der vom Bundesrat in seiner (436.) Sitzung am 
12. Juli 1983 durchgeführten Ausschußergänzungswahlen 

Geschäftsordnungsausschuß 

E r s a t z m i t g l i e d :  
Dr. Peter Ambrozy (bisher Franz Tratter) 

Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 

M i t g li e d :  
Dkfm. Qtmar Petschnig (bisher 
Ing. Hans Gasser) 
Ing. Max Juen (bisher Jürgen Weiss) 

E r s a t z m i t g l i e d :  

Dipl.-

Dr. Peter Ambrozy (bisher Franz Tratter) 
Jürgen Weiss (bisher Ing. Max Juen) 

Unterrichtsausschuß 

E r s a t z m i t g l i e d :  
Dr. Peter Ambrozy (bisher Franz Tratter) 

Dkfm. Otmar Petschnig (bisher Dipl.­
Ing. Hans Gasser) 

Unvereinbarkeitsausschuß 

E r s a t z m i t g l i e d :  
Dr. Peter Ambrozy (bisher Franz Tratter) 

Wirtschaftsausschuß 

M i t g l i e d : 
Dr. Peter Ambrozy (bisher Franz Tratter) 

E r s a t z m i t g l i e d :  
Dkfm. Otmar Petschnig (bisher Dipl.­
Ing. Hans Gasser) 

Österreichische Staatsdruckerei. 0596 3 
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